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Sie werden damit einverstanden sein, daß dieser Antrag an die FachlummissionIIs.
geht? — Das ist der Fall.

Ick vertage dann die Sitzung bis morgen 2 Uhr.
(Schluß 6 Uhr 4b Minuten.)

Fünfte Sitzung
im Ständehaus zu Düsseldorf, am Freitag, den 14. Juli 1922.

(Beginn 2 Uhr 30 Minuten.)

1. Eingänge.
2. Antrag des IV. Fachausschusseszu dem Haushaltsplan über die Verwaltung der Fonds zur

Gewährung von Viehentschädigungenfür das Rechnungsjahr vom 1. April 1922 bis 31. März
1923.

3. Antrag des IV. Fachausschusses zu dem
I. Haushaltsplan flir die Verwaltung der lcmdwirtschaftlichen Angelegenheitennebst

lAnlage ^, Haushaltsplan für die Provinzial-Wein- und Obstbauschule zu Trier,
II '.Anlage L. Haushaltsplan für die Provinzial-Wein- und Obstbauschule zu Kreuzunch,

^Anlage 0, Haushaltsplan für die Provinzial-Wein- uud Obstbauschule zu Ahrweiler
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1922 bis 31. März 1923.

4. Antrag des IV. und I. Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des Provmzialausschusses,
betreffendBeteiligung des Provinzialverbandes an der Hilfsaktion zur Futtermittelbeschaffung
für Eifel und Hunsrück.

5. Autrag des IV. und I. Fachausschusses,betreffend Beteiligung des Provinzialverbandes an
der Hilfsaktion fttr die in 1921 und 1922 in den hoch gelegenen Kreisen der Eifel und des
Hunsrücks eingetreteneMißernte.

6. Autrag des IV. und I. Fachausschusses,betreffend Beteiligung des Provinzialverbandes an
der Hilfsaktion für die Erhaltung der Viehbeständeam Niederrhein.

7 Antrag des IV. Fachausschusses, betreffend anderweitigeRegelung der Getreideablieferuugspflicht.
8. Antrag des IV. und I, Fachausschusses zu dein Antrag des AbgeordnetenRulof u. a., betreffend

Hilfsaktion für Unwetterschädeu im Landkreise Trier . «„ ^
9. Antrag des IV. uud I. Fachausschusseszu dem Antrag des Abgeordneten Schmch u. a.,

betreffend Hilfsaktion für Unwetterschäden in dem der Eifel angehongenTeil des Kreises Mähen.
10. Antrag des I. Fachausschusses zu dein Bericht nnd Antrag des Provmzmlausschusses,betreffend

Unterstützung der von der schweren Hagel- und Hochwasserkatastrophe Betroffenen lm Kreise
Rheinbach durch die Provinz. . < ^ ,.

11. Antrag des IV. Fachausschusseszu dem Bericht und Antrag des Provmzmlausschusses,
betreffendErhöhung der jährlichen Provinzialzuschüsscfür die landwirtschaftlichenSchulen.

12. Antrag des IV. Fachausschusseszu dem Bericht und Antrag des Provmzialausschusses,
betreffendBeteiligung des Provinzialverbandes an der Bereitstellung von Mitteln zur Förde¬
rung von Bodenverbessernngen.

13. Antrag des IV. Fachausschusseszu dem Bericht und Autrag des Proviuzmlausschusses.
betreffenddie Errichtung von landwirtschaftlichenSchule» in Bonn, Bensberg und Polch nebst
Zusatzantrag des Abgeordnetenvon Stedman.

14. Antrag des II» Fachausschusses zu dem Antrag der SozialdemotratischenFraktion, betreffend
Entlohnung der in DienststellenuntergebrachtenFürsorgezöglinge.

15. Antrag des II» Fachansschusseszu dem Antrag der SozialdemotratischenFraktion, betreffend
Bestellung von Fürsorgern für Fürsorgezöglingeohne Religionsbekenntnis.
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16. Antrag des II», Fachausschusseszu dem Bericht mid Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend die Neubearbeitung der „Vorschriften des RheinischenProvinzialverbandes für die
Ausführung der FürsorgeerziehungMinderjähriger" nud der „Reglements für die Rheinischen
Provinzial-Fürsorgeerziehungsanstalten".

17. Antrag des Ha Fachausschusses zu dem Haushaltsplan über die Kosten der Fürsorgeerziehung
Minderjähriger gemäß Gesetzes vom 2. Juli 1900, sowie Haushaltspläne der Fürsorgeerziehungs-
llnstalten Fichtenhain,Rheindahlen,Solingen und Eustirchen für das Rechnungsjahrvom 1. April
1922 bis 31. März 1923.

18. Antrag des Ild Fachausschusses zu dem Haushaltsplan der Pruvinzial-Arbeitsanstalt zu Brau¬
weiler für das Rechnungsjahr vom 1, April 1822 bis 31. März 1923.

19. Antrag des II d Fachausschusseszu den Haushaltsplänen der Provinzial-Heil- und Pflege¬
anstalten zu Andernach, Bedburg-Hau, Bonn, Düren, Gallhausen, Grafenberg und Iohannistal
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1922 bis 31. März 1923.

20. Antrag des II K Fachausschusses zu den, Haushaltsplan über die Kosten der baulichenBeauf¬
sichtigung,größerer baulicher Ergänzungsarbeiten und der Erneuerung maschineller Anlagen in
den Provinzialanstalten für das Rechnungsjahr vom 1. April 1922 bis 31. März 1923.

21. Antrag des Ild Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Bereitstellung eines weiteren Betrages zum Bau, zum Erwerb und zur Ergänzung von
Wohnungen für Beamte und Angestellteder Provinzialverwaltung.

22. Antrag des Ild Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Bereitstellung eines Betrages von 300 000 Mark zur Durchführung von Vorarbeiten für die
Verbefferung der maschiuentechnischen, insbesondereder wärmewirtschaftlichenAnlagen in den
Pruvinzialanstalten.

23. Antrag des Ild Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
den Ankauf der Grundstücke und Gebäude Düfseldorf-Grafenberg,Beigische Landstraße7, 8 und 8».

24. Antrag des 1. Fachausschusses zu dem Antrag der Zentrumsfraktion, betreffenddie Erhöhung
der Dotationsrente,

25. Antrag des I, Fachausschusses zu deu Anträgen von Neamtenorganisationenund Beamten der
Rheinischen Provinzialverwaltung zur Besoldungsordnung.

26. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Antrag des Landesverbandes der Beamten und Ange¬
stellten der Rheinischen Provinzialverwaltung, bei Besetzung neuer Lmidesratsstellenauch Beamte
der Rheinischen Provinzialverwaltung zu berücksichtigen, die dem Stande der mittleren Beamten
angehören bezw. aus diesem hervorgegangensind.

27. Antrag des I. Fachansschusseszu dem Antrag des Landesverbandes der Beamten und Ange¬
stelltender Rheinischen Provinzialverwaltung, bis zu einer gesetzlichen Regelung für die Beamten
der Rheinischen Provinzialverwaltung und ihre nicht Versicherungspflichtigen Familienangehörigen
die durch Krankheit entstehenden Kosten zur Hälfte aus Mitteln der RheinifchenProvinzial¬
verwaltung zu zahlen.

28. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Antrag des Dekans Heyn in Marienberg (Westerwald)
auf Wiedereinstellungdes am 1. Juli 1921 in den Ruhestand uerfetzten LandessekretärsLeo
Neumann als aktiven Beamten und zwar als Verwalter einer RheinischenProuinzialanstalt.

29. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Versetzungdes Generaldirektors der Landesbank, Geheimen Regierungsrats Dr. Lohe, in
den Nuhestanu.

30. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Neubesetzung der Stelle des Generaldirektors der Landesbank der Rheinprovinz.

31. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Versetzung des Lcmdesrats Dr. Schauseil in den Ruhestand.

32. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Beschwerdedes zwangsweisein den Ruhestand versetzten früheren Landesbauamtssekretärs
Strauch.

33. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Uebernahmeder Kosten des Geschäftsführersdes Zweigausfchufses Rheinland e. V. für Dentfche
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Jugendherbergen im Rechnungsjahre 1922 bis zum Höchstbetrage von 60 000 Mark auf den
Provinzialverband.

34. Antrag des I. Fachausschusses zu dein Bericht und Autrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Vornahme einer Ersatzwahl znm Wasserbeirat.

35. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Bewilligung einer ciumaligenBeihilfe von 200 000 Mark an den Verschiinerungsverein flir das
Siebengebirge.

36. Antrag des 1. Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Erhöhung des laufenden Zuschusses an die Studentenbücherei in Bonn von 12 000 Mark
auf 30 000 Mark.

37. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und Autrag des Provinzialausschusses,betreffend
Bewilligungen aus dem Verfügungsstock des Prooinziallandtags (Ständefunds).

38. Antrag des lld Fachausschusses zu dem Autrag der Ientrumsfraktion, betreffend Prüfung bezw.
Erhöhung der seitens der Provinzialverwaltung au. private Pflegeanstaltengezahlten Pflegesätze.

39. Antrag der Fachausschüsse II:l und I auf Erhöhung des im Haushaltsplan über den Unter¬
stützungsfondsfür Blinde unter Titel II! der Ausgabe vorgesehenen Znschusses.

40. Antrag des III, Fachausfchufses zu dem Antrag des AbgeordnetenKnopf, n. a., die von Saar¬
burg nach Zerf gehenden und die beiden Provinzialstraßen Trier-Weißkirchenund Trier-Saar¬
brücken verbindendenteils Kreis-, teils Kommunalstraßenauf die Provinz zn übernehmenund
als Proviuzialstraße auszubauen.

41. Antrag des III. Fachausschusseszu dem Antrag des AbgeordnetenFloßdorf u. a., betreffend
Pflasterung der Provinzialstraßen innerhalb geschlossenerOrtschaften im Industriegebiet fowie
in der Nähe der Großstädte.

42. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrag der UnabhängigenSozialdemoiratischeuPartei,
betreffenddie Versteigerungdes Obstes an den Provinzialstraßen.

43. Antrag des I. Fachausfchusses zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Verlängerung der Geltungsdauer des Reglements für die Verteilung der gemäß § 5 Absatz 3
des Gesetzes vom 2. Juni 1902 an leistungsschwache Kreise und Gemeinden zu verteilenden
Staatsrenten.

44. Antrag des Geschäftsordnungsansschusseszu dem Antrag der Fraktion der Kommunistischen
Pnrtei, betreffendUebernahme der durch eine Fraktionssitzuug entstandenen Kosten auf die
Provinzialverwaltung.

45 Antrag des Geschäftsordunngsausschusses zu dem Antrag der U. S. P. Fraktion ans Stellung¬
nahme zur Amtsenthebung von Provinzialausschußmitgliedern.

46 Antrag des Geschäftsordnungsausschusseszu dem Antrag der Kommunistischen Fraktion auf
Aufhebung des gegen das Mitglied des ProvinzialausschussesKnab eingeleitetenDisziplinar-

^ Vorsitzender Dr. Iarres: Tie Sitzung ist eröffnet. Die Niederschrift der gestrigen
Plenarsitzung liegt auf dem Tische des Hauses zur Einsicht offen. Entschuldigt haben sich heute
die Abgeordneten Bauknechtund Dr. Goldschmidt. ^ ., ,. - >> ^ «

Es ist ein Antrag eingelaufen,unterzeichnetvon Andres-Gutleuthos und Genossen:
.Seitens der französischen Besatzungstruppen finden alljährlich m freiem Gelände der

Kreise Krenznachund MeisenheimArtillerie.Schießübungenstatt. Das betroffene Gelände gehört
zu den landwirtschaftlichwertvollsten Gebieten beider Kreise; es umfaßt die Gemarkungen von
11 Ortschaften. Die Schießübungen, die

1919: 3 bis 4 Wochen,
1920: 9 „ 10
1921: 10 „ 11 „ dauerten, gefährden naturgemäß,

zumal sie in den Sommermonaten stattfinden, die Bestellung, Vewirtfchaftung und Einbringung
der Ernte aufs Allerschlimmste. Im vorigen Jahre ist deshalb schon der Provinziallandtag bei
der Reichsregierung vorstellig geworden, für Abhilfe Sorge zu tragen. Auf die daraufhin ein¬
geleiteten Schritte der Reichsregierung kam durch den Herrn Reichskommisfarfür die besetzten
Gebiete folgender Bescheid des Präsidenten der interalliierten Rheinlandkommission:
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„Cobleuz, 25. August 1921 Nr, 4168/H0I1'Ii. In Erwiderung auf Ihr Schreiben
vom 19. Juli 1921 Nr. II 766 beehre ich mich, Ihnen mitzuteilen, daß die Interalliierte Rheinland»
lommissionsich an den Oberbefehlshaber der verbündetenBesatzungsheeregewandt hat, um ihn zu
bitten, die Interessen der Landwirtschaft im KreuznacherBezirk zu berücksichtigen und zu prüfen,
ob es nicht möglich wäre, einige Aenderungen hinsichtlich der Anordnung der Artillerie-Schieß¬
übungen in dieser Gegend vorzunehmen.

Der Oberbefehlshaberhat soeben der Rheinlcmdkummissiondie Mitteilung gemacht, daß
Befehle erlassen worden wären, die betreffenden Schießübungen derart einzuschränken, daß das
Einbringen der Ernte sich ermöglicheund daß dieselben höchstensdreimal wöchentlichund nur
morgens stattfänden.

Der Präsident der Interalliierten Rheiulandkommission.
gez. Paul Tirard".

Entgegen diesem Bescheid finden auch in diesem Jahre wieder in dem betreffende»Gelände
Schießübungen statt, die täglich von morgens 7 bis 12 Uhr dauern, ausgenommen Donnerstag
und Sonntag. Insgesamt wird für dieses Jahr — allem Anscheinnach — ein noch größerer
Zeitraum in Anspruch genommen wie im vorigen Jahre.

Der Provinziallllndtag wolle daher beschließen:
„Die Reichsregierungmöge bei der Interalliierten Rheinlandkommissioudahin vorstellig
werden, daß Schießübungen nicht mehr in freiem Gelände, sondern nur uoch auf
befonderen, geschlossenen Schießplätzenstattfinden, daß insbesonderedie Schießübungen
in den Kreisen Kreuznach und Meisenheim in Anbetracht der damit verbundenen
bedeutenden Schädigung der Lebensmittelversorgungfür die Bevölkerung in Zukunft
unterbleiben".

Unterschriebenist der Antrag von:
Andres-Gutleuthof, I)r. Schüler, Dr. Capallo, Bauknecht,Milau, Koch und Hoffmanu.
Meine Damen und Herren! Ich glaube, es wird nicht notwendig fein, diesen Antrag

einem Ausschutzzu überweisen. Ich nehme, wenn ich keinen Widerspruch höre, an, daß Sie
damit einverstandensind, daß diesem Antrage entsprochen wird. — Das ist der Fall.

Meine Damen und Herren! Am gestrigen Abeud hat der stellvertretendeVorsitzende des
Landtages, Herr Abgeordneter Lensing, einen besorgniserregendenAnfall hier im Haufe erlitten.
Zu unserer Freude kann ich mitteilen, daß sein Zustand sich wesentlichgebesserthat. Ich bitte,
mich zu ermächtigen, Herrn AbgeordnetenLensing unsere Grüße und die besten Wünschefür baldige
Genefung zu übermitteln. (Lebhaftes Bravo!)

Wir kommenzu
Punkt 2: Antrag des IV. Fachausschusses zu dem Haushaltsplan über die

Verwaltung der Fonds zur Gewährung vou Viehentschädiguugen für das
Rechnungsjahr vom 1. April 1922 bis 31. März 1923.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Gessinger.
Abgeordneter Gessinger: Meine Damen und Herren! Um was es sich handelt, finden

Sie in Drucksache Nr. 1 Seite 62 Nr. 25. Nachdem es für notwendig befunden war, die
Maul- und Klauenseucheauch unter diejenigen Krankheiten aufzunehmen, wobei Entschädigungen
gewährt werden müssen, und nachdem im Jahre 1920/21 die Maul- und Klauenseuchein einem
noch nie dagewesenenverheerendenUmfange aufgetreten war, mußte auch die Entschädigungssumme
eine ganz enorme, bis jetzt.noch nicht dageweseneHöhe erreichen. Die Folge war, daß auch die
entsprechenden Beiträge, die von den einzelnenBesitzern zur Tilgung dieser Schäden bezahlt werden
mußten, eine Höhe erreichten, die wir früher auch nicht kannten. Für dieses Jahr mußten pro Stück
Rindvieh 15 Mark erhoben werden. Da aber inzwischen die Wissenschaft ein Mittel gefundenhat,
womit, wenn irgendwo ein Seuchenherd auftritt, die befallenen Tiere sofort geimpft werden uud
womit man im verflossenenSommer ausgezeichnete Erfahrungen gemacht hat, konnte man schon
für dieses Jahr mit einem erheblichen Rückgang der Maul- und Klauenseuche rechueu. Die Folge
wird sich iu der Weise auswirken, daß im nächstenJahr schon die Beiträge von 15 Mark auf
11 Mark pro Stück Rindvieh zurückgehen. Wenn die Impfung sich weiter so gut bewährt und
allenthalben davon Gebrauch gemachtwird, dann werden wir wieder auf normale Zustäude zurück-
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kommen; dann hat die Maul- und Klauenseuchefür die Landwirtschaft und für die gesamte
Bevölkerung ihre Schrecken verloren.

Anders ist es bei den Pferden, Der vorjährige Pruuinziallandtag hat es für nötig
befunden, auch eine in den letzten Jahren neu aufgetretenePferdekrankheit,die bösartige Blutleere
oder Anämie unter die entfchädignngspflichtigenKrankheiten cmfzunehmen. Es hat sich gezeigt,
daß dies sehr notwendig war, denn es mußte schon eine Unmenge Pferde, die an dieser Krankheit
gefallen ist, entschädigtwerden. Man hat jetzt erst gefunden,daß die Krankheit allenthalben in
der Provinz in die Erscheinungtritt. Daher werden die Beiträge für die Pferde in den nächsten
Jahren noch immer steigen. Bis jetzt hat die Wissenschaft noch kein Mittel gefunden, wodurch
die Anämie erfolgreich bekämpftwerden kann.

Da die Beträge von den betreffenden Biehbesihern, wie ich schon ausführte, erhoben
werden, bitte ich um unveränderte Annahme des Haushaltsplans.

VorsitzenderDr. Iarres: Sie haben den Auttag gehört. Das Wort zur Geschäfts¬
ordnung hat Herr AbgeordneterBamberger,

AbgeordneterBamberger: Meine Damen und Herren! Im Einverständnis mit den
anderen Fraktionen möchte ich Ihnen folgendenVorschlag zur geschäftsordnungsmäßigenBehandlung
der Punkte 2 bis 13 machen. Alle diese Punkte gehören inhaltlich zusammen. Ich glaube, wenn
wir inhaltlich zusammengehörendeFragen von großen Gesichtspunktenaus behandeln, so werden
die Anträge uud alles, was dazu gehört, sich leichter und kürzer erledigen lassen. Ich bitte, im
Interesse der Geschäftsführungmeinem Vorschlagezuzustimmen,alle diese Punkte miteinander zu
verbinden und gemeinschaftlich zn verhandeln.

Vorsitzender Dr. Iarres: Sie verstehen darunter die Punkte 2 bis 6 und 9 bis 13?
(Abgeordneter Bamberger: Ja!) Die Punkte 7 und 8 wollen Sie ausgenommen wissen?
(AbgeordneterBamberger: Nein, die können alle miteinander verbunden werden!) Sie empfehlen
also gemeinschaftliche Berichterstattungund Behandlung der Punkte 2 bis 13. Geschäftsordnungs-
mäßig habe ich gegen diesen Antrag nichts einzuwenden. Ich würde dann so verfahren, daß
zunächst die Berichterstatter hintereinander ŝprechen und dann die Erörterung eine gemeinschaft¬
liche ist. Sind Sie damit einverstanden? (AbgeordneterBamberger: Ja!)

Dann erteile ich das Wort zu
Punkt 3: Antrag des IV, Fachausschusses zu
I, dem Haushaltsplan für die Verwaltung der landwirtschaftlichen Ange¬

legenheiten
zunächst dem Berichterstatter,Herrn AbgeordnetenAlbers,

Abgeordneter Albers: Meine Damen und Herren! Im Auftrage der IV. Fachkom¬
mission habe ich die Ehre, dem Plenum des Prouinziallandtages folgendes vorzutragen.

Der Haushaltsplan, wie er vom Provinzialausschußin der Drucksache 1 auf Seite 26,
27 und 28 steht, ist vom FachausschußIV überprüft wordc«. Es hat sich nichts zu erinnern
gefunden. Daher bittet der FachausschußIV, daß der vorgelegte Plan unverändert genehmigtwirb.

Vorsitzender Dr. Iarres: Zu Punkt 3: II. Anlage ^., Haushaltsplan für die
Provinzial-Wein- und Obstbauschule zu Trier,

Anlage U, Haushaltsplau für die Provinzial-Wein- und Obstbauschule zu
Kreuznach,

Anlage 0, Haushaltsplan für die Prouiuzial-Wein- und Obstbauschule zu
Ahrweiler für das Rechnungsjahr vom 1. April 1922 bis 31. März 1923,

hat die BerichterstattungHerr AbgeordneterBergweiler.
Abgeordneter Bergweiler: Meine Damen und Herren! Die IV. Fachkommission hat

die einzelnen Etatspositionen der Weinschulengeprüft; es sind von niemandem Beanstandungen
erfolgt. Auf Befragen der Kommissionsmitgliedeihat der Referent der Provinzialverwaltung er¬
klärt, daß der Etat der Weinbauschulenmit äußerster Vorsicht aufgestelltworden sei.

Ich möchte besonders hervorheben, daß die Provinz keinerleiZuschuß zu den Weinbau¬
schulen zu leisten hat und daß auch noch stille Reservenvorhanden sind für den Fall, daß schlechte
Weinjahre eintreten. Das wertvollsteObjekt, das die Provinz in diesen Weinbauschulenhat, sind
die Weinberge in Kreuznach,mit deren Erwerb die Provinz ein glänzendes Geschäft gemacht hat.
Im ganzen sind im Etat dort 4 123 000 Mark in Einnahme angenommenworden. In Wirklich-
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teil ist im Mai dieses Jahres für zirka 8 Millionen Mark Wein versteigertworden (Hört! Hört!
rechts), und es lagern noch 16 Halbstück21er, und gerade die besserenSachen, die, wenn man
die heutigen Preise zugrunde legt, einen Wert von 2 — 3 Millionen Mark haben, sowie die 1921er
Creszenz der Weinbauschulein Trier.

Die Verwaltung hat erhebliche Verbesserungenin den Weinbauschuleuvorgenommenund
allein in Kreuznach einen neuen Gutshof im Werte von zirka 1 Million aus den laufenden
Mitteln erbaut.

Wenn der Etat der Weinbauschulenin den Einnahmen mit äußerster Borsicht aufgestellt
worden ist, fo mnß auf der anderen Seite inbetreff der Ausgaben gesagt werden, daß dieselben
gerade im Weinbau durch das rapide Steigen der Löhne und Materialien ganz unberechenbarsind.

Meine Damen und Herren! Ich kann Ihnen nur im Auftrage aller Mitglieder der
Kommissiondie glatte Annahme des Etats der Weinbauschuleuder Provinz empfehlen. (Bravo!)

VorsitzenderDr. Iarres: Punkt 4: Antrag des IV. und I. Fachausschusses
zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusscs, betreffend Betei¬
ligung des Prouinzialuerbandes an der Hilfsaktion zur Futtermittel-
beschaffung für Eifel und Hunsrück.

Hierfür sind zwei Berichterstatter, Herr Abgeordneter Simon und Herr Abgeordneter
Gessinger. Wollen beide Herren sprechenoder nur einer? (AbgeordneterSimon: Ich mache es
ganz kurz.)

AbgeordneterGessinger: Meine Damen und Herren! Es ist Ihnen bekannt, daß das
Jahr 1921 ein Mißjahr schlimmster Art für die Eifel und den Hunsrück war, weil wir fchon im
Herbst 1920 abnorm trockene Witterung hatten, der Winter 1920/21 nicht die nötige Feuchtigkeit
gebracht hatte und daran anschließenddann der heiße Sommer 1921 kam. Durch die Mißernte
des Sommergetreides, die vollständigeMißernte der Kartoffeln und der Hackfrüchte siud die Futter-
uerhältnissebei uns geradezu katastrophal geworden. Es wurde noch im Herbst soviel wie möglich
Stroh und auch etwas Heu gekauft, aber es war lange nicht genug, um das Vieh einigermaßen
zu füttern. Weil die Hackfrüchte, besondersKohlrabi, fehlten, mußte das Vieh einseitigmit Stroh
gefüttert werden; Heu hat ja vollständig gefehlt. Das Vieh hat auf die Dauer diese einseitige
und anormale Strohfütterung nicht vertragen können. Die Folge war, daß besonders Krankheiten
der Verdauungsorgane aufgetreten sind, die man früher nicht gekannt hat, und es mußte eine
größere Anzahl Vieh an Handelsleute verkauft werden, so daß wir im Februar-März eine Zeit¬
lang nichts anderes abstoßen konnten als minderwertiges Vieh. Aus dem Grunde hat es die
Regierung für nötig befunden, etwas Futtermittel zu beschaffen. Jetzt bittet der Provinzialausschuß,
daß sich die Provinz an dieser Futtermittelaktion beteiligen soll. Ich bitte Sie um unveränderte
Annahme des Antrages des Provinzialausschus'es.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat der MitberichterstatterHerr AbgeordneterSimon.
Abgeordneter Simon: Meine Damen und Herren! Die Notlage, welche bestand, wurde

noch dadurchvergrößert, weil in diesem Frühjahr das Wachstum des neuen Futters sich so ungeheuer
verzögerte. Als dies festgestelltwurde, hat die Staatsregierung sofort diese Aktion eingeleitet.
Es ist wirklich dankenswert, daß es geschehen und daß es mit dieser Schnelligkeit geschehen ist.
Meine Damen und Herren, ich habe noch nie gesehen,daß eine Behörde mit derartiger Fixigkeit
eine solche Aktion einleitete. Es war kaum gedacht, da waren die Futtermittel schon im Rollen.

Namens des I, Fachausschusses habe ich Sie zu bitten, dem Antrage unbedingt zuzustimmen.
Vorsitzender Dr. Iarres: Wir kommenzu
Punkt 5: Antrag des IV. und I. Fachausschusses, betreffend Beteiligung

des Provinzialverbandes an der Hilfsaktion für die in 1921 und 1922 in
den hoch gelegenen Kreisen der Eifel und des Hunsrttcks eingetretene
Mißernte.

Berichterstatter ist zunächst Herr AbgeordneterGessinger.
AbgeordneterGessinger: Meine Damen und Herren! Im März dieses Jahres glaubte

man. daß nach dieser ersten Hilfsaktion allmählich wieder die Zeit käme wo es besser würde.
Ab« diese Hoffnung hat sich nicht erfüllt. Wir sind in einem zweiten'Mißjahr. Daß man
zwei MlfMhre aufeinander hat, ist bis jetzt noch nicht dagewesen. Daß wir dieses Jahr besonders
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einen völligenAusfall an Wintcrgetreidehaben, ist znnächst darauf zurückzuführen, daß unfere Boden
im vorigen Herbst durch den trockenen Sommer metertief weiter nichts mehr waren wie Staub.
In den hochgelegenen Teilen muh das Wintergetreide von Anfang September an bis um den
20, September gesät werden, Dann braucht es gutes Welter zum Wachsen. Wir müssen in
diesen hochgelegenen Teilen Saaten in den Winter bringen, die vollständig den Voden bedecken
und tief gewurzelt sind. Das war im vorigen Jahr nicht der Fall. Wir brachten die Körner
zur richtigen Zeit in den Boden, aber in dieser vollständig staubigen Erde blieben die Körner
liegen bis in den November Da ist mal etwas Regen gefallen, die Körner liefen noch auf und
standen gerade mit dem ersten Blatt. Da trat ein scharfer Winter ein. Trotzdem haben sich
die jungen Pflänzchen noch während des ganzen Winters gehalten, und wir glaubten noch Ende
Februar, die Pflanzen halten sich durchgehaltcn. Da bekamen wir aber Anfang März eine derartig
naßkalte Witterung, daß, nachdem diese Zeit vorüber war. ungefähr neun Zehntel der ganzen
Saat ausgehoben war. Der Frost hat die Saat mit den Wurzeln ausgehoben. Man hat noch
versucht, mit Stickstoffdünger nachzuhelfen. Aber dann bekamen wir im Monat April einen
trockenen, scharfen Nordostwind, sodaß wieder jede Bodenfeuchtigkeit herausgehobenwuide und jede
Entwickelungunmöglich war. Der gefäte Hafer ist wohl aufgegangen. Aber so steht er noch heute.
Sie können sich überzeugen: In der Eifel gibt es viele Bezirke, wo der Hafer in Wirklichkeit
nicht gemäht werden kann. (Sehr richtig! im Zentrum.) Seit der vorigen Woche kommt etwas
Feuchtigkeit. EZ kann sein, daß der Hafer jetzt durch Zweiwachs noch etwas Viehweide liefert,
aber znr Reife und Kölnerbildung kommt er nicht mehr.

Durch den trockenen Sommer und den fchlimmen Winter haben wir alle Kleearten verloren.
Sämtliche Kleealten sind zugrunde gegangen. Auf den Wieseuböoensind das Nntergras und alle
Kleearten fort. Als die Sache schlimm wnrde und durch die Organisation unser Herr Regierungs¬
präsident auf die Sache aufmerksamgemacht wurde, hat er sofort die nötigen Schritte gctin, und
schon Mitte Juni hat die ReichsgetreidestelleSachverständige in diese Bezirke geschickt, um fest-
zustelleu, ob die geschilderten Verhältnisse denn auch wirtlich vorhanden wären. Ich kann Ihnen
verraten, was diese Sachverständigen in Berlin für ein Gutachten abgegeben haben. Der Sach¬
verständige der Reichsgetreidestelle hat in Berlin ein Gutachten abgegeben,das folgendermaßenlautet:
«Die in der Eifel gewachsenen Getreide im Jahre 1922 sind vollständig unbrauchbar für Saat¬
getreide. Es muß unbedingt neues Scmtgetreide herbeigeschafft werden. Das wenige Getreide,
das dort noch gewachsen ist, reicht höchstens für die einheimische Bevölkerung zur Ernährung nach
bis in den Monat Dezember, sodaß spätestens vom 1. Januar ab die ganzen Bezirke versorgnngs-
bedürftig sind".

Betreffs Futter haben sie folgendes festgestellt:„Klee fehlt vollständig. Auf den Wiesen
fehlt jedes Untcrgras, es sind bloß einzeln gewachsene Schmielen. Diese zu Heu gesammelt,wird
kaum noch genügen, 20°/« des jetzt noch vorhandenen Viehes einigermaßendurchzuhungern".

Ich möchte betonen,daß unsere Viehbestände heute schon 35 bis 40°/» unter dem Normalen
sind, daß unsere Viehställc heute schon zur Hälfte leerstehenund daß jetzt durch dieses zweite Jahr
des Futtermangels die Geschichte noch viel schlimmer wild. „, . « ^ ^ . «>

Die Folge war, daß die Staatslegierung die bedrohten Bezirke durch eine Kommisston
bereisen ließ. Diese hat alle die Sachen vollständig bestätigt gefunden. Die Kommissionenhaben
selbst erklärt: Im Kreise Dann gibt es weite Striche, wo überhaupt nichts mehr gewachsen ist.
Die Folge dieser zweijährigenMißernte wirkt sich auch anders aus. Wir haben kleinere Bauern,
die jetzt ihre Kühe verkaufen— es sind schon viele bekannt, die sie verlaust haben — und gehen
iu die Industrie arbeiten. Schon früher hat die Eifel immer einen Prozentsatz jung« Leute in
die Industrie abgegeben. (Sehr lichtig! links.) Wie die Verhältnisse aber jetzt liegen, muß dies
katastrophal wirken. Es hat doch wirklich keinen Zweck, wenn jetzt die Leute aus der Eifel zur
Hälfte und noch mehr in die Industrie ziehen und ihre Felder liegen lassen würden. Dann
bekämenwir wieder den Zustand wie früher, daß guter Ackerboden liegen bleibt und Ginster und
Wacholder darauf wächst. Ich glaube, es liegt nicht im Interesse der Allgemeinheit, einen solchen
Bezirk, der vor dem Kriege wirklich schöne Erträge geliefert und die rheinische Bevölkerung immer
reichlich mit seinen Produkten mit ueisolgt hat, durch die Katastrophe der beiden letzten Jahre
dein Ruin entgegengehenzu lassen.



208 t>3. RheinischerProviuziallandtag. 5. Sitzung am 14. Juli 1922.

Wenn Staats- und Reichsregierungdurch diese Mißständc, die durch die zweite Mißernte
drohen, in irgendeiner Form durch Bewilligung von Mitteln abzuhelfen suchen, so bittet der
IV. Fachausschuß,den Prouinziallandtag zu ermächtigen,die Provinz entsprechend ihrer Leistungs¬
fähigkeit in diese Aktion mit eingreifen zu lassen.

Ich bitte Sie, auch diesen Antrag unverändert anzunehmen (Beifall im Zentrum,)
Vorsitzender Dr. Zaires: Das Wort hat der Mitberichterstcittcr, Herr AbgeordneterSimon.
AbgeordneterSimon: Meine verehrten Damen und Herren! Der I. Fachausschußhat sich

auf deu Standpunkt gestellt, daß es dem Provinzialausschuß überlassenwerden soll, falls der Staat
die Aktion in Szene setzt, einzugreifenund zu beschließen, was geschehen soll. Es kann natürlich
nicht gewartet werden, bis der Landtag wieder zusammenkommt,weil sonst zu befürchtenist, daß
die Verhältnisse uns über den Kopf wachsen.

Namens des I. Fachausschussesschlage ich Ihnen vor, auch diesen Antrag anzunehmen.
VorsitzenderDr. Iarres: Punkt 6: Antrag des IV. und I. Fachansschusses,

betreffend Beteiligung des Provinzialverbandes an der Hilfsaktion für
die Erhaltung der Viehbestände am Niederrhein.

Dazu hat das Wort Herr Abgeordneter Gessinger als Berichterstatter.
Abgeordneter Gessinger: Meine Damen und Herren! Gerade der Niederrhein ist eines

der wichtigsten Gebiete, da er durch seine große Viehhaltung die Industriebezirke mit Milch ver¬
sorgt. Aber auch hier hat sich die abnorm trockene Witterung der letzten Jahre schädlich ausge¬
wirkt. Auch hier sind aus den sogenanntenFettweiden Hungerweidengeworden. Weil den dortigen
Besitzern nicht möglichist, durch Zukanf von Futtermitteln, befonders von Kraftfutter, ihren nor¬
malen Bestand cm Milchvieh zu halten, gehen auch dort die Viehbesitzer allmählich dazu über, ihre
Kuhbestände in ungesunder Weise zn verringern. Es wäre im Interesse der Milchversorgungdringend
geboten, auch dort Mittel nnd Wege zu schaffen,daß der Milchviehbestanddes Niederrheins auf
seiner normalen Höhe gehalten wird.

Ich bitte auch hier um unveränderte Annahme des Antrages,
Vorsitzender Dr, Iarres: Das Wort hat derMitbcrichterstatter, Herr Abgeordneter Simon,
Abgeordneter Simon: Meine Damen uud Herren: Auch hier schlägt der I. Fachaus¬

schuß vor, die Sache dem Provinzialausschuß zur Prüfung und Entscheidungzu übergeben. Ich
bitte namens des Fachausschussesum Annahme der Vorlage.

Vorsitzendervi-. Iarres: Punkt 7: Antrag des IV Fachausschusses, betreffend
anderweitige Regelung der Getreideablieferungspflicht.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterHeuser.
Abgeordneter Heuser: Meine Damen und Herren! Nach dem einstimmigen Beschluß

der IV. Fachkommissionhabe ich Ihnen die Annahme der Ihnen vorliegenden Entschließung zu
den Ausführungsbestimmungendes nenen Getreideumlagegesetzeszu empfehlen.

Bei der großen Bedeutung dieser heißumstrittenen Frage muß ich wohl kurz auf die
Gründe eingehen, die zu der einmütigenStellungnahme des zuständigenAusschusses geführt haben.

Wie Ihnen vielleicht bekannt sein dürste, ist in den neuen gesetzlichenBestimmungen zur
Getreideumlcigeerfreulicherweiseeine wesentliche Erleichterung für den Kleinbesitz geschaffen in der
Art, daß Betriebe bis zu 40 Morgen nur dann ablieferungspflichtigsind, wenn die Getreide¬
anbaufläche»des betreffendenBetriebes über 8 Murgen Hinansgehen. So erfreulichan sich diese
Bestimmung ist und so sehr wir sie von unseren rheinischen Verhältnissen aus begrüßen, so kann
man sich doch der Talsache nicht verschließen,daß gerade aus dieser Bestimmung für die eigen¬
artigen Verhältnisseder Rheinprouinz besonders schwerwiegende Konsequenzensich ergebe« können.
Diese Konsequenzen haben ihren sachlichen Grund darin, daß der Anteil dieser kleinen, nunmehr
befreiten Betriebe im Verhältnis zur Gesamtflächeder Rheinprovinz viel größer ist als in jedem
anderen Provmzialverbcmd.

Es besteht die Gefahr, daß nun die Unterverteilung auf die einzelnen Betriebe in der
Art und Weise erfolgt — und die Gefahr hat sich nach den letzten Meldungen fast schon bewahr¬
heitet —, daß die Getreidemenge,um die die Ablieferungspflicht- der Kleinbetriebe erleichtertwird,
°en wenigen noch MieferungspflichtigenNetrieben allein aufgebürdet wird. (Sehr richtig! bei der
U. S. P.) Das ist ein Zustand, der innerhalb der Rheinprovinz die Möglichkeit der Durch-
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führung der Getreideumlage nach der einstimmigenAuffassungder IV. Fachkommission direkt aus»
schließen würde.

Bei der Begründung innerhalb der Fachkommissionist auf einzelne Fälle hingewiesen
worden. So wurde der Fall angeführt, daß in einer Gemeinde mit 1200 Morgen Grundbesitz
drei Betriebe — einer von 350 Morgen, einer von 100 Morgen und noch einer von 45 Morgen —
nach dem Inkrafttreten der neuen gesetzlichenBestimmungen allein noch ablieferungspflichtigsind.
Diese drei Betriebe würden in diesem Falle die gesamte Ablieferungspflichtder 1200 Morgen
großen Flur zu tragen haben. Meine Herreu, wenn Sie diesem Gedanlengang folgen, werden
Sie sich, glaube ich, auf den Standpunkt stellen, der in der Entschließuug Ihnen vorgelegt
worden ist. Es ist ausgesprochener Sinn der betreffendenEntschließung und der Wille des Antrag¬
stellers, der ich in diesem Falle war, die Möglichkeit für die Verwirklichungder Durchführung der
gesetzlichen Bestimmungendes Getreideumlageverfahrenszu geben und nach Möglichkeit zu erweitern.
Das ist der einzige Sinn, der dieser Entschließungzu Grunde liegt.

Deshalb bitte ich nochmals im Auftrage des Fachausschusses,sich auf den Boden dieser
Entschließungzu stellen. (Bravo! im Zentrum.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Punkt 8: Antrag des IV. und I. Fachausschusses zu
dem Antrag des Abgeordneten Rulof u. a., betr. Hilfsaktion für
Unwetterschäden im Landkreise Trier.

Berichterstatter für den IV. Fachausschußist Herr AbgeordneterAlbers.
Abgeordneter Albers' Meine Damen und Herren! Das DrucksachenmaterialNr, 70

gibt Ihnen näheren Aufschluß über diesen Antrag. Demzufolge sind dort verschiedentlich schwere
Gewitter niedergegangenund haben die landwirtschaftlichenGebiete sehr schwer getroffen. Der
amtlichen Schätzung zufolge beläuft sich der Sachfchadenauf etwa 5 Millionen Mark und für die
Gebäude auf etwa 7 Millionen Mark, sodaß eine Gesamtsummevon etwa 12 Millionen Mark
errechnet worden ist. Eine ganz erheblicheAnzahl von Leuten geht ohne große Unterstützung
unweigerlich dem Ruin entgegen. Deshalb ist hier eine schnelle und dringende Hilfe notwendig.
Der IV. Fachausschußhat dieses einmütig anerkannt und bittet daher:

„Der Provinziallandtag wolle den Provinzialausschuß ermächtigen, zu Prüfen und zu
entscheiden, ob und unter welchen Bedingungen und in welcher Höhe eine entsprechende
Beihilfe der Provinz bewilligt werden kann".

VorsitzenderDr. Iarres: Mitberichterstatter für den I. Fachausschuß ist Herr Abge¬
ordneter Simon.

AbgeordneterSimon: Meine Damen und Herren! Zur Begründung brauche ich wohl
nichts hinzuzufügen. Die Sache wird vom Provinzialausschuß geprüft werden müssen. Es wird
sich dann ja herausstellen, daß erhebliche Opfer gebracht werden müssen, wenn größeres Unglück
verhütet werden soll.

Namens des I. Fachausschusses bitte ich Sie, auch diesem Antrage zuzustimmen.
Vorsitzender Dr. Iarres: Punkt 9: Antrag des IV. und I. Fachausschusses

zu dem Antrag des Abgeordneten Schwitz u. a., betr. Hilfsaktion für
Unwetterschäden in dem der Eifel ungehörigen Teil des Kreises Mayen.
Berichterstatter für den IV. Fachansschußist Herr AbgeordneterAlbers.

AbgeordneterAlbers: Meine Damen und Herren! Von demselbenUnglück sind anch
andere Teile der Provinz betroffen worden, vor allem der Kreis Mayen. Auch hier hat das
Unwetter großen Schaden angerichtet. Auch hier ist Hilfe dringend am Platze. Der Fachaus¬
schuh IV bittet daher:

„Der Provinziallandtag wolle den Provinzialausschuß ermächtigen, falls von der
Staatsregierung eine Hilfsaktion eingeleitet wird, zu prüfen und zu entscheiden,ob,
unter welchen Bedingungen und in welcherHöhe Beihilfen des Provinzialverbandes
bewilligt werden können".

Vorsitzender Dr. Iarres: Berichterstatter für den I. Fachausschußist Herr Abge¬
ordneter Simon.

AbgeordneterSimon: Meine Damen und Herren! Auch dieser Antrag wird Ihnen vom
I. Fachausschußzur Genehmigungunterbreitet, und bitten wir darum.

27
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VorsitzenderDr. Iarres: Punkt 10: Antrag des I, Fachausschusses zu dem
Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend Unterstützung
der von der schweren Hagel- und Hochwasserkatastrophc Betroffenen im
Kreise Rheiubach durch die Provinz,

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterSimon,
AbgeordneterSimon: Mein Damen und Herreu! Sie alle wisfcn ja, daß vor einiger

Zieit über den Kreis Rheinbach mehrmals ein furchtbares Unwetter niedergegangenist, welches
enen ungeheuren Schaden verursacht hat. Es wird auch hier nötig sein, daß große, tragfähige

Schultern das Unglück abzuwendenhelfen, Reich und Staat beteiligen sich an der Aktion. Hier
handelt es sich vor allen Dingen darum, daß für ein großes Darlehen, welches aufgenommen
werden soll, seitens der Provinz die Haftung für einen Teil des Ausfalls übernommen werden
soll. Es ist vom Provinzialansschuß vorgeschlagen,15"/» des eventuellenVerlustes, der dadurch
entsteht, daß die Darlehen zum Teil nicht zurückgezahltwerden, zu tragen. Der I. Fachausschuß
schlägt Ihnen vor, diesen Betrag zu begrenzen, damit die Provinz weiß, bis zu welcher Höhe sie
engagiert ist. Er schlägt infolgedessen vor, eine Million festzusetzen.

Dann werden ja, wie Sie wissen, große Sammlungen veranstaltet, an der sich die Pro¬
vinz zweckmäßigerweise auch beteiligt. Es wurden 50 000 Mark vorgeschlagen. Der I. Fachaus¬
schuß schlägt jedoch vor, zu dieser Sammlung 75 000 Mark zu spenden unter der Voraussetzung,
daß der Staat das Gleiche tut.

Namens der I. Fachkommission bitte ich auch um Aunahme dieser Vorlage.
VorsitzenderDr. Iarres: Punkt 11: Antrag des IV. Fachausschusses zu dem

Bericht und Antrag des Provinzialansschusses, betreffend Erhöhung der
jährlichen Provinzialzuschüsse für die landwirtschaftlichen Schulen.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterPfaff,
Abgeordneter Pfaff: Meine Damen und Herreu! Sie fiudeu in der Drncksache Nr. 48

eine eingehende Begründung für diesen Antrag. Es handelt sich nm eine Erhöhung der laufenden
Zuschüsse von 5000 auf 15 000 Mark nnter der Voraussetzung, daß der Staat ebenfalls seine
Zuschüsse erhöht.

Der IV. Fachausschußempfiehlt Ihnen Annahme der Vorlage.
VorsitzenderDr. Iarres: Punkt 12: Antrag des IV. Fachausschusses zu dem

Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend Beteiligung des
Proviuzialverbandes an der Bereitstellung vou Mitteln zur Förderung
von Bodeuverbesserungen.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter von Stedman.
Abgeordneter von Stedmann: Meine Damen nud Herren! Es handelt sich bei dieser

Vorlage darum, einen größeren Betrag bereitzustellen,der zur Bodenverbesseruugdienen soll. Aus¬
gangspunkt dafür ist, daß die Stnatsregierung 300 Millionen Mark zu Bodenverbesserungenaus¬
geworfen hat. Ueberschläglichwerden als Anteil der Provinz etwa 750 000 Mark in Frage
kommen. Der Provinzialausschnß steht auf dem Standpunkt, daß, wenn mau mit der Aufbringung
von Provinzmitteln warten wollte, man damit zu spät kommen und kostbareZeit verloren gehen
könnte, und daß es deshalb schon jetzt Aufgabe des Provinziallandtags sei, auch seinerseitsMittel
für diese Zwecke bereitzustellen. Er hat zu diesem Zwecke 750000 Mark von Ihnen verlangt.

Meine Damen und Herren! Der landwirtschaftlicheFachausschußhat sich auf den Stand¬
punkt gestellt, daß diese Vorlage von weitgehenderBedeutung ist. Die Vorlage ist dazu bestimmt,
das Hilfswerk der deutschen Landwirtschaft zu nnterstlltzenund mit dazu beizutragen, unsere Volks¬
ernahrung sicherzustellen nnd sie, soweit wie möglich, vom Ausland «»abhängig zu machen. Der
Augenblick für eme solch weittragendeAktion ist an sich schlechtgewählt, denn die finanziellenMittel
sind leider Gottes aufs äußersteangespannt. Aber wir dürfen nicht zögern, wenigstensim Rahmen
des Möglichen in dieser Beziehung mitzuarbeiten.

Meine Damen und Herren! In der Aussprache über, den Antrag sind verschiedene Punkte
zur Sprache gebracht worden, welche ich als Berichterstatter dem Plenum unterbreiten soll. Es
hat sich ergeben, daß doch weit größere Flächen unserer Heimatprovinz sich für Meliorationen
eignen, als man gemeinhin annimmt. Als Beispiel wurde eine große versumpfteNiederung im
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Alftal genannt, welche durch Regulierung und Herstellung von Vorflnt nutzbar gemacht werden
könnte. Es wurde erwähnt, daß durch Zusammenlegungvon Wiesenstücken alle die Ränder, die
zwischen den einzelnen Wiesenstücken bei der Mäht sonst stehen bleiben, verwandt werden könnten,
und daß durch Zusammenlegung ein großer wirtschaftlicherVorteil entstehen würde. Es wurde
aber ganz besondersauf zwei Punkte hingewiesen,auf die ich das Augenmerkdes Plenums lenken
soll. Das eine sind die Verhältnissean manchen Stellen an der Mosel, vor allen Dingen Landstriche,
welche auf den Höhenrücken liegen, die fich nach dem Hnnsrück Heraufziehen. Es gibt Mosel¬
gemeinden, welche im Tal liegen und welche drei Wegestundennötig haben, um die weitab gele¬
genen Hecken und gestrüppartigenGebüsche,die auf der Höhe liegen, zu erreichen. (Hört! Hört!
rechts.) Diese Grundstücke liegen aber auf fruchtbarem Boden iu der unmittelbaren Nachbarschaft
von Gemeinden, welche auf der Höhe liegen und gern bereit wären, die Grundstücke zu kultivieren
und der landwirtschaftlichenBenutzung dienstbar zu machen.

Meine Damen und Herren! Wir haben es vermieden, in dieser Beziehung Anträge zu
stellen. Wir wollten aber seitens des Fachausschussesdie Behörden und alle diejenigen, welche
Einfluß iu diesen Gemeindenhaben, ersuchen, dahin zu wirken, daß zwischen diesen Gemeindenein
gütliches Uebereinkommenherbeigeführt wird, oamit die auf den Bergen gelegenen Gemeinden in
der Lage sind, pachtweise, also ohne Antasten des Eigentums der einzelnenGemeinden, die Land¬
striche nutzbar zu machen. Den Vorteil würden beide Teile haben: Es würde» die Talgemeinden
eine angemessene Pacht und Verzinsung erreichen,und den Berggemeindenwürde dadurch geholfen,
daß ihre Anbauflächevergrößert wird.

Ein zweiter Punkt, der besonderswichtig erscheint, ist der Hinweis darauf, daß es noch
Gemeindenin unserer Provinz gibt, in denen statt einer Melioration Entmelioration getrieben wird,
in denen Kulturland in Unland umgewandelt wird, wo stati-Bodenverbesserungeine Bodenver¬
wüstung eintritt. Es wurde dabei auf die großen Landstrichehingewiesen,welche besonders am
Vorgebirge dem Tagbau in Braunkohle dienen. Es wurde ferner auf Grundstücke hingewiesen,
welche zu Tonausbeutung in anderen Teilen der Provinz, besondersauch im Westerwald, dienen.
Es wurde erwähnt, daß unter Umständen das Vorgebirge in klimatischer Beziehung sich verändern
kann, wenn diese Wald- uno Vodenverwüstungenweiter andauern. Man stellte fich auf den
Standpunkt, daß dem dadurch begegnet werden kann, daß ein Gesetz oder eine Verordnung erlassen
wird, welche diejenigenBetriebe, die im Tagbau, sei es Ton, sei es Braunkohle, fei es Sand,
fördern, anhält, die ausgebeuteten Teile alsbald wieder einzuebnen, zum mindesten aber die
Bodenstrecken soweit wieder herzurichten, daß ein geordneterWaldbetrieb, wenn möglich, auch ein
geordneterAckerbetrieb ermöglichtwird. Diese Anregung soll vor allen Dingen der Stantsregiernng
und den kommunalenKörperschaftenals Anhaltspunkt dienen für Maßnahmen auf dem Verord-
nungs- oder gesetzgeberischenWege.

Was die Vorlage selbst anbetrifft, so empfiehlt der landwirtschaftliche Ausschuß dem Plenum
unveränderte Annahme der Bereitstellungvon 750000 Mark für diese Meliorationszmcke. (Beifall.)

Vorsitzender vr. Juries: Punkt 13: Antrag des IV. Fachausschusses zu dem
Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betr. die Errichtung von
landwirtschaftlichen Schulen in Bonn, Bensberg und Polch nebst Iusatz-
antrag des Abgeordneten von Stedman.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterPfaff,
AbgeordneterPfaff: Meine Damen und Herren! Bezüglich des Antrages des Provinzial¬

ausschusses auf Errichtung von landwirtschaftlichenSchulen in Polch, Bonn und Bensberg empfiehlt
Ihnen der IV. Fachausschuhunveränderte Annahme der Vorlage.

Neben diesem Antrage des Provinzialausschussesläuft ein Zusatzantrag des Herrn Abge¬
ordneten von Stedman, der die Neueinrichtung einer Schule in Coblenz wüufcht. Nach diesem
Iusatzantrage soll der Provinzialausschuß ermächtigt sein, sofern die Voraussetzungenin Coblenz
zur Errichtung der Schule gegeben sind, die laufenden oder üblichen Zuschüsse, die die Provinz
überhaupt zu den landwirtschaftlichenSchulen gibt, auch hier während des kommenden Rechnungs-
lahres zu geben, ohne Anhörung des Landtags.

Die Verhältnissefind dort ungefähr folgende: In Coblenz besteht schon seit längerem das
Bestreben, eine landwirtschaftliche Schule zu errichten. Meistens scheiterten die Bestrebungenan den

2?»
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baulichenVerhältnissenoder an dem Raummangel, Schon mehrere Male muhte ein neues Projekt
ins Auge gefaßt weiden, weil die zur Verfügung stehenden oder in Anspruch genommenenRäume
von der Besatzungsbehördezu anderen Zwecken gebraucht wurden. Es besteht aber Aussicht, daß
im laufenden Rechnungsjahre die Frage auch hinsichtlichder Raumgestellung gelüst weiden kann.
Es wird gewünscht, daß dann der Proviuzinlausschuß aus sich heraus die Ermächtigung hat, die
laufenden Zuschüsse auch dieser noch zu errichtendenSchnle in Cublenz zu geben.

Der IV. Fachausschußempfiehlt Ihnen auch die Annahme des Zusatznntrages des Herrn
Abgeordnetenvon Stedman.

Vorsitzender Dr. Iarres: Wir kommen nnnmehr zur gemeinschaftlichen Beratung der
Punkte 2 bis 13, also des ganzen landwirtschaftlichenProgramms. Ich mache aber darauf auf¬
merksam,daß selbstverständlich die Erörterung sich nur ans Punkte beziehen kann, die hier auf der
Tagesordnnng stehen.

Das Wort hat zunächstHerr AbgeordneterVöllig.
AbgeordneterVöllig: Meine Damen und meine Herren! Ich schließe mich den Ausfüh¬

rungen des Herrn Referenten der IV. Fachkommission bezüglich der Getreideumlage vollinhaltlichau
und möchte dazu noch bemerken,daß inzwischen bekannt gewordenist, daß das Umlagesoll, welches
die Rheinprovinz aufbringen muß, 100 000 t beträgt. Dieses Umlagcsoll ist unter Berücksichtigung
der tatsächliche» Verhältnisse unerfüllbar. Eine umso höhere Bedeutung gewinnt der Antrag, der
eben zur Verlesung gebracht worden ist, wenn Sie berücksichtigen wollen, daß nicht allein durch
die Hercmfsetzung der Freigrenze von 4 auf 8 Morgen Getreideanbauflächedie Rheinlande besonders
ungünstig gestellt sind, sondern daß weiter dadurch, daß im vergangenenFrühjahr im Durchschnitt
in der Rheinprovinz 30—40°/o der Wintersaaten umgepflügt werden mußten und durchweg der
Ersatz in Haferbestellunggefunden' worden ist nnd der Hafer wohl in diesem Jahr — ich sage
nicht zuviel — in 75—80«/« der gesamten Felder der Rheinprrvinz eine schlechte bis vielfach
Fehlernte bringen wird, so werden Sie zugebeu müssen,daß dieses hohe Umlagesoll in der Rhein¬
provinz lediglich von der verminderten Anbaustäche von Weizen, Roggen und Gerste getragen
werden müßte. Ich bin überzeugt, daß in sehr vielen Fällen das Umlagesoll bei Beanspruchung
der gesamten Ernte bei den genannten Getreidearten nicht erübrigt werden kann. (Hört! Hört!
im Zentrum.)

Meine Damen und Herren! Gestatten Sie mir im Anschluß daran zur weiteren Be¬
gründung der Notwendigkeit,mit allen Mitteln darauf hinzuwirken,daß die Umlage heruntergesetzt
wird, mit einigen Worten auf die Ausführungen des Herrn AbgeordnetenHaas in der Sitzung
vom vergangenenDienstag einzugehen.

Ich sage nicht in bezug auf die Redner dieses Hanfes, sondern nur im allgemeinen: Es
ist ein Unglückfür die Landwirtschaft, daß sie an und für sich zu viele Sachverständigehat, die
mit ihrem sachverständigenRat in allen möglichen Dingen die Landwirtschaft immer unterstützen
wollen. (Sehr richtig! im Zentrum.) Die Landwirtschaft ist, ebenso wie jeder andere Beruf,
neben der praktischen Betätignng heute auch eine wissenschaftlicheVetatigung geworden. Wenn in
diesem Raume ein Mediziner an meiner Stelle stände und über einen verwickelten Fall der Medizin
reden würde, so würden bei der Entgegnung sich sehr wahrscheinlich nur ein oder zwei Mediziner,
die hier sind, zum Worte melden, und, wenn ein Jurist eiuen verwickelten juristischen Fall hier
vortragen würde, so würden sich nur die Juristen hier zu diesem Fall äußern. Aber, meine
Herren, wenn ich als Landwirt von dieser Stelle spreche, so bin ich überzeugt, daß in diesem
Hause ein großer Prozentsatz — ich will ihn nicht zahlenmäßig nennen — die Dinge mindestens
1° Mft zu verstehen glaubt wie die, die seit 20, 30 oder 40 Jahren in der landwirtschaftlichen
Praxis stehen. (Lebhafte Zustimmung im Zentrum.) Ich muß dies nur um deswillen, frei von
jeder Polemik fre, von jedem Anspielen auf die Verhandlungen in diesem 5ause, sagen, weil aus
dieser Tatsache heraus die vielen schiefen Urteile über die Landwirtschaft in die Welt kommen.
(Sehr nchtlg! im Zentrum).

. Herr Kollege Haas bezog sich in feinen Ausführungen auf eine Notiz in der Kölnischen
^oltszecknng vom 1. April 1922, die sich mit der Steigerung der Getreidepreisebefaßte. Es
wurde festgestellt, daß die Preise für Weizeu auf das 78fache, für Roggen auf das 69fache, für
Kartoffeln auf das 54fache gestiegen sind, daß dagegen die Löhne nur auf das 30fache gestiegen
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seien, also im Durchschnitt eine Steigerung der Preise für die Produkte um 60°/a und eine
Steigerung der Produktionskostenum 30°/o. Ergo: Die Landwirtschaftverdient ein ganz uner¬
meßlichesGeld. Herr Kollege Haas sagt aber weiter: Ich stelle mich ganz auf den Boden dieser
Ausführungen. — Vergleiche Stenogramm —. Gestatten Sie mir demgegenüber einige rein sachliche
Ausführungen: In dem Augenblicke,als die Kölnische Volkszeitung am 1. April diesen Artikel
schrieb, konnte man nicht annehmen, und wir Landwirte, die wir im allgemeinenetwas gutgläubig
sind, konnten vor allem nach den Versprechungen,die uns gemachtworden waren, nicht erwarten,
daß eine Getreideumlage kommen würde. Aber wenn sie kam, konnten wir noch viel weniger
annehmen, daß die Preisfestsetzungsich in dieser Weise vollziehenwürde. Ich muß es dem Herrn
AbgeordnetenSlcgerwald hoch anrechnen,daß er offen und ehrlich gesagt hat: Die Preisfcstfetzung
ist nicht nach wirtschaftlichen,sondern nach politischenGesichtspunkten erfolgt. Ja, meine Herren,
wenn wir wirtschaftliche Fragen nicht entpolitisieren, wenn wir nicht dazu kommen, daß wir wirt¬
schaftliche Fragen aus rein wirtschaftlichen Gesichtspunktenbetrachtenund entscheiden, dann werden
sie immer falsch entschieden. (Sehr richtig! im Zentrum.) Ein Schulbeispielfür diese meine
Behauptung ist das, daß seit dem Tage, wo der Reichstag das Gesetz über die Umlage mit diesen
Preisen verabschiedet hat, die Verhältnisse sich so grundlegendgeändert haben, daß ich glaube, daß
heute von denen, die vor vier Wochen diesem Gesetze zugestimmt haben, ein großer Teil den
Preisen, wie sie für das erste Tertial festgelegt worden sind, heute nicht mehr zustimmenwürde.

Meine Herren! Ich muß bei diesen Ausführungen kurz bezüglich unseres Reichsrats¬
mitgliedes, des Herrn Schumacher, folgende Feststellungenmachen:

Als die Reichsiegierungdas Umlagegesetz dem Rcichsrat zustellte, enthielt es weder eine
Bestimmung über die Freigrenze, noch eine Bestimmung über den Preis. Unter Begründung und
Hinweis auf diese beiden Mängel hat Herr Abgeordneter Schumacher dagegen gestimmt. (Bravo! rechts.)
Danach sind im Reichslagedie Verhandinngen gepflogen worden, und auf Grund eines Kompromisses
ist das Umlagegesetzzustande gekommen. Herr Schumacher würde im Reichsrate für ein Gesetz,
wie es heute besteht, gestimmt haben.

Meine Herren! Nun gestattenSie mir, Ihnen einmal Produktionskostenund Preise, wie
sie tatsächlich sind, vorzutragen, Zahlen, die ich hiermit, wenn ich sie vortrage, ja der breitesten
Oeffentlichkeit übergebe und von denen ich den Wunfch hätte, daß sich möglichstviele Kreise an
ihrer Rachprüfung zur Kritisienmg oder Widerlegung beteiligen möchten.

Ich teile die Ausgaben in einem landwirtschaftlichenBetriebe in fünf große Gruppen:
Ausgaben für Löhne, Ausgaben für Kunstdünger, für Kraftfutter, für Ergänzung uud Instand¬
haltung von lebendem und totem Inventar — hierin einbegriffendie Abschreibungen — uud dann
die Pacht, die der Pächter an den Besitzer zu zahlen hat.

Die Löhne haben nicht, wie es am 1. April in dem Artikel der Kölnischen Volkszeitung
hieß, eine Steigerung um das 30fache erfahren, sondern heute um das 45fache für den einzelnen
Arbeiter in seinen Gruppen. Aber für den Gesamtbctriebbetragen die Ausgaben an Löhnen das
52 bis 55 fache.

Der Kunstdünger, die zweite Gruppe, ist gestiegen:
beim schwefelsauren Ammoniak von 2600 Mark den Waggon auf 158 000 Mark, das 60fache,
bei Natron-Salpeter, dem Ersatz für den früheren Chile-Salpeter von 2100 Mark

auf 152 000 Mark, .................. das 72fache,
beim Kalifalz von 800 Mark auf 35 000 Mark, ........... das 44fache,
beim Thomasmehl von 400 Mark auf 39 000 Mark, ......... das 97fache.
Der Durchschnitt diefer Gruppe ist auf das 68'/4fache gestiegen. (Abgeordneter Haas:
Wann war das?) Jetzt. (Abgeordneter Haas: Der Dünger ist schon längst im Boden, er ist
doch im Frühjahr hineingekommen!) Ich komme darauf gleich noch zurück; beruhigen Sie sich,
es wird nichts vergessen.

Dann komme ich zu der dritten Gruppe, den, Kraftfutter. Das Kraftfutter ist wie folgt
«estiegen:
der Waggon Leinmehl von 1450 Mark auf 235 000 Mark, ....... das 162fache,
der Rapikuchen von 900 Mark auf 155000 Mark, ......... das 1?2fache,
(Hört! Hört! im Zentrum.) die Kleie von 1100 Mark auf 145000 Mark.
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Seit dem Tage, wo wir uns hier unterhielten, ist noch eine Steigerung von 15 000 Mark
den Waggon hinzugekommen,das 134fache. Bei der Kleie möchte ich sagen, was ich neulich schon
durch einen Zuruf gesagt habe: Der Waggon Umlageweizenerbringt 74 000 Mark und der Waggon
Kleie, die Schale des Weizens, kostet 145000 Mark, (LebhafteRufe: Hört! Hört! im Zentrum.)
Meine Herren, wenn Sie in dieser Gruppe die Steigerung auf die Einheit lningen, haben Sie
das 156 fache.

Ich komme zur vierten Gruppe: Ergänzung und Instandhaltung von lebendem und
totem Inventar, hierin einbegriffen die Abschreibung. Die Steigerung betragt das 95fache.
Ich will auf all die Einzelheiten nicht eingehen; nachher wird noch einer sprechen, der darauf
zurückkommen wird.

Nun, meine Herren, damit Sie sehen, wie objektiv ich bin, zum Pachtpreise. Der Pacht¬
preis wird ja heute im allgemeinen festgesetzt, indem eine bestimmteKilozahl Weizen pro Morgen
au den Verpachtet resp, deren Wert abzuliefern ist. Ich gebe zu, daß, wenn ich diese Kilozahl
Weizen zum heutigen Weizenpreisein Relation bringe und umgekehrt im Jahre 1914 — das
sind ja die Jahre, die wir gegenübergestellthaben — dieselbe Weizenmenge zum damaligen Pacht¬
preise, so hat der Pachter in diesem Verhältnis einen gewissenVorteil, Ich konzediereIhnen,
daß Sie mit Rücksicht darauf von der Steigerung der gesamten fünf Gruppen, die im Durchschnitt
das 92fache vom Jahre 1914 beträgt, einen Abstrichvon 7°/° machen. Das würde also für die
Verpachtungmit Rücksicht auf die Menge Getreide, die als Pachtpreis abgegebenwird einen Abstrich
von 35°/n gegen 1914 betragen. Dann finden Sie, daß die Steigerung der Produktionsmittel
im Durchschnittdas 85fache vom Jahre 1914 beträgt. (Hört! Hört! im Zentrum.)

Ich darf noch kurz dazu bemerken, daß wohl niemand in diesem Hause ist, der nicht
wissen sollte, daß die Produktionskraftder Böden die des Jahres 1914 noch lange nicht erreicht hat.
(Sehr wahr! rechts.) Die Gründe dafür sind ja hinlänglich bekannt. Das Bestreben, auf den
Stand von 1914 zu kommen, ist allgemein. Ich komme noch darauf, woran es liegt, daß die
Fortschritte bis heute nicht entsprechend gewesen sind.

Wie sind nun die Preise für landwirtschaftlicheProdukte gestiegen? Meine Damen
und Herren, ich will ein Beispiel wählen, von dem Sie nicht sagen dürfen, daß es zu meinen,
des Referenten, Gunsten gewählt wäre. Ich will sagen: 60°/» des Getreides weiden durch die
Umlage erfaßt, und 40°/„ sollen im freien Markte verkauftwerden können. Der Preis für Weizen,
Roggen und Gerste für das erste Tertial beträgt 700 Mark pro Doppelzentner für das Umlage-
getreide, davon 60°/u — 420 Mark, und ich konzedierefür den freien Weizen, für diese 40°/°,
einen Durchschnittspreisvon 1800 Mark ---- 720 Mark, dann haben Sie einen Erlös pro Doppel¬
zentner Brotgetreide von 1140 Mark; gegenüber dem Durchschnittspreisefür Weizen und Roggen
von 1914 mit 20,10 Mark das 57fache an Steigerung.

Ich komme zur Kartoffel. 1914 kostete die Herbstkartoffel 3.60—4,20 Mark, Winterkartoffcl,
frei Keller. Ich will Ihnen einmal einen Preis nennen— damit schädige ich in etwa meine Ausfüh¬
rungen, ich bin ja auch nicht Prophet darin, daß kann keiner sein —: Wenn man die Herbstkartoffel
zwischen 200 und 250 Mark ansetzt, wird man den tatsächlichen Verhältnissen, wie sie sich dann
ergeben, ziemlich nahekommen. Ich will 250 Mark einsetzen, für meine Berechnung ungünstig.
Dann haben Sie eine 60 fache Steigerung.

Die Rübenpreise — das dritte Hauutvrooukt in den landwirtschaftlichenBetrieben, welches
verkauft wird — sind für den Herbst noch nicht festgelegt. Aber soviel weiß man heute, daß der
Preis gegenüber38 Mark im vergangenen Jahre sich wohl um 55-60 Mark herum belaufen
wird, gegenübereinem Preise von 1914, je nachdem die einzelnenFabriken abschnitten, von 1,05
bis 1,10 Mark; das 52 fache der Steigerung.

Icun komme ich zu einem großen Einnahmeposten in der Landwirtschaft, dem auf der
anderen Seite schon, wie Sie gesehen haben, durch die Kmftfutterpreise ein viel, viel größerer Aus¬
gabepostengegenübersteht, zn dem Erlös aus der Milch. 1914 kostete die Milch 17 Pf. pro Liter
^ ich nehme da die Durchschnittsqualität—, heute 8.60 Mark, eine Steigerung um das 51 fache.

(Zuruf lmks: Die Milch kostet heute 11,20 Mark!) Ich kaun nur die Kölner Verhältnisse, die
mir naheliegenberücksichtigen; dann würden Sie also sagen, das 65 fache. Das wird bei meiner
Berechnung nicht viel ausmachen. Ich kann doch nicht Ihre Verhältnisse annehmen, (Abgeordneter
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Dr. Saaßeu: Das sind Kleinverkaufspreise!) Meine Herren, ich spreche ja hier von Produktions¬
kosten und Produktionspreisen,wie letztere der Landwirt für seine Produkte erhält.

Nun zum Fleisch. 1914 betrug der Preis für Rindvieh 45 Pf, das Pfuud Lebend¬
gewicht,heute beträgt er 36 Mark, eine Steigerung um das 80 fache.

Sie habeu also im Durchschnitt eine Steigerung der Produktionsmittel um das 85 fache
und eine Steigerung der landwirtschaftlichenProdukte um das 61 fache. Ich bitte, diese beiden
Zahlen festzuhalten.

Meine Herren, Sie werden berechtigterweise fragen können: Wie kann dann die Land¬
wirtschaft überhaupt uoch in diesem Augenblick ihren wirtschaftlichen Betrieb aufrecht erhalten, wenn
du uns hier vorrechnest, wieviel sie verliert? (Zuruf links: Sie lebt vom Verlust!) Jawohl, Sie
verstehenes ganz genau; Sie haben die Dinge richtig erfaßt. Meine Herren, ich habe früher in
den verschiedensten Versammlungenzugegeben,daß in den Jahren 1916, 17, 18 und 19 gewisse
Rücklagenbei der Landwirtschaft möglich waren. Wenn Sie aber immer von den großen Gut¬
haben, die die Landwirtschaft bei ihren Sparkassen und Banken hatte, hier sprachen, dann habe
ich stets gesagt: Wieviel Erlös aus liquidiertemWirtschaftsinventar steckt in dieser Summe? Erst
daun kommen wir zur Gefundung, wenn der letzte Pfennig, der aus liquidierten: Wirtschafts¬
inventar auf die Kafse gebracht worden ist, wieder in dem Betriebe angelegt ist. (Sehr richtig!
im Zentrum.)

Herr Kollege Haas sagte eben in einem Zwischenruf, Sie nehmen die Preife von heute.
Ja, Herr Kollege Haas, ich werde Ihueu beweisen, daß, wenn die Landwirtfchaft nicht aus ihren
Produkten soviel erzielt, daß sie die Vorauslagen in dieser sprunghaft steigenden Teuerung aus
ihrem Betriebe für die zu Felde stehende neue Ernte nehmen kann, dann wäre fie am Ende ihres
Lateins. Der intensive Betrieb in der Landwirtschaft ist nur dann zu führen, wenn die Land¬
wirtschaftBetriebsmittel in ausreichendem Maße hat. (Sehr richtig! im Zentrum.) Meine Damen
uud Herren, daß dieser Zeitpunkt schon überwunden ist, erkennen Kenner längst. Der Uebergang
zur extensiven Wirtschaft vollzieht sich schon. (AbgeordneterDr. Köttgen: Leider!) Nicht weil die
Landwirtschaft die intensive Wirtschaft sabotieren will; nein, der Stolz des Bauern ist es, intensiv
zu wirtschaften(Abgeordneter Dr. Köttgen: Sehr wahr!), aber um deswillen, weil ihre wirtschaft¬
lichen, ihre finanziellen Mittel in vielen Fällen nicht mehr ausreichen, um so iuteusiv zu wirt¬
schaften, wie es notwendig ist. Verfolgen Sie die neuerlicheSteigerung von Hypotheken,die in
den Jahren 1916, 17, 18 und 19 stark getilgt waren. Es ist wieder eine Zunahme von 221
Millionen eingetreten. Gehen Sie zu den Spar- und Darlehnskaffen, gehen Sie zu den landwirt¬
schaftlichen Bezugs- und Abfatzgenossenschaften und erkundigen Sie sich dort; dann hören Sie, daß
schon eine ganze Reihe von mittleren Landwirten in diesem Jahre nicht mehr so düngen konnte,
wie es notwendig war, weil ihnen die Mittel dazu fehlten. (AbgeordneterVielen: Sehr richtig!)

Nun dazu noch eins. Wenn der intensive Betrieb mehr in die Form des extensiven zurück¬
geht und im extensiven Betrieb auf derselben Fläche nur noch 50 Arbeiter beschäftigtwerden, wo
beim intensiven Betrieb 100 tätig waren, wenn dann, falls die Zeichender Zeit nicht trügen, daß
die Industrie anfängt zurückzugehenund nun in dem Augenblicke aus der Landwirtschaft große
Mengen Arbeitskräfte, die dort nicht mehr beschäftigt werden können und tue die Industrie eben¬
falls nicht mehr beschäftigenkann, entlassen werden, dann, meine Herren, tue Sie die Vertreter
der Arbeiterschaftsind, meine ich, würden doch Dinge entstehen können, an die wir alle kaum zu
deuten wagen. Darum ist alles zu tuu, damit der intensive Betrieb der Landwirtschaft aufrecht
erhalte» werden kann. Für den Einzelnen kann der extensive Betrieb vorteilhafter sein; er ist es
heute schon in manchen Fällen. Für die Gesamtheit aber ist nur der intensiveBetrieb vorteilhaft,
weil wir dadurch mehr Nahrungsmittel erzeugenund vom Auslande unabhängiger werden. (Abge¬
ordneter Dr. Köttgen: Sehr richtig!)

Meine Herren! Wenn Sie heute auf der Gillbach oder im Iülicher Lande ein Gut von
300 Morgen fchuldenfrei besitzen, und im Laufe des Jahres bekommen Sie Schwierigkeitenbezüg¬
lich der Betriebsmittel — sie reichen nicht mehr aus — danu gehen Sie zur Landesbank oder zu
einer der anderen Sparkassen und suchen dieses Gut zu beleihen. Und was bekommen Sie dann
für die allerbesten Böden pro Morgen? Als Höchstbeleihung1400 Mark pro Morgen (Abge¬
ordneter Dr. Köttgen: Hört! Hört!), also 420000 Mark für die 300 Morgen. Dann gehen Sie
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zurück iu Ihren Betrieb und kaufen einen Waggon Leinmehl und einen Waggon Ammoniak, Dann
halten Sie noch 10 000 Mark übrig, (AbgeordneterDr, Köttgen: Hört! Hört!)

Meine Herren! Die Verpflichtungdes Landwirts, die Verpflichtungder Scholle, wie es
so manchmal genannt wird, erkennen wir voll und ganz in dem Sinne an, daß die Landwirtschaft
ihr Bestes tun soll, um aus dem Boden herauszuholen, was möglich ist, um die Nöten des Volkes,
die Nahrungsmittelschwierigkeitenmöglichst zu lindern. Aber, meine Herren, diese Verpflichtung
der Scholle kaun ich dann nicht anerkennen, wenn es sich um die Existenzfrage des Einzelnen
handelt. Dann liegt doch die Gefahr nahe, daß er den intensiven Betrieb verläßt und zum
extensive« übergeht, um eben seine Scholle zu erhalte». (AbgeordneterDr, Köttgen: Sehr wahr!)

Meine Herren! Die Schwierigkeitender Lebenshaltung in den großen Städten kenne ich
ganz genan, und ich bedaure lebhaft, daß es so ist. Ich glaube, tausend und abertausend Land¬
wirte möchten mit mir, daß wir in der Lage wären, Ihnen diese Nöten des Lebens erträglicher
zu machen. Wenn vom Wucher gesprochenwird, so sage ich: Der Wucherer ist für jeden
anständigen Menschenein Lump, ein Verbrecher, er mag sitzen, wo er will. Wenn ein einzelner
Landwirt gewuchert hat, ist er in unseren Augen der gemeine Verbrecher, der gemeine Lnmp
(Abgeordneter Dr. Köttgen: Bravo!) Aber wenn der einzelne das tut, darf man der Landwirt¬
schaft im allgemeinenkeinen Vorwurf daraus machen, wie es leider heute nur allzu oft vorkommt.
Meine Herren, wir sitzen doch alle auf einem Ast, Produzenten und Konsumenten,und wenn dieser
Ast abgesägt wird, dann stürzen beide; aber der Konsument stürzt am tiefsten. (Sehr richtig!
im Zentrum.)

Darum, meine Herren, meine ich, uud damit schließe ich: Wir wollen suchen, in gemein¬
schaftlicher Arbeit und in sachlicher Aussprache, wen» wir Meinungsverschiedenheitenhaben, uns
zusammenzufinden. Das darf ich Ihnen vor allem für die rheinische Landwirtschaft sagen: Sie
wird ihr Bestes tun, um an Nahrungsmittel« zu erzeugen, was möglichist, und sie wird immer
und immer wieder Wucherer, die iu ihren Reihen aufkommensollten, so bezeichnen und behandeln,
wie ich sie eben charakterisierthabe, als Lumpen und gemeine Verbrecher, Dagegen erwarten wir,
daß die Angriffe gegen "die Allgemeinheit der Landwirtschaftaufhören, denn sonst ist ein einträg¬
liches Zusammenarbeitennicht möglich, und nur in der Zusammenarbeit, wenn sie noch möglich ist,
liegt unser Aufkommen. (Lauter Beifall bei den bürgerlichenParteien. Glocke des Vorsitzenden.)

VorsitzenderDr, Iarres: Das Wort hat Herr AbgeordneterBamberger.
AbgeordneterBamberger: Meine Damen und Herren! Der Herr Abgeordneter Völlig

hat die Landwirtschaft als ein gelerntes Handwerk bezeichnet. Er hat damit unserer Auffassung
nicht widersprochen. Auch wir betrachten die Landwirtschaft, ebenso wie jeden anderen technischen
Beruf, als einen Beruf, der unbedingt erlernt werden muß. Das ist ganz selbstverständlich.
Darin trennen sich unsere Auffassungen zunächst überhaupt nicht. Meine Damen und Herren,
was uns trennt, find die Grundsätzlichkeitenin der Auffassung. Gestatten Sie mir einige Worte
zur Materie.

Ich komme aus einer Großstadt, Herr Kollege Völlig vom Lande. Wenn man seine
Rede gehört hat, so sollte man zunächst meinen, der landwirtschaftliche Stand sei der Stand, der von
allen Ständen am meisten Not zu leiden habe. Man kann wirklich geradezu vom notleidenden
Landwirt sprechen, wenn man diese Ausführungen gehört hat, und Herr Kollege Völlig hat ja auch
selbst das eigentümlicheseiner Ausführungen verspürt, als er jagte: Sie weifen jetzt gewiß die
Frage auf: Wie kann der Landwirt überhaupt noch bestehen? Ein Finanz- und Wirtschaftspolitik«
unserer Zeit sagt ganz mit Recht: Es leben im deutschen Reiche augenblicklich zwei Nationen, die
einander nicht verstehen und einander nicht verstehen können. Diese beiden Nationen sind, wenn ich
es so ausdrückendarf, der Verbraucher auf der einen und der Erzeuger auf der anderen Seite.
Meine Damen und Herren, der Kampf ist erbittert, er wird tagtäglich erbitterter.

Herr AbgeordneterVöllig hat nicht gegen die Zwangsbewirtschaftungund auch nicht gegen
das, was hinter uns lugt, im allgemeinengesprochen. Aber aus all den Worten klang doch der
Tadel der Zwangswirtschaftund alles dessen, was hinter uns liegt, heraus, wenn es auch nur ganz
fem zu beobachten war. Meine Damen und Herren, wenn man aber aus einer Großstadt kommt,
dann kann man ganz gegenteilige Erfahrungen machen. Ich kann Ihnen sagen. Herr Abgeordneter
-Uolllg, daß wir vor kurzem in unserem Stadtparlament von der äußerste»Rechtenbis zur äußersten
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Linken wieder etwas aefordert haben, was auf Zwangsbewirtfchaftuugder Kartoffeln, Zwangs»
bewirtschaft«««, des Zuckershinausläuft. Ich darf Ihnen vielleicht noch erzählen, daß mich kürzlich
eine Frau angehalten und gebetenhat, wir möchtendoch auch dafür sorgen, daß die Zwangsbewirt-
fchaftung wieder eingeführt werde, denn sonst werde einer Familie mit schmalemEinkommender
Haushalt einfach unmöglich weiden. So liegen bei uns die Verhältnisse in den Großstädten.
Und, meine Damen und Herren, ich kann Ihnen nur sagen: Wenn es so weitergeht, dann wird
es noch immer schlimmer werden.

Nun hat Herr Abgeordneter Völlig die Landwirtschaft zu verteidigen gesucht. Das ist
sein gutes Recht, und wir können seine Verteidigung in dieser Beziehung verstehen. Aber noch
lange nicht in allem. Unsere grundsätzlicheAuffassung ist ja eine ganz andere. Wir sagen:
Der Boden gehört der Allgemeinheit,er kann nicht dem Einzelnen gehören, er kann nicht Privat«
besitz sein. Meine Damen und Herren, der Bauersmann aber hat das Monopol, und diese
Monopolstellung können wir ihm nicht zubilligen, sie ist ein Unrecht. Der Landwirt hat auch
sein Monopol gründlich ausgenutzt. Die Zahlen des Herrn Abgeordneten Völlig in allen Ehren.
Aber ich kann ihm demgegenüberwieder etwas anderes sagen. Der Landwirt hat nach Berechnung
vieler Finanzpolitiker einen bedeutenden Teil des Gold- und Silbervorrates, der unserer Volks¬
wirtschaft entzogeilist, in feinem Besitz, Ein bürgerlicherPolitiker fogar rechnet die Papiergeld¬
mengen, die durch den Landwirt dem Geldverkehrentzogen werden auf 40 bis 50 Milliarden Mark.
Meine Herren, bedenken Sie, die Schätze, die dadurch dem Umlauf entzogen werden, sind so
bedeutend,daß ihr Fehlen viel mit beigetragenhat zu dem Finanzelend, das wir augenblicklich im
Staate haben. So liegt die Sache und nicht anders.

Wenn in seiner Etatsrede mein Freund, der Herr Abgeordnete Hoffmann, gesagt hat:
Das Interesse des Landwirtes ist immer dem Intereffe der anderen Gesellschaftsklassen entgegen»
gesetzt, so hat er vollkommen recht, denn je knapper die Nahrungsmittel gewesen sind, desto glänzender
war die Lage des Landwirts. Meine Damen und Herren, das ist doch klar — Herr Völlig gab
es auch, bedingt wenigstens, zu —, daß die Hypothelenbewegungauf Seiten der Landwirtschaft
in den letzten Jahren eine ganz andere gewesen ist als vor dem Kriege. Vor dem Kriege waren
mindestens 25°/o unserer Landwirtschaft verhypothekt, Heute ist das ganz, ganz anders; die
Landwirtschaft ist fast vollständig hypothekenfrei geworden. Der Boden ist nicht mehr in Schulden.
Der Landwirt bucht auf der Haben-, nicht mehr auf der SoÜfeite. So liegen die VeilMtnisfe heute.
Und, meine Damen und Herren, das kann ich Ihnen auch noch fagen: Die Schulden, die der
Landwirt vor dem Kriege in gutem Gelde gemacht hat, war er imstande, in Papiergeld zurück¬
zuzahlen, und das war auch eine außerordentlicheErleichterung,

Weiter, meine Damen und Herren. Der landwirtschaftlicheStand strebt danach, die
Preise in Goldwährung zu erlangen. Das ist an nnd für sich — das habe ich auch in der
Kommissiongesagt — sein gutes Recht, und wenn er das tun will, dann soll er es ruhig tun.
Aber, meine Damen und Herren, derselbe landwirtschaftlicheStand, der in Goldwährung bezahlt
werden will, ist außerordentlicherbittert, wenn Arbeiter, Angestellteund Beamte ihren Lohn auch
in derselben Währung verlangen. Das ist eine Stellung die wir unbarmherzig bekämpfen.

Meine Damen und Herren! Ich habe Ihnen schon gesagt: Die Sozialisier«««,des Bodens,
die Ueberführung des Bodens in die Gemeinwirtschaftkann erst die Schwierigkeitenlösen, in denen
wir stehen, Sie werden dazu sagen: Das ist ein Schlagwort. Nei«, meine Damen und Herren,
das ist lein Schlagwort. Solange der Landwirt die Wirtschaftspolitikverfolgt, die er bis jetzt
eingeschlagen hat, nämlichdie individualistische, solange kommen wir auch nicht weiter. Kein Stand
betreibt eine individualistischere Politik als gerade der agrarischeStand, und darauf müssen wir
das Schwergewichtlegen.

Nun sagen Sie, der Landwirt sei heute in großer Not. Und wenn wir dem Gedanken
folgen, beobachtenwir auch, daß die Landwirte in vielen Gegenden sich in Not befinden, ja,
meine Damen und Herren, wir und Sie alle miteinander, wir haben hier einmal die Kehrseite
der Medaille. Die hohen Preise sind für den Landwirt, der vorwärts strebt und Glück hat, ein
unendlicherVorteil. Aber, meine Damen und Herren, wenn einmal Katastrophen kommen, sind
dieselbenhohen Preise auch der gründlichste Nachteil. Soviel muß Ihnen auch klar sein. Deshalb
kann der, der das eine befürwortet, das andere nicht hindern.
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Nun möchte ich zu den einzelnen Etats übergehen. Die Provinz hat für die Landwirt¬
schaft allerhand zu leisten. Zunächst werden drei neue landwirtschaftlicheSchulen errichtet. Wir
haben insgesamt 54 landwirtschaftliche Schulen, die wir mit je 5000 Mark von feiten der Provinz
bedenken. Meine Damen und Herren, so sehr wir auch die Bildung des landwirtschaftlichen Standes
vervollkommnenwollen, so sehr wir auch alle Bildungsbestrebungenbegrüßen, so muß doch bei der
Gelegenheit einmal wieder bedacht werden, daß die Bildungsvorteile einem Stande zufließen, der
für die Allgemeinheitals solche hernach nichts zu tun braucht, weil er durchaus individualistisch
eingestellt ist und infolgedessen durchaus individualistischdenkt.

Und, meine Damen und Herren, wenn Sie studieren, mit welchen Leistungendie einzelnen
Regierungsbezirkean den Abgaben für die Provinz teilnehmen, so werden Sie etwas ganz Erstaun¬
liches beobachten. Gerade die landwirtschaftlichen Regierungsbezirkeleisten unverhältnismäßig wenig
für die Provinz. Ich habe mir aus dem Bericht, der allerdings über das Jahr 1920/21 Aus¬
kunft gibt, allerlei aufgeschrieben.Beispielsweisehat der RegierungsbezirkAachen ein nmlagefähiges
Kreditsoll von 3 581396 Mark. Koblenz eine Kleinigkeit mehr: 3 600 000 Mark, Trier nur
1500 000 Mark, diese agrarischenBezirke zusammen also rund 8 800 000 Mark. Meine Damen
und Herren, Düsseldorf hat ein Soll von 27 162 000 Mark, von dem 15 600 000 Mark erhoben
werden. Düsseldorf leistet also in Prozenten 60, während Trier nur 3,2 °/o, Aachen 7,8°/»,
Coblenz 7,7 °/o, Köln dagegen als Industriebezirk wieder 21,3 Vn der Steuern aufbringen muh.
Ich habe weiter beobachtet, daß die beiden Städte Elberfeld und Barmen mehr Steuern bezahlen
als der ganze Bezirk Trier. Glauben Sie denn im Ernst, meine Damen und Herren, daß diefe
Ztädte wohlhabenderfein füllten als der ganze Bezirk Trier? (AbgeordneterHeuser: Ja!) Glauben
Sie das im Ernst, Herr Kollege Heufer? (AbgeordneterHeuser: Ja, das glaube ich im Ernst!)
Ich kann es wirklichnicht glauben. Ich darf Ihnen wohl versichern, daß ich die landwirtschaft¬
lichen Gegenden gründlich kenne. Ich bin felbst vom Lande. Außerdem habe ich lange Zeit
Lehrelstellenin landwirtschaftlichen Gegenden bekleidet, sodaß ich mir wohl mich ein Urteil über die
Leistungender Landwirtschaftbilden kann. (AbgeordneterHeuser: Dann wäre ich doch dageblieben!
AbgeordneterKncib: Das ist doch nicht Ihre, sondern seine Sache!) Dazu kann ich Ihnen nur
sagen-. Die Beobachtungen,die ich gemachthabe, sind doch derart, daß ich mir sagen muß: Die
oft scheinbar armen Gegenden — man spricht oft von armen Waldgemeinden— sind gar nicht
arm, fondein im Gegenteil oft noch wohlhabenderals fcheinbar reiche Gemeindenin den Tiefebenen.
Die Sache steht etwas anders, als man gemeiniglichannimmt. Wer wirklichglaubt, daß der
RegierungsbezirkTrier nicht fuviel Steuern aufbringen könnte als die Städte Elberfeld und Barmen,
hat, das muß ich sagen, recht wenig volkswirtschaftliches Verständnis. Ich bleibe bei der Behauptung
und bin jederzeit bereit. Ihnen den Wahrheitsbeweis dafür anzutreten, daß die beiden Gemeinden
nicht wohlhabendersind als der Bezirk Trier, daß sie im Gegenteil recht viel weniger volkswirt¬
schaftliche Werte besitzen als der riesenhafteund teilweise reiche RegierungsbezirkTrier.

Meine Damen und Herren! Zu den Leistungenfür die Provinz werden also gerade die
agrarischenRegierungsbezirkewenig herangezogen. Dagegen sind sie vor allen Dingen die Nutz¬
nießer der Einrichtungen, die die Provinz für sie getroffen hat, beifpielsweife der landwirtschaftlichen
Schulen. Sehen Sie sich an, wo die meistenlandwirtschaftlichenSchulen sich befinden. Ich gebe
gerne zu, daß die landwirtschaftlichenSchulen großen Segen gestiftet haben und daß die Landwirt¬
schaft als solche zunächst nicht in der Lage war, solche Schulen zu organisieren. Das geben wir
rundweg zu. Aber es wäre doch jetzt eine Pflicht der Landwirtfchaft, für ihre eigenen Schulen
mehr als ehedem zu tun,
^ Was uns besondersmißfällt, ist, daß die Versuchsstationen,beispielsweise des Rheinischen
Hauernvereins, tatsächlich mit ganz starken Provinzmitteln unterstützt weiden. Wenn wir uns
Miekllch «och zu der Auffassung bekenne» können, daß die landwirtschaftlichenSchulen von der
Provinz unterstütztwerden, weil sie die großen Gesichtspunktebesitzt, so können wir uns doch des
Gedankens nicht erwehren, daß eine Unterstützungder Versuchsstationenviel, viel zu weit geht.
Dem können wir wnllich unsere Zustimmung nicht geben. Auch die Tierzucht- und die Versuchs¬
anstalten die die Bauernschaft dafür eingerichtet hat, werden von der Provinz namhaft unterstützt.
E,ne Gesamtsummevon etwa 3'/« Millionen wirft die Provinz dafür aus
».«K <5„>>..^"° D°n«" und Herren! Herr KollegeHeuser glaubte mir eben bejahen zu müssen,
baß Hldustrlegememdenwohlhabender seien als große ländlicheBezirke. Ich habe das eben schon
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in Zweifel gezogen. Ich daif im Gegenteil sage», daß diese Gemeinden nur scheinbar reich, in
Wirklichkeitaber außerordentlicharm und mehr unterstützungsbedürftigsind als Gemeinden, die
unterstützt werden.

Sehen Sie sich die Dotationsrenten an, wie sie auf die Bezirke verteilt weiden. Im
RegierungsbezirkDüsseldorffind, wenn ich nicht stark irre, nur zwei Gemeinde», die unterstützt
werden. In den BezirkenCoblenz und Trier werden sehr viele Gemeinden unterstützt. Wenn man
einmal genau beobachtete,glaube ich nicht, daß es nötig wäre, solche Gemeindenzu unterstütze»,
denn manche von ihnen haben ganz bedeutende Waldreichtümer,die ihnen sehr, sehr wohl znstatten
kommen.

Nun noch etwas anderes. Diese 3V2 Millionen Mark für landwirtschaftlicheZwecke
wollen wir immerhin zur Verfügung stellen, wenn den Anregungen entsprochenwird, die wir in
einem Antrage gegeben haben, der gleich zu Beginn der Tagung verlesen wurde, daß uiimlich
dieselben Mittel auch für die Bildungsstätten der Arbeiter ausgeworfenwerden. Auf die Bildungs¬
stätten der Arbeiter, die übrigens aus der Arbeiterfchaftelementar herausgewachsensind, will ich
hier nicht weiter eingehen. Wir wollen Ihnen nur das eine sagen: Meine Damen und Herren,
unterstützenSie die Bildnngsbcstrebnngen der Arbeiterschaftnicht, fo sind wir auch nicht in der
Lage, die landwirtschaftlichenBildungs- und Versuchszwecke irgendwie zu etntisieren.

Meine Damen und Herren! Ich darf namens meiner Freunde weiter fagen, daß die
rheinifche Landwirtschaftuns hier als Bittende gegennbertritt, und zwar bittet die Landwirtschaft
für die bedrängten Gebiete des Hunsrücksund der Eifel. Wer diese Gebiete aus eigener Anschauung
kennt, mnß bestätigen, daß tatsächlichdort im vorigen Jahre schon eine erschreckendeDürre war
und daß sich diese Dürre in diesem Jahr bei dem unglücklichen Winter und dem sehr trockenen
Frühling und Vorsommer zur Katastrophe ausgewachsenhat. Dem Eindruck haben wir uns nicht
verschlossen, und wir sind selbstverständlich bereit, der Aktion, die vom Reiche so schnell übernommen
worden ist, auch gerne vou selten der Provinz beizutreten.

Meine Damen und Herren! Wenn wir nnn beitrelen, so haben wir doch gegen mancherlei
die schärfsten Bedenken. Vor allem haben wir Bedenken gegen die fogen. Hilfsaktionen. Ich habe
in der.Kommissionmeine Bedenken schon dahin geäußert und möchte es hier noch einmal kurz tun.
Hilfsaktionen sind nicht viel wert. Derjenige, den ich mit einer Unterstützungbedenke, hat keine
Freude an der Unterstützung. Warum? Weil sie ihu entwürdigt und weil sie ihm nach meiner
Ansicht auch nicht hilft. Soviel kann man jemanden nicht als (beschenkbieten, daß er nun voll¬
ständig wieder ans beiden Füßen gehen und stehen könnte. Nein, man kann einen Menschen wohl
unterstützen, aber niemals fo ausreichend,daß er felbständig weiden kann. Deshalb haben wir
uns den Bedenken,die gegen die Hilfsaktion als folche sprechen, nicht verschließen können.

Wenn wir der Hilfsaktion unsere Zustimmung nicht geben können, so bitten wir doch,
daß die Kreditaklionvon feiten de; Reiches und der Provinz weiter und ausreichender gestaltet werde.
Meine Damen und Herren, die Kreditaktion als solche kann ja noch cmsgcstaltetwerden, denn
nur damit kann der Landwirtschaftwirklich geholfenwerden, mit» nicht mit Spenden von Futter¬
mitteln, Stroh und ähnlichem. Das allein reicht nicht aus. Wir möchten vorfchlagen, eine Kredit-
aktion großzügig auszubauen, aber es damit auch bewenden zu lassen. Meine Damen und Herren,
die Landwirtfchaft muß sich natürlich der Gefahr bewußt sein, die in der Kommissionja auch
besprochen worden ist, daß sich der Wert des Geldes vielleicht — ich mache hinter das „Vielleicht"
ein dickes Fragezeichen—, später hebt, daß dann die geliehenenBeträge schwerer zurückzuerstatten
sind, als es nach dem heutigen Valutastande möglich ist. Von diesem Standpunkte aus haben
wir die Vorlagen, die uns hier gebrachtworden sind, betrachtenmüssen

Noch eins. Herr Kollege Völlig hat die Differenz zwischen Arbeiter und Bauer etwa so
dargestellt,als ob von feiten der Arbeiterfchaftder größte Grimm gegen die Landwirtschaftherrfche.
Meine Damen und Herren, davon ist keine Rede und davon ist auch nie die Rede gewesen.
Der Arbeitsmllnunatürlich, der sich bewuchert fühlt, der solchen Wucher am eigenen Leibe gespürt hat,
ist erbittert und überträgt das, was er mit einem einzelnen erlebt hat, leicht auf die Gesamtheit.
Das ist verständlich. Aehnlichmacht man es ja auch auf dem Lande. — Auch in den Städten
herrscht manchmal eine große Dürre, meine sehr verehrten Herren vom Lande, und diese Dürre,
die bei uns in den Städten herrschenkann, sind die Zeiten fchlechter Konjunktur. Herr Kollege
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Völlig hat angedeutet, Zeiten schlechter Konjunktur können kommen und kommen immer wieder.
Die Not in der Stadt heißt man die Arbeitslosigkeit. Aber wenn ich so beobachtet habe, mit
welchen hämischenWorten der Bauer oft über die Arbeitslosen in den Städten herzieht und sie
direkt wahllos als Faulenzer bezeichnet,und wie sehr das gerade von landwirtschaftlicherSeite
geschieht, so glaube ich, daß man auf dem Lande das doppelt und dreifachgutmacht, was in den
Städten etwa über das Ziel hinausgehend gegen die Landwirtschaft an bösem vorgebracht wird.

Meine Damen und Herren! Die Not der Landwirtschaft auf dem Hunsrück erkennen
wir an. Aber wir müssen Ihnen bei der Gelegenheitsagen, daß das eine Not ist, die mitbestimmtist
aus der heutigen Struktur, aus der Struktur des heutigen Privatbcsitzes, (AbgeordneterHeuser:
Hat es deshalb nicht geregnet?) Das kann niemand bezweifeln. Die kleinen Besitze von 8, 1t),
oder 12 Morgen sind ja mehr ein Fluch als eiu Segen für den Landwirt, und wer mit diesem
gelingen Besitz bedacht ist, ist nicht beschenkt, sondern eher belastet. So hat sich das Privat¬
eigentum als ein zweischneidiges Schwert in jeder Weise erwiesen. Meine Damen und Herren,
glauben Sie: In einem sozialisierten Gescllschnftswesen würde man der Landwirtschaftganz andere
Beträge zur Verfügung stellen können; auch darüber dürfen Sie sich klar sein. — Herr Kollege
Gessinger, Sie brauche»! nicht abzuwinken.— Ich kann Ihnen sagen: So stimmt es. Es würde
dann keiner von Haus und Hof vertrieben, sie fassen immer das Problem von der verkehrten Seite
auf und deuten es auch nach der verkehrten Seite hin. Ich kann Ihnen sagen, daß man in
einem solchen Stcmtswesen der Landwirtschaft ganz andere Betrage zur Verfügung stellen könnte
und auch zur Verfügung stellen würde (Abgeordneter Freiherr von Lo8: Nußland!), weil es
doch ganz klar ist, daß wir dann auch eine Garantie hätten, daß die Betrage, die man zur
Verfügung stellt, auch dem Volksganzen als solchem wieder zugute kiimeu.

Herr Kollege von Los ruft mir zu: Rußland! Meine Damen und Herren, ich will
Ihnen eins sagen: Daß Nußland sich in Not befindet und daß dort heute so grauenvolle Zustande
herrschen,dafür kann sich der Privatkapitalismus an die eigene Nase greifen und sagen: Wir sind
schuld daran, (Abgeordneter Dr. Wesenfeld: Das ist doch die Höhe!) Herr Kollege Wesenfeld,
Sie brauchen das nicht in Zweifel zu ziehen. Ich will Ihnen sagen: Als Deutschland den Waffen¬
stillstand von der Entente erbat, haben sich alle die Kriegserklärungen, die Deutschland auf sich
gezogen hatte, gegen Rußland gewandt; da mußte sich das russische Volk mit etwa 20 Feinden
2 bis 3 Jahre herumgeschlagen;da hat es seine ganze Fabriktätigkeit und alles bloß auf den
Kriegszustand konzentrierenmüssen, bloß, nm sich die Menschen, die das Land in seiner neuen
Entwickelungstören wollten, vom Halse zu halten. Ans dem Grunde konnte man da an keine
Landwirtschaft nnd an keinen Aufbau denken. So ist es gewesen, und noch heute stehen Staaten
wie Frankreich und Amerika der Räterepublik gegenüber und sagen: Sie bekommt keinen Pfennig.
Ich kann Ihnen versichern,daß man von kapitalistischer Seite erklärt hat: Es ist ganz gut, wenn
die Leute iu Rußland hungern und verhungern; sie haben uns mich um unseren Besitz gebracht.
Man hat dem russischen Staate das Schicksal,daß er jetzt erlebt, gegönnt und dem gütigen Vor¬
sehen recht sehr dabei Hilfe gestanden. Meine Damen und Herren, ich kann Ihnen sagen: Das
russische Problem ist durchaus uoch nicht gelöst, und Herr Kollege Loe hätte seinen Zwischenruf
sich vielleicht ersparen können, denn er war abwegig und hat nichts bewiesen. Dann muß Herr
Kollege Loe noch eins bedenken: Gerade die russische Republik hat sich doch vor allen Dingen
gegen den Grohgrnndbesitz gewendet und sich dafür eingesetzt,daß der Boden in den Besitz der
Allgemeinheitüberführt worden ist. Wer hat denn überhaupt die russischen Schlachte« nach der
Revolution geschlagen? Wer hat dort die Revolution verteidigt? Das haben die Bauernjnngen
getan. Das industrielle Proletariat ist dort derart schwach,daß es die endgültige Entscheidung
durchaus nicht herbeiführenkonnte. So liegen die Dinge mit Rußland, wenn ich Ihnen die einmal
klarstellensoll.

Meine Damen und Herren! Die Landwirtschaft ist ohne Zweifel in der Provinz sehr gut
behandelt worden. Früher gab sie völlig den Ausschlag und heute noch sitzt eine ganz unverhält-
uismäßig große Zahl Vertreter der Landwirtschaft in den Kommissionenund weiß den Einfluß der
Landwirtschaftsehr geschickt und zielbewußtzu wahren. Wenn wir also auch den einzelnen Aktionen,
tue hier eingeleitetwerden sollen, wohlwollendgegenüberstehen, weil der, der in Not ist, unterstützt
werden muh, gleichgültig,ob er ein politischerFeind ist oder nicht, so brauchen Sie doch nicht zu
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denken, daß wir einen unserer Grundsätze deswegen irgendwie preisgeben. Wir stehen nach wie
vor auf dem Standpunkt, daß die Gemeinwirtschaftdas Gegebeneist, daß auch der Landwirt, so
sehr er sich dagegen wehrt und sträubt, einmal den Zeitpunkt erkennen muß, wo er merkt: Die
gemeinwirtschaftliche Betriebsweiseist besser als die privatkapitalistische. Meine Damen und Herren,
die Landwirtschaft wendet sich ja heute in ihrer Not an die Allgemeinheit. Dann muh sie auch
bedenken, daß die Allgemeinheitein Recht hat, zu fragein Wie werden unsere Leistungengeldlicher
und sonstiger Art, die wir aufbringen, verwandt? Meine Damen und Herren, von dem Standpunkte
aus haben wir die ganzen landwirtschaftlichenFragen betrachtet, und den Standpunkt werden wir
nicht aufgeben, denn er ist der einzig richtige. Unfere Idee, Sie mögen fie heute noch so sehr
abweisennnd bekämpfen,marschiertund wird den Sieg davontragen. (Beifall bei den sozialistischen
Parteien.)

VorsitzenderDr. Iarres: Zum Wort gemeldet sind bisher die Herren Abgeordneten
Theißen, Haas, Kemmann, Orlopp und von Stedman. Wir haben die Reihenfolge unter Berück¬
sichtigungder Parteien aufgestellt.

Das Wort zur Geschäftsordnunghat Herr AbgeordneterHaas. »
AbgeordneterHaas: Nach § 18 der Geschäftsordnunghat der Vorsitzendedas Recht,

die Reihenfolge zu bestimmen. Aber ich möchte doch wünschen,daß möglichstso verfahren wird,
wie^man auch iu Berlin verfährt, daß man die Grüße der Parteien auch bei der Einteilung der
Wortmeldungenetwas berücksichtigt.Jetzt hat ein Kollege des Zentrums gesprochen, der dem rechten,
dem agrarischenFlügel angehört. (AbgeordneterHeuser: Da gibt es keinen rechten Flügel!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr AbgeordneterHaas hat das Wort.
AbgeordneterHaas (fortfahrend:) Herr Kollege Völlig wird es mir nicht übelnehmen,

wenn ich jage, daß er dem agrarischenFlügel angehört. Nun hat der Vorsitzende die Reihenfolge
wie folgt bestimmt: einen unabhängigen, einen kommunistischen und eineu mehrheitssozialistischen
Redner, und dann nimmt er von der zweitstärkstenFraktion der Arbeitsgemeinschafterst wieder
einen Redner. Das ist von seinem Standtpnnkte aus zu verstehen, denn so kann der rechts
Gerichtetedem links Gerichtetenantworten. Es ist aber nach meinem Gefühl nicht richtig: in der
Regel muß in der Debatte die Größe der Fraktion berücksichtigt werden.

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich habe mich an die Geschäftsordnunggehalten, wonach es
heißt: «Der Vorsitzendebestimmt die Reihenfolgeder Redner, falls der Aeltestenrat nicht anders
bestimmt. Hierbei soll maßgebendsein zunächst die Sorge für sachgemäße Erledigung der Geschäfte
und für eine zweckmäßige Gestaltung der Besprechung, daneben besonders die Rücksichtauf die
verschiedenen Parteilichtungen, die Möglichkeitder Verteidigung auf Angriffe sowie eine Einigung
der Fraktionen untereinander".

Ich habe mich zunächst nach der Reihenfolge der Wortmeldungen gerichtet. Die sozial¬
demokratische Fraktion hat sich erst an letzter Stelle gemeldet. Trotzdemhabe ich Herrn Haas an
die vierte Stelle gerückt. Im übrigen habe ich den Wünschen,soweit sie mir ausgesprochen worden
sind, entsprochen.

Ich gebe nunmehr Herrn AbgeordnetenTheißen das Wort.
AbgeordneterTheißen: Meine Damen und Herren! Nicht nur die Kirche, sondern auch

die Landwirtschaft hat einen guten Magen. (Sehr richtig! links. Heiterkeit.) Herr Völlig, der
Zentrumsredner, der, wie Herr Kollege Haas ganz richtig betont hat, ausgesprochen dem agrarischen
Flügel des Zentrums angehört — es haben einige Agrarier verständnisinniggenickt, als er diese
Ausführungen machte —, hat an die Spitze seiner Ausführungen gestellt, daß die Landwirtschaft
eine Wissenschaft sei, und er hat sich dann dagegen verwahrt, Andeutungen auf das Haus zu
machen; aber er hat doch durchblicken lassen, daß eigentlichnur die Ausführungen des Sachver¬
ständigen im wesentlichen Beachtung verdienen. Damit hat er — Herr Völlig wird es mir nicht
übelnehmen— wohl seine eigenenAusführungen gemeint.

Zunächst ist bezüglich des Zahlenmaterials, das Herr Völlig anführte, zu sageu, daß diese
Zahlenaufführungen doch nur einen Trick darstellen, und zwar einen sehr geschickten Trick. (Sehr
richtig! links.) Die Zahlen, die Herr Völlig sich für diese Debatte sorgfältig vorbereitet hat, sind
natürlich jetzt im Handumdrehennicht von uns zu widerlegen. (Zuruf aus der Mitte: Sie haben
die Zeit dazu gehabt!) Nein, wir haben keine Zeit dazu gehabt.
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Dann möchte ich auf Grund der Sachverständigkeitdazu sagen, daß nirgendwo, in keinem
Berufe, in keinem Produktionszweige die Maßstäbe für die Berechnung der Produktionskostenso
unsichere und schwankendesind wie gerade in der Landwirtschaft. (AbgeordneterVöllig: Ich habe
Ihnen nnr Zahlen des Marktes genannt; sind die auch schwankend?)

Vorsitzender Dr. Zaires: Ich bitte, den Redner nicht zu unterbrechen,
AbgeordneterTheißen (fortfahrend): Ja, auch diese Zahlen des Marktes. Statistiken

sind bekanntlich stark kautschnkartig und lassen sich leicht zu gewissen Zwecken umbiegen und umfälschen.
Solange wir nicht eine Statistik haben, die auf ganz anderen Gesichtspunktenaufgebant ist wie
die jetzige, die dem einseitigenkapitalistischen Klassenstaatsinterefseentspricht,solange haben wir sehr
berechtigte und erhebliche Zweifel in Statistiken.

Herr Völlig hat gemeint, wir sollten folgendeZahlen festhalten: 85 fache Erhöhung der
Produktionikostenund 63 fache Erhöhung der Erzeugerpreise. Ich glaube, die Zahlen stimmenso.
Also, mit anderen Worten: die Landwirtschaft arbeitet jetzt mit einem sehr starken Minus oder,
kurz ausgedrückt: Die Landwirtschaft lebt vom Verlust. Natürlich war Herr Kollege Völlig so
klug zuzugeben, daß das auf die Dauer nicht möglich sei. Er hat dann etwas angeführt über
Inventar usw.

Ich möchte aber ejne andere Grundlage für die Beurteilung der Landwirtschaft wählen.
Zunächst wäre einmal festzustellen,wie das Bild fein würde, wenn man den Gesamtwert aller
landwirtschaftlichen Güter, allen landwirtschaftlichen Grund und Bodens, die Entschuldungvor allen
Dingen in Betracht gezogen, ferner das Vetriebsmaterial, die Viehbeständeusw., in Goldmark
umrechnetund 1914 und 1922 in Vergleichsetzt. (AbgeordneterVöllig: Das bin ich bereit mit
Ihnen zu machen!) Das würde ein ganz anderes Bild ergeben als das, was Herr Völlig uns
hier aufgerollt hat.

Weiter hat Herr Völlig gesagt, die Landwirtschaftginge teilweise zur extensiven Wirtschaft
über, und sie würde dazu gezwungen. Warnm? Weil sie nicht mehr genügendverdiene. Wenn
nicht mehr der genügende Profit da ist, dann kann die Landwirtschaftmachen,was sie will. (Abge¬
ordneter Völlig: Weil sie keine Betriebsmittel mehr hat, habe ich gesagt!) Das werden wir bei
der Stellungnahme zu den vorgebrachtenAnträgen dartun. Wir sind bereit, da, wo es wirklich
nicht mehr anders geht, um die Produktion in der Landwirtschaftaufrecht zu erhalten, der Land¬
wirtschaftin dem Umfangezu helfen, daß das möglich ist. Nicht die kleinen Landwirte, die tatsächlich
in einzelnenGegenden, die jetzt von einer zweitenMißernte bedroht sind, um ihre Existenz kämpfen,
gehen allein zur extensiven Wirtschaft über. Ich kann Ihnen eine ganze Reihe Beispiele anführen,
wo lediglichaus Gewinnsucht,aus Prositinteresse ein landwirtschaftlichwertvoller Boden, z. B. in
Schleswig-HolsteinMarschboden, aus der landwirtschaftlichenProduktion ausgeschieden ist, um zur
Tulpenzuchtverwandt zu weiden; es sind, soviel ich weiß, allein 20 Kn, fruchtbarsterMarschboden.
Aehnliche Fälle sind in Mecklenburg,Brandenburg usw. zu verzeichnen, wo bisher in landwirtschaft¬
licher Hochkulturbefindlicher Boden zu Weidenland umgewandelt worden ist, weil die Gutsbesitzer
sich nicht mit den Arbeiterausschüsienund Betriebsräten herumschlagen wollten. Weil das den
Herren nicht paßte, ist ein großer Teil des landwirtschaftlichenBodens aus der intensivenWirt¬
schaft in die extensive hineingekommen. Die kleinen Landwirte sind das zum allerwenigsten.

Dann aber — und das möchte ich hier besondersfesthalten— hat Herr Völlig von der
Verpflichtung der Scholle gegenüber der Allgemeinheit gesprochen. Da hat er etwas sehr Wert¬
volles gesagt. Er kann diese Verpflichtung der Scholle nicht mehr anerkennen,wenn die Existenz¬
möglichkeit gefährdet ist. Wenn ich richtig gehört habe, find das Ihre eigenenWorte. (Abgeord¬
neter Völlig: Das halte ich auch voll und ganz aufrecht! Aber betrachtenSie diese Aeußerung im
Zusammenhang mit meinen volkswirtschaftlichen Ausführungen!) Ich habe sie im Zusammenhang
Ihrer ganzen Rede betrachtet und werde sie auch im Zusammenhang Ihrer ganzen Rede werten.
Wir erkennen an, daß, wenn einer um seine Existenz kämpft, dann die Rücksichten gegenüberder
Allgemeinheitnicht mehr in Frage kommen, daß dann znächst einmal fein eigenes Leben vorgeht,
daß er dann handelt aus dem Interesse, leben zu wollen. Wie stellen Sie sich aber dazu, wenn
die Arbeiterklasse um ihre nackte Existenz kämpft? (Sehr gut! links.) Dann ist das sofort Rebellion,
Terror der Straße und weiß der Kuckuck was alles. (AbgeordneterRing: Die Löhne sind bloß
auf das 35 fache gestiegen!) Wenn die Arbeiterschaftvorschriftsmäßignach dem Gesetze gekündigt
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hat, wie jetzt im Rnhrbergbau, was schreibt da die Zentrumspresse,die gesamte bürgerliche Presse?
Jeden Tag kreischt sie über den unerhörten Terror der Gewerkschaften, über die Versündigung am
Volkswohl und wie das alles heißt. Diese Leute kämpfen auch um ihre Existenz (Sehr richtig!
links), und meistens um eine Existenz, die tief unter dem Niveau liegt, wo der Landwirt glaubt,
seine Existenzsei schon angegriffen. Also, wenn Sie diesen Grundsatz auch für die andere Seite,
für die größere Seite des Volkes einmal gelten lassen wollten, dann konnte man sich mit Ihnen
über mancheDinge unterhalten. Soweit zu den Ausführungen des Herrn Bullig.

Jetzt möchte ich kurz die Stellung der Kommunistenzu den einzelnen Anträgen darlegen,
zunächst einmal unsere Stellung zur Landwirtschaftinsgesamt.

Wir sind selbstverständlich nicht so hirnverbrannt, daß wir nicht wissen, daß eine möglichst
hohe Ertragsfähigkeit der Landwirtschaft,d. h. eine gute Kultur des Bodens, vorzüglicheBetriebs¬
mittel, Betriebsmethodenusw., kurz die höchstmögliche Produktion ein Vorteil ist. Wir erstreben
sie da, wo wir die Macht haben, und, wenn wir sie hier einmal haben weiden, mit allen Mitteln
an. Darum ist es für uns eine Selbstverständlichkeit,daß z. B, landwirtschaftliche Schulen zur
Fortbildung der Landwirte unterstütztweiden. Aber jetzt komme ich zu den einzelnen Anträgen,
z. B. dem Antrage Drucksache Nr. 67, wo Beihilfen für die Hilfsaktion für im Jahre 1921/22
in den hochgelegenen Kreisen der Eifel und des Hunsrück eingetreteneMißernte gefordert werden.
Ich möchte damit gleich den anderen, den wichtigeren und wesentlicheren Antrag Nr. 68, betreffend
die Hilfsaktion am Niederrhein, verbinden.

Zunächst einmal zu dem Antrage bezüglich der Hilfsaktion für Eifel und Hunsrück. Die
Schilderungen, die von der Notlage dieser ländlichenGegenden gegeben worden sind, treffen zu;
sie sind auch wohl kaum übertrieben. Aus eigener Erfahrung und zuverlässigen Berichten weiß ich,
daß sie zutreffen. Trotzdem sind wir nicht bereit, in dieser hier beantragten Form die beantragte
Hilfe zu gewähren. Wir sind dafür, daß nicht bloß geholfen, sundern auch ausreichendgeholfen
wird, daß fo geholfenwird, daß wirklich das auch erzielt werden kann, was beabsichtigt ist, nämlich
die Produktion in vollem Umfange zu erhalten. Aber für. wen gilt denn diese Hilfe? Diese Hilfe
soll für wirklichum ihre Existenz kampfende Landwirte gelten. Wir haben, wenn diefer Antrag
in der vorliegendenForm angenommenwird, absolut keine Kontrolle des Landtages, absolut keine
Gewähr dafür, daß diese Mittel nuu auch nur kleinen nnd kleinstenLandwirten zukummen, die
wirklich in ihrer Existenzbedroht sind, die keine andere Möglichkeithaben, sich zu helfen, als auf
diese Weise durch die Hilfe der Allgemeinheit, Wir stellen deshalb einen Ergänzungsantrag zu
diesen beiden Anträgen, Er lautet:

„Ueber die Verwendungder von der Provinz bewilligtenMittel in den einzelnen Gemeinden
entscheiden dort gebildete Hilfsausschüsse,deren Mitglieder nicht über 10 n» i» Besitz oder
Bewirtschaftunghaben dürfen« ...<„.„

Wir wollen mit diesem Iusatzantrage zu den beide» vorlügenden Antragen zugleich zum
Ausdruckbringen, daß wir erstens kein Vertrauen in die bisherige Methode der Verteilung solcher
Hilfsmittel haben, und zweitens wollen wir damit den möglichst besten Weg weisen,um die Fehler
und die Mängel zu vermeiden,die bisher bei derartigen Hilfsaktionenerfahrungsmäßigüberall auf¬
getreten sind. Ich gebe zu: Auch das, was wir vorschlagen, ist noch keine ideale Lösung, sichert
noch nicht in vollem Umfange vor jedem denkbaren Mißbrauch; aber ich wußte keinen besseren Weg
als den vorgeschlagenen. Die Herren vom Zentrnm, die ja behaupten, daß sie nicht kapitalistische
Profitinteressen vertreten, die immer ihr warmes Herz für die Notleidenden, für die Kleiuen
betonen, haben hier eine Gelegenheit, durch ihre positive Stellungnahme zu diefem Antrage zum
Ausdruck zu bringen, ob sie gewillt sind, tatsächlich auch die Sicherungen und Bindungen zu
geben, die erforderlichfind, um Mißbrauch mit öffentlichen Mitteln zu verhüten.

Den Antrag bezüglich der Erhaltung der Viehbeständeam Niederrhein bitte ich mit etwas
größerer Vorsichtzu genießen. Nachdemim lV. Fachausschuß allgemein zum Ausdruck gekommen
war, daß man helfen müsse, nnd nachdemdort die Vertreter sämtlicherFraktionen sich auf diefem
Standpunkt, ohne daß erst große Ueberredungskünsteangewandt werden mußten, zusammengefunden
hatten, hat man wohl dir Situation so ausgelegt: Halt, es sind gute Zeiten für die Landwirt¬
schaft, es ist etwas hereinzuholenfür die Landwirtschaft,und da ist man auch mit diefem Antrage
für den Niederrhein gekommen. Soviel ich es beurteilen kann, liegen dort die Verhältnisse längst
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nicht in dem Maße so schlimm— das ist auch von den Antragstellern zugegebenworden — daß
dort eine großzügigeHilfsaktion einsetzenmuß. Wenn wir uns nicht unbedingt gegen diesen Antrag
aussprechen, so geschiehtes aus folgendem Grunde: Die niederrheinischeLandwirtschaft ist die
hauptsächlichste Quelle für die Belieferung der niederrheinischen Großstädte mit Milch. Sie versieht
also auch die Versorgung der Arbeiterbevülkerungmit einem notwendigen Nahrungsmittel. Um
Schädigungen der Arbeiterschaftzu verhüten, sind wir, wenn unser Zusntzantrag angenommenwird,
auch für diesen Autrag.

Bezüglich des Antrages zur Getreideablicferungspstichthabe ich folgendes zn sagen.
Wir sind selbstverständlich,genau wie unsere Freunde von der Unabhängigen Partei,

dafür, daß restlos alles zu erfassen ist, und stimmen erst bedingt den: Kompromissezu, das im
Reichstage seine gesetzlicheFormulierung gefunden hat. Aber um zu ermöglichen, daß das, was
jetzt im Reichstage beschlossen worden ist, auch durchgeführt wird, um die Ablieferung dieses
Getreidesolls auch wirklich zu erzielen, halten wir es für richtig, wenn ein Weg gewiesen wird, um
die sicher vorauszusehendenAusfälle au der Getreideablieferung — uud nach unserer Auffassung
wird im Rheinlande ein Ausfall entstehen -^ durch eine anderweitige Regelung, nämlich durch
Uebertragung auf andere Provinzen, wieder auszugleichen. Aus diese,» Grunde stimmen wir für
den Antrag Nr. 69.

Den Antrag in Drucksache 49, betreffend Bereitstellung von Mitteln zur Förderung der
Bodenverbesserung,können wir in dieser Fassung nicht annehmen. Solange wir nicht eine Kontrolle
darüber haben, wie diese Mittel im einzelnen verwandt werden, wem sie zufließen,ob nicht Mittel-
und Großgrundbesitz daran sehr stark interessiert sind, solange vor allem die Landwirte keine
Sicherungen in gemeinwirtschaftlicher Hinsicht geben wollen, solange sie sich auf den Boden der
individualistischenPrivatwirtschaft stellen, solange müssen sie es sich gefallen lassen, daß wir der¬
artige Anträge ablehnen.

Ein Wort noch ganz allgemein: Mein Herr Vorredner hat von Privatbanken gesprochen
und hat gesagt, daß wir selbstverständlich Gegner des ländlichen Privateigentums seien. Grund¬
sätzlich sind wir dies natürlich auch. Aber unter den heutigen Verhältnissen kann das zu Miß¬
verhältnissenführen. Ich möchte dazu den Standpunkt der kommunistischen Partei kurz Narlcgen.
Wir sind nns bewußt, daß wir nicht den kleinen Landwirt enteignen können, auch nicht, wenn wir
die Macht dazu haben. Wir werden das nicht tun, sondern wir werden die Entwickelungdort
sich auswirken lassen. Wir sehen zunächst nur eine Möglichkeit, einen Fortschritt zu erzielen,
nämlich darin, daß die Landwirte sich zu gemeinwirtschaftlichenVerbänden, Genossenschaften
— Lieferuugsgenosfenfchaften,Vezugsgenossenschaften— zusammenschließenund diese gemeinwirt-
schaftlichen Verbände, diese Produzcutenuerbände in unmittelbare Verbindung mit deu Konsumenten-
Verbänden bringen. Das ist die einzige Möglichkeit, die wir zunächst sehen, um eine Besserung
der gegenwärtigen Zustäude herbeizuführen.

Wir muffen aber auch hier noch einmal betonen: Das ist außerordentlich auffällig bei
der Landwirtschaft, die so stolz darauf ist, daß sie frei und unnbhäogig als Königin auf ihrer
Scholle dasteht, daß dieser Uuabhängigkeitsstolznicht fo fehr zu bemerkenist, wenn es sich darum
handelt, Beihilfen aus Mitteln der Allgemeinheitzu beziehen. Wir erwarten dringend, daß diefe
Bereitwilligkeit,die Hilfe der Gemeinschaftin Anspruchzu nehmen, sich auch dahin auswirkenwird,
daß die Landwirte allmählich sich gemeinwirtschastlichenPrinzipien nicht mehr in dem Maße
entgegenstcmmen wie bisher. Das gilt für die großen Landwirte wie für die mittleren.

- l'^ .^ine Herren! Ich rede nicht etwa, um Sie zu überzeugen. Ich weiß, daß das nicht
möglich,st; für Sie kommt das nicht in Frage. Für Sie gilt das, was ich schon in der General¬
debatte zum Ausdruckgebracht habe: Für Sie kann es nur Kampf geben. Der Gegensatz zwischen
Land und Stadt ist nur ein künstlicher uud scheinbarer. In Wirklichkeit geht der Gegensatzzwischen
Reich und Arm auch übers Land. Das ist die eigentliche Trennungslinie. Auf dem Lande frißt
der Große genau so den Kleinen wie in der Stadt, und die Landwirtschaft ist genau so den
Gesetzen der kapitalistischen Entwickelung,wenn auch in einem etwas anderen Maße, unterworfen
— andere Faktoren spielen da eine Rolle — wie die Industrie Der Gegensatz zwischen Stadt
und Land läßt sich nicht überbrückendurch die Phrasen vom Gemeinwohl usw. Er läßt sich
wirklich nur überbrückendurch Organisiemng der Gemeinwirtschaft. Dieser Organisierung der
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Gemeinwirtschaftstellen Sie von Rechts und auch dei agrarische Flügel des Zentrums sich in
jeder denkbaren Weise entgegen. Solange Sie das tun, beweisen Sie damit, daß Sie die Entwickelung
der Landwirtschaftnicht verstehen, und vor allen Dingen, daß Ihre Reden vom Wohle der Gesell¬
schaft, vom Gemeinwohl nur Phrasen sind, um Ihre sehr reale Interessenwirtschaftund Interessen-
Politik zu verdecken.

Ich möchte zum Schluß noch sagen: Auch wir sind uns bewußt, daß die guten und
fetten Jahre der Landwirtschaftzunächst einmal vorüber sind. Die Lage der Landwirtschaftwird
sich vielleicht in deu kommendenJahren noch verschlechtern. Die Gewinnmöglichkeitenfür die
Landwirtschaftweiden nicht mehr so märchenhaft sein, wie sie es in den Kriegsjahren und auch
noch in den ersten Jahren nach dem Kriege waren.

Herr Völlig hat gemeint, auch er verurteile den Wucherer; auch iu seiueu Auge» sei er
ein Verbrecher. Das waren starke und scharfeWorte. Aber glauben Sie denn, daß Sie mit
dieser Verurteilung, die sicher ehrlich gemeint war, irgendeinen Wncherer weniger bekommen?
Solange Sie alles ablehnen^ was dazu führen kann, den Wucher praktischin der Tat zu unter¬
binden, sind diese Veteuerungen und diese Verurteilungen völlig wertlos. Wir werden den Kampf
auch um die Gewinnung der kleinen Landwirte, um die EntPolitisierung dieser Schichten, nicht iu
dem Sinne, wie Sie es gedacht haben, führen. Ich möchte da an das erinnern, was Herr Völlig sagte.
Er meinte, man sollte die wirtschaftlichen Fragen doch endlich einmal ohne politischeVerbindung
betrachten. Daß das nicht gut möglich ist, hat am besten seine eigene Rede bewiesen. Aber
warum — das möchte ich Sie von der Rechte» und von der Mitte einmal fragen — werden
denn alle wirtschaftlichenFragen, die der Arbeiter vertritt, auch von Ihrer Seite immer mit
Politik verquickt? Warum bringen Sie den lieben Gott mit einer wirtschaftlichen Forderung der
Arbeiterschaftin Verbindung? (Sehr gut! links) Er hat damit nichts zu tun, und iroydem
werfen Sie bei jeder Gelegenheit alle möglichen religiösen, vaterländischennnd weiß Gott noch
was für Knüppel diesen Forderungen der Arbeiterschaftin den Weg. Wir wissen ganz genau,
daß eine Vertretung wirtschaftlicher Forderungen, ohne sie mit Politik in Verbindung zu bringen,
unmöglich ist. Wir werden alles daransetzen,um die kleinen Landwirte darüber aufzuklären, daß
nicht der Kommunismus und der Sozialismus Feinde der Landwirte sind, sondern daß sie im
Kampfe gegen die kapitalistischen Ausbeuter, gegen die Großgrundbesitzerdie sicherste und stärkste
Stütze haben werden in den Kommunistenund. im Sozialismus. (Vrauo! bei den Kommunisten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Meine Damen und Herren! Wir haben bisher nur den
Beginn unserer Tagesordnung angegriffen. Wenn die Debatte so weitergeht, bezweifle ich, daß
wir unseren Vorsatz ausführen können, der im Aeltestenrat einstimmigals Ziel festgelegt worden ist,
heute noch die Tagesordnung zu erledige». Deshalb glaube ich im Sinne des Hauses zu sprechen,
wenn ich die nachfolgendenRedner bitte, sich möglichst kurz zu fassen.

Das Wort hat Herr AbgeordneterHans.
AbgeordneterHaas: Meine Damen und Herren! Der Herr Kollege Völlig hat gegen

meine Ausführungen zu Anfang der Tagung polemisiert, indem er meinte, es wäre ein Unglück,
daß so viele Sachverständigein Bezug auf die LandwirschaftUrteile abgäben, die in Wirklichkeit
keine Sachverständigen wären. Ich möchte demgegenüberbetonen, daß nach meinem Dafürhalten
auch die Konsumentendas Recht und auch die Pflicht haben, sich mit den Produzenten zu beschäf¬
tigen (Sehr richtig! links), und ferner, daß die Sachverständigen,die in der Regel bei der Land¬
wirtschaft zu Worte kommen, doch auch gleichzeitig Interefsenten sind. Sachverständigenurteile,die
lediglichvom Interessentenstmidpunkteaus gefällt werden, gelten in der Regel nicht allzuviel. (Sehr
gut! links.) Das ist bisher bei den Sachveiständigen-Urteilender Landwirtschaftder Fall gewesen.

Die Klagen über Fehleruteu, Mißernten usw. haben wir doch in den letzten Jahren mm
immer und immer wieder gehört. Je stärker seitens des Reichs in die Verteilung der Erzeugnisse
eingegriffenwurde, umsomehrhaben wir immer und immer wieder die Klagen hören müssen: Wir
haben Miß- und Fehlernten. Demnach haben wir in den letzten Jahren überhaupt nur uoch Fehl¬
ernten, nicht allein im Rheinland, sondern in ganz Deutschland gehabt. Das ist mit der Absicht
geschehen, um in erster Linie die Preise hoch zu treiben und vor allen Dingen auch zu erreichen,
dem Zwange zu entgehen,der notwendig war, um das Volksganzezu erhalten.

Nun hat Herr Kollege Völlig eine große Anzahl Zahlen genannt. Da schließe ich mich
den Ausführungen des Herrn Kollegen Theißen an, der sagt: Es ist ja unmöglich, gegen diese
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Zahlen nunmehr im Handumdrehen zu polemisierenund sie zu widerlegen. Bei dieser Gelegenheit
hat Herr Kollege Heuser, der auch Landwirt ist, den Zwischenrufgemacht: „Das müßten Sie aus
dem Schatze Ihres sachverständigen Geistes heraus können." Das ist m. E. Ironie. Es ist nicht
möglich,derartiges zu tonnen, selbst den Landwirten ist es nicht möglich. Die Landwirte sind am
Anfang dieser Woche hier in einer großen Versammlung zusammengewesen, Sie haben sich, genan
so wie in den früheren Versammlungen, immer und immer wieder mit ihren speziellenVerufs-
fragen und vor allen Dingen mit den Preisen befaßt. Trotzdem schickte gestern der Herr Kollege
Völlig seinen Freund den Kollegen Heuser zu mir, und bat mich, ich möchte ihm das Protokoll
meiner Rede einmal leihen, um die Zahlen nachlesen zu können, die ich ans der Kölnischen Volks¬
zeitung vorgelesenhabe. Bei dieser Gelegenheit haben sich dann wiederum verschiedene sachver¬
ständigeLandwirte zusammengesetzt und haben das aufgebaut, was Herr Kollege Völlig vorgetragen
hat. (Abgeordneter Völlig: Das habe ich allein gemacht.) Daraus geht doch hervor, meine
Damen und Herren, daß, wenn man objektivurteilen will, man von dem Herrn Theißeu oder von
dem Herrn Kollegen Bamberger oder von mir nicht verlangen kann, nun im Handumdrehen diese
Zahlen zu widerlegen. Wenn ich trotz alledem den Versuchmache, dann will ich durchaus uicht
sagen, daß mir dieser Versuch gelingt. Aber ich habe doch das Gefühl, als wenn der Herr Kollege
Bollig sehr einseitig wieder nur vom Interessentenstandpunkteaus sich hier als Sachverständiger
aufgespielt hat. (Nufe: Sehr gut! links.)

Der Herr Kollege Bollig hat 5 Gruppen genannt: Löhne, Dünger, Inventar, Futter¬
mittel und noch eine Grnppe. (AbgeordneterBollig: Pacht!) Ein ganz klein wenig verstehe ich
auch von der Landwirtschaft. Ich gebe zn: Ich bin nicht in der Großwirtschaftgeboren und erzogen,
sondern in der Kleinwirtschaft. Wenn aber Herr Bollig einmal mit mir die Handarbeiten der
Landwirtschaft— wir wollen nur das Mähen und das Pflügen nehmen — zusammen verrichten
will, so garantiere ich dafür, daß ich sie genau so gut verstehe wie er; da trete ich morgen mit
ihm an, ich bin jederzeit bereit. Aber in der Großwirtfchaftkann ich nicht mit, weil ich die neuen
maschinellen Einrichtungen, die ja die Arbeit wesentlich erleichtern, nicht so kenne. Ich kenne auch
die theoretischen,wissenschaftlichenAbhandlungen nicht so, wie sie Herr Kollege Bollig kennt, aber
ich weiß, daß wir in der Rheinprovinz es auf der einen Seite mit Abmelkwirtfchaften zu tun haben
und auf der anderen Seite mit der Landwirtschaft,die uns die Erzeugnissean Getreide, Kartoffeln
usw. liefert. Herr Kollege Bollig hat nnn diese Dinge so stark vermischt,daß es sehr schwer ist,
das Nichtige herauszufinden. Er hat zunächst die stärkste Steigerung der Futtermittelpreise ange¬
geben, Herr Kollege Bollig, ich muß doch sagen: In meiner Heimat pflegen auch die Landwirte,
die bis zn zwei Pferden haben, ihr Vieh fast ausschließlich mit dem zu füttern, was fie aus ihrer
Landwirtschafterzeugen,und fie kaufen diese teueren Futtermittel, die man in der Abmelkwirtschaft
gebraucht, nicht oder doch nur iu einem sehr geringem Maße. Ich bin der Meinung, weil die
Preise für Futtermittel am stärkstengestiegen sind, muß das 85 fache, das bei der Berechnungdes
Herrn Bollig als Durchschnittherauskommt, zu hoch sein, es geht nach meinem Dafürhalten über
die Wirklichkeit hinaus.

Der Herr Kollege Bollig hat auch Preife der Friedenszeit uud der heutigen Zeit ange¬
geben,. Zum Beispiel gab er bei den Kartoffeln fllr 1914 einen Erzeugerpreis vou 4,20 Mark
an, und für diesen Herbst rechnete er mit einem Preis von 250 Mark. Nach meinemDafürhalten
ist der Preis von 250 Mark für diesen Herbst viel zu hoch gegenüber den Ausgaben, die die
Landwirtschafthat. (Zuruf Bollig: Es war nur eine Schätzung!) Sie haben sie geschätzt,ich
habe aber, trotzdem der Preis nach meiner Ueberzeugungviel zu hoch ist, die Befürchtung, daß
wir die Kartoffeln noch nicht einmal für 250 Mark bekommenweiden. Mit dem Friedenspreise
liegen die Dinge so: Wir haben heute morgen in der Fraktion über die Kartoffelpreisegesprochen.
Ich habe m Köln im Frieden für die beste Kartoffel, die rote, 3.— Mark frei Keller gezahlt, nicht
vom Landwirt. Und Sie rechnen für Friedenszeiten einen Erzeugerpreis vou 4,20 Mark.
(Zuruf AbgeordneterGerlach: Doppelzentner.) Am Niederheiu ist sicherlich in Fliedenszeiten ein
gut Teil Kartoffeln für 2,20—2,50 Mark verkauft worden. Ich will damit sagen: Herr Kollege
Bollig hat es beliebt, den Friedenspreis sehr hoch anzugebenund den Preis von 1922 sehr gering,
um dadurch die Steigerung sehr mäßig erscheinen zu lassen.

Dasselbe ist nach meinem Dafürhalten, Herr Kollege Bollig, bei der Milch der Fall, Sie
nennen als Erzeugerpreis im Frieden 17 Pfg. und jetzt 8,60 Mark. (Zuruf AbgeordneterBollig:
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Das ist der Höchstpreis!) Auch darüber können wir uns einmal unterhalten. Wenn wir auch
leine Sachverständigesind, aber soviel haben wir doch wohl als Konsumentenkennen gelernt, daß
auch das nicht für die Rheinprovinz, besonders nicht auf den Teil, der über den Kölner Kreis
hinausging, zutrifft.

Beim Fleisch liegt es ähnlich. Auch da ist der Erzeugerpreis von 45 Pfg. im Frieden
meiner Ansichtnach sehr hoch gegriffen,während mir 36 Mark für jetzt sehr medrig gegriffen zu
sein scheint.

Aus dem Grunde komme ich zu dem Schluß, daß die Herren Landwirte bei den Ausgabe«
die Preise so genommenhaben, daß die Steigerungsziffer sehr hoch ist, und bei den Einnahmen so,
daß die Steigerungsziffer sehr gering ist. (Sehr gut! links.)

Wenn Herr Kollege Völlig gesagt hat, die vielen „Sachverständigen" seien ein Unglück
für die Landwirtschaft,so hat der kommunistische Redner schon daran erinnert, daß man leider
auch unter den Landwirten viele hat, die sachverständige Gutachten auf andern Gebieten abgeben.
Und mit Recht hat Herr Kollege Theißen gesagt: Wenn insbesondere in kleineren Städten, wo
Landwirte in den Gemeindevertretungensitzen, über die Löhne der Arbeiter und die Gehälter der
Beamten und Angestelltengesprochen wird, dann erlauben die Landwirte sich sehr oft Urteile, die
sicher nicht von Sachkenntnis getrübt sind. (Sehr gut! links,) Also nach der Richtung sollte
mau vorsichtig sein und sich nicht wundern, wenn die Konsumenten sich ebenfalls einmal ein
Urteil erlauben.

Nun bin ich aber nicht allein auf mein Urteil angewiesen. Ich habe hier vor mir einen
Auszug aus einem Artikel eines GroßgrundbesitzersHofer in Ostpreußen, eines sozialdemokratischen
Großgrundbesitzers,der in Friedenszeiten schon Sozialdemokrat war. Er schreibt:

„Der Einwand, daß sie ihre Produktionsmittel ebenfalls entsprechendteuer bezahlen
müssen, gilt nur bis zu einem gewissen Grade. AusländischeRobstoffe kommen für die landwirt¬
schaftlichen Betriebe heute nur in geringem Maße in Betracht. Die Einfuhr von fremden Futter¬
mitteln z. B. ist auf ein Minimum zurückgegangen. Sämereien werden noch in steigendem Maße
im Inlande erzeugt. Kali und Stickstoffdüngerhaben wir genügend im Lande. Wir konstatieren
also die Tatsache, daß der Preis für die landwirtschaftlichenProdukte sich entsprechenddein
Dollarkurs einstellt, trotzdemzur Herstellung dieser Produtte ausländischesRohmaterial in nennens¬
wertem Umfange nicht gebraucht wird. Natürlich, Maschinen und Maschinenreparaturen, Acker¬
geräte sind auch für den landwirtschaftlichen Betrieb verteuert, desgleichenKohlen Letztere spielen
aber in dem landwirtschaftlichen Produktionsprozeßnur eine untergeordneteRolle". (Sehr gut! links.)

Ich erinnere hier an das, was ich bei meiner Etatsrede auf den Zwischenruf von rechts
gesagt habe. Da habe ich nämlich dasselbe gesagt, und da kannte ich diesen Artikel noch nicht.
Es ist mir aber von rechts gesagt worden, das sei nicht richtig. Hier ist die Bestätigung
durch einen Landwirt.

An einer anderen Stelle sagt der Großgrundbesitzer,Herr Kollege Völlig, über den
Verbrauch des Kunstdüngers folgendes:

„Landwirte in der Provinz Ostpreußen, die die Wirkungen des Kunstdüugers für
die Lebensmittelernte 1921/22 richnerischfeststellten, bekunden, daß sie bei einem Kunst-
düngerverbrauchvon etwa 300 Mark pro Morgen 3 Zentner Getreide und etwa 30 Zentner
Kartoffel vom Morgen mehr erzielten".

Rechnen wir den Getreidepreis nur mit 300 Mark und den Kartoffelpreis mit soundsoviel,
dann rechnet der Großgrundbesitzerheraus, was dabei herauskommt.

Ich berufe mich jetzt nicht auf Laiensachverständige,sondern auf Sachverständige aus
Ihren Reihen.

Nun noch das Urteil eines Landtagsabgeordneten,der der deutschen Voltspartei angehört:
Graf Stulberg-Werningerode schreibtam 14. April ds. Is.:

„Die deutsche Volkspartei hat sich im Reichstage entschlossen, den allein richtigen
Weg zu beschreiten und dem Steuerkompromiß zuzustimmen. Sie hat unzweifelhaft damit
dem gesamten Wirtschaftslebeneine schwere Belastung aufgebürdet, unter der auch die Land¬
wirtschaftschwel zu tragen haben wird. Es wäre aber trotzdem lächerlich, wenn wir Land¬
wirte uns hinstellen und über Not klagen würden" (Hört! Hört! links.) „Das würde uns
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doch kein Menschglauben" (Erneute Rufe: Hört! Hört! links.) „Aber es kaun auch einmal
die Zeit der Not für die Landwirtschaftkommen,und dann wird sie die Hilfe aller andern
Stände gebrauchen".

Meine Damen und Herren! Wenn Sie heute die ersten 14 Punkte unserer Tagesordnung
sich ansehen, so sehen Sie, wie die rheinische Landwirtschaftdie Hilfe aller anderen Bewohner der
Rheinprovinz gebraucht. Und ich bin der Meinung, diese Hilfe lassen wir ihr in einem so reichen
Maße zuteil werden, daß man fragen muß, ob die rheinische Landwirtschaftdie Vorteile der guten
Jahre nur für sich in Anspruch nehmen, und trotzdem dann in den schlechten Jahren die Hilfe
der gesamten Bevölkerung in Anspruchnehmen will.

Ich habe hier auch eine Artikclschreiberinaus der deutschuationaleuVolkspartei. Auch
sie bringt Zitate von ihren Gütern und den Gütern ihrer Verwandten, die alle darlegen: Wir
haben reichlich verdient, die Landwirtschaftverdient besser als die übrige Bevölkerung.

Es kommt weiter in Betracht, daß auch Kollege Völlig gesagt hat: 1917, 1918 und 1919
wurden die Hypothekenso ziemlichgetilgt. Ja, vor dem Kriege war die kleine und mittlere Land¬
wirtschaft schwer mit Hypothekenbelastet. Wenn sie in den Jahren 1917, 1918 und 1919 die
Hypotheken infolge der Kriegsprcisehat abstoßen können, so steht sie damit heute wesentlich besser
da als die große Maße der Bevölkerungin Deutschland, die heute das, was sie im Frieden hatte,
längst verbrauchthat und nicht mehr weiß, woher sie weitere Mittel nehmensoll. (Sehr gut! links).
Nehmen Sie doch die ganzen Angestellten,nehmenSie die ganzen Beamten, nehmenSie die freien
Berufe, wenn sie sich im Frieden etwas erübrigt hatten, so haben sie es während der Kriegszeit
oder der Nachkriegszeitzugesetzt,und sie wissen heute nicht mehr ihre Kleidung, ihre Wäsche und
ihr Inventar zu ergänzen, weil sie eben keine Mittel mehr haben. (Sehr gut! links)

Aus all diesen Gründen bin ich der Ansicht: Wenn man gerecht sein will, muß man es
gelten lassen, daß tatsächlich die Landwirtschaftbisher sehr gut abgeschnitten hat.

Wenn der Herr Kollege Völlig von den Preissteigeruugen spricht und danu bei seinen
Einnahmen auf das 61 fache kommt, so frage ich Sie: Wer hat denn von den bestbezahlten Arbeitern
heute das 61 fache an Lohn? (Rufe links: Keiner!) Die Arbeiter, die Beamten und die freien
Berufe haben meiner Ueberzeugung»ach viel mehr das Recht, Klageliederanzustimmen. Wir haben
heute den ganzen Tag von allen Berichterstattern nur die Klagelieder der rheinischen Landwirtschaft
gehört; wir haben aber in diesem Parlament die Klagelieder der großen Masse des Volkes noch
nicht gehört.

Ich erinnere an das, was der Rheinische Bauernverein beschlossen hat. Ich habe hier
vor mir liegen, was allgemein in den landwirtschaftlichenOrganisationen in Deutschlandbeschlossen
wurden ist, welchen Widerstand man organisatorisch und einzeln der Getreideumlage gegenüber
anwenden soll, welchen Widerstand man der Ablieferung des Getreides entgegenfetzen soll. Da
wird rund heraus dazu aufgefordert, alle einer Organifation angeschlossenenLandwirte, die gegen
Punkt 1 und 2 verstoßen, d. h. sich nicht gegen die Ablieferung wehren, aus der Organisation
ausznschließenund scharf zu buykottieren. (Hört! Hört! links.) Dann an einer anderen Stelle
(Abgeordnetervon Stedman: Wo steht das?) bitteschön: „Richtlinien gegen neue Umlagen"; ich
gebe sie Ihnen nachher, Herr Kollege Stedman. Unter Punkt 3 heißt es: „In allen übrigen
Fällen mnß bei einmütigemZusammenstehenaller organisiertenBetriebsinhaber durch passive Haltung
das Versagen der im Gesetz vorgesehenen Maßnahmen zur Erzielung der Ablieferung herbeigeführt
werde». Das gilt insbefondere für die Ersatzstrafen, die nicht abgeführt werden dürfen". Und
unter 8: „Die nicht organisierten Landwirte sind durch moralische uud wirtschaftliche Druckmittel
zu veranlassen,sich den Maßnahmen der Organisation anznschließen". (Rufe rechts: Wo steht das
denn.'') ^u der Zeitung. (Abgeordnetervon Loe: Was in den Zeitungen steht, ist wahr!) Ich
habe ^hnen gestern das aus der KölnischenVolkszeituug vorgelesen. Wenn das nicht wahr ist,
Herr Kollege Los, so kennen Sie doch den Beschluß des RheinischenBauernvereins; auch dieser
sprach zwar incht im Beschluß, aber vorher, die schlimmste Kampfanfage gegenüberder Negierung
und denjenigenaus, die die Umlage beschließe!,wollten. Ich habe den Beschluß leider nicht heraus¬
gesucht; er hat ja auch in fetten Lettern in der Zeitung gestanden. Das war ein Kampfaufruf,
wie ihn sich das Proletariat bis jetzt nur selten oder garnicht geleistet hat.

Zum Autrage 63 — damit komme ich zum Schluß —. stelle» meine Freunde einen
Abllnderungsantrag. Der 2. Absatz dieses Antrages heißt: „Bei dem Vorherrschendieses Klein-
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betiiebes innerhalb der Rheinprovinz erachtet der 63, Provinziallandtag eine Uebernahme, der den
Kleinbetrieben erlassenen Ablieferungspflichtauf die nunmehr allein noch Abliefernngspflichtigen
innerhalb der Rheinvrovinz für undurchführbar. Er bittet vielmehr, das Ablieferungssoll der
der Provinz in den Ausführungsbestimmungendem Anteil der nunmehr befreiten Betriebe entsprechend
der Gesamtflächeherabzusetzen".

Der Berichterstatter, Herr KollegeHeuser, hat gejagt: Es besteht die Gefahr, daß das
und das gemacht wird. Ich habe mir die Worte sofort aufgeschrieben. Der Herr Kollege Völlig
hat davon gesprochen, daß die Rheinprovinz 100 600 t aufbringen foll. Ich weiß nicht, woher er
die Zahl bat^ Ich habe allerdings im Laufe des Tages etwas von einem Telegramm gehört.
Wir sind der Auffassung,daß man bei der Festlegung der Getreideumlageauf die Zusammenschnng
und Art der Landwirtschaft in den einzelnenProvinzen Rücksicht nehmen soll. Deshalb glauben
wir den zweiten Absatz nicht in dem Wortlaut annehmen zu können, wie er hier vorgeschlagen ist,
sondern wir schlagen Ibnen vor, anstelle des zweiten Absatzes zu sagen:

„Der 63, Provinziallandtag erwartet, daß bei Festsetzung des Ablieferungssollsder Gesamt-
Provinz nnd der einzelnen Gemeinden dem Vorherrschendes Kleinbetriebes in der Rhein¬
provinz bei Herausgabe der AusführungsbestimmungenRechnung getragen wird".

Wir sind der Auffassung, daß diesen Verhältnissen auch Rechnung getragen wird. Wir
legen uns also nicht derartig fest, wie es in dem 2, Absatz des Antrages geschieht. Ich bitte Sie,
dieser Aenderung zuzustimmen.

Man spricht augenblicklich, wie ich schon gesagt habe, schon wieder von einer ungeheueren
Fehleinte. Ich weiß nicht, man sollte doch vou einzelnenStrichen in der Hocheifcl oder auf dem
Hunsrück absehe», Das sind doch nur kleine Landwirte, die von dem Umlageverfahren überhaupt
nicht betroffen werden.

Den Schlußausfühlungen des Herrn Kollegen Völlig stimme ich zu, wo er sagte: Wir
müssen versuchen, daß Verbraucher und Erzeuger näher zusammenkommen. Ich bin anch der
Auffassimg, daß ein großer Teil der Auswirkung der landwirtschaftlichenPreise erst durch den
Zwischenhandelgeschieht. Je mehr wir es fertig bringen, daß auf der eineu Seite die organisierte
Erzeugelschaftuud auf dei andelen Seite die olganisielten Verbraucher sich nähern und vor allen
Dingen den Warenaustausch so regeln, daß die ungeheuere,nach meiner Ueberzeugungviel zu viel
vorhandenen Zwischenhändlerbeseitigt weiden, würde manches im Interesse der Erzeuger sowohl
wie auch der Verbraucher besser werde», als es heute der Fall ist. (Beifall.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Darf ich de» Herrn Abgeordneten Haas bitten, den Abänderung^
antrug zur Druckfache Nr. 69 mir schriftlicheinzureichen? (AbgeordneterHaas überreicht den Antrag.)

Das Wort hat Herr AbgeordneterKemmann,
Abgeordneter Kemmann: Meine Damen und Herren! Nach den ansgezcichneten

sachlichen Ausführungen meines Herrn Kollegen und BerufsgenofscnVöllig hätte ich nicht erwartet,
daß sich daran eine solch lebhaste gegenteiligeAuffassunggeknüpft halte, wie sie in den Aus¬
führungen der Herreu vou der Linken hier zutage gefördertwurde. Aus langjähriger Sachkenntnis,
die ich aus der 34 jährigen Bewirtschaftung des Gutes, auf dem ich jetzt noch felbst wirtschafte,
habe, kann ich die Ausführungen meines Herrn Kollegen Völlig nur voll und ganz uuterschseiben;
sie treffen bis zum letzten Punkte zu. Wenn Herr Völlig an Hand dieser Daten die Produktions¬
und Erzeugerkostenerrechnet, so ist das durchaus zutreffend. Ich wäre in der Lage, nach dieser
Richtung hin noch mancherlei zu ergänzen. Vielleicht wird es zu weiterer Aufklärung dienen, wenn
ich einige Punkte, die ich mir notiert habe und die mir gerade in letzter Zeit aufgestoßmsiud, mitteile.

Herr Völlig hat sich in eingehender Weise darüber verbreitet, wie die allgemnnenProduktions¬
kosten gestiegensind und wie die Kosten der Erzeugung, die Verkaufskosten, die Preise, sich gestaltet
haben. Er hat diese Verhältnisse in weitgehendenAusführungen dargelegt. Ich brauchehierauf alfo
nicht weiter einzugehen,umso weniger als ich meine Redezeit möglichst einschränken möchie. Wenn
ich den Ausführungen noch einiges hinzufüge, fo geschieht das, um zu zeigen, wie auch auf nnderu
Gebieten, die Herr Völlig nicht berührt hat, die Steigerung der Produktionskosteneingesetzt hat.

So stelle ich beispielsweisefest, daß ein Kilo verarbeitetes Eisen, vom Schmiedemeister
gefertigt, wofür ich in Friedenszeiten 50 bis 60 Pfennig zahlte, heute nach Ausweis der mir
unterbreiteten Rechnung35 bis 38 Mark kostet. Neuerdings ist eine weitere Steigerung eingetreten.
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Ich habe weiter festgestellt und leide auch darunter, daß der Pferdebeschlag, der in
Friedenszeiten 4,50 Mark kostete, auf 450 Mark heraufgegangen ist. Seit dem 1, Juli ist eine
weitere Steigerung ans 530 Mark eingetreten. Das ist ein Prozentsatz, der noch weit über den
Prozentsatz hinausgeht, den Herr Kollege, Völlig vorhin errechnet hat

Ich kaun Ihnen weiter beispielsweise unterbreiten, daß ein neuer Transportkranzwagen
— die Landwirte sind in weitem Maße in die Notwendigkeit versetzt, neue Geräte anzuschaffen —,
der im Frieden einen Preis von 5-600 Mark hatte, heute 40 45 000 Mark kostet.

Was kleine Sachen betrifft, so zahlte ich für ein Kettenglied, vom Schmied angefertigt,
im Frieden 5 Pfennig; hente zahle ich nach Ausweis der mir unterbreiteten Rechnung dafür
3,50 Mark, eine 70fache Steigerung, Für ein Paar Räder, für welche der Stellmacher im
Frieden 42 Mark berechnete, berechnet derselbe Stellmacher heute rund 3000 Mark, Ein Paket
Nägel, die der Landwirt bei jeder Gelegenheit braucht, kostete im Frieden 65 Pfennig, heute kostet
es 65 bis 70 Mark, Noch ein weiteres möchte ich erwähnen, das ist die Bindekordel, die
massenhaft zur Ernte, zum Binden des Getreides, gebraucht wird. Für Bindekordel habe ich in
Friedenszeiten 80 bis 90 Pfennig je Kilo gezahlt. Jetzt habe ich. ausweislich der Rechnung
83 Mark bezahlen müssen. Diese Erhöhung von 80 bis 90 Pfennig auf 83 Mark bedeutet eine
glatte 100prozentige Steigerung; neuerdings kostet die Bindekordel noch weit mehr.

Meine Herren! Sie werden jn sagen: Die Preise stimmen anch nicht. Wenn Sie mir
das nicht glauben, kann ich Ihnen nicht helfe». Es sind die Preise, die ich nach Ausweis meiner
Rechnungen jetzt babc zahlen müssen und die mir in Friedenszeiten, ebenfalls nach Ausweis meiner
Rechnnngcn abverlangt worden sind. Soviel zur Ergänzung der Rechnung des Herrn Kollegen Völlig.

Meine Damen und Herren! Ich hätte nicht geglaubt, daß gerade die Ausführungen des
Herrn Aollig einer derartigen Kritik unterzogen wurden wäre», »»d daß behauptet wurden wäre,
Herr Bollig kenne die Verhältnisse der Städte nicht. Herr Bullig ist Bewohner der Stadt Köln;
er kennt aus seiner langjährigen Tätigkeit als Stadtverordneter von Kül» die Verhältnisse der Stadt
Köln ebensu gut und so genau wie die Verhältnisse des Landes, und keiner war berufener als
gerade Herr Kollege Bollig, über die Verhältnisse der Landwirtschaft zn sprechen. Ich stelle das
fest und möchte weiter mit Zustimmung sämtlicher Landwirte hier ausdrücklich feststellen, daß die
Ausführungen durchaus zutreffend sind, und daß wir ihnen durchaus zustimme,, muffen.

Meine Dame» und Herren! Es sind mancherlei Vorwürfe gegen die Landwirtschaft
erhoben worden. Vur allen Dinge» hat mau den Vorwurf erhuben, daß sie unrechtmäßige Gewinne
beanfprnche gegenüber anderen Stände». Meine Damen und Herren, obschun die Berechnung des
Herr» Bullig »nodrücklich dargelegt hat, daß es sich um »»berechtigte Gewimie nicht handeln kann,
möchte ich duch nuch einmal ausdrücklich darauf hinweise», daß die Gewinne, die die Landwirtschaft
ini Verhältnis zn anderen Berufszweigen erzielt hat, sich durchaus im Rahmen 'des Erlaubten
halten; sie sind sugnr erheblich heruntergedrückt durch deu Umstand, daß die Oestaltnng der Preise
den Verhältnissen dnrchans nicht entsprach.

Meine Damen nnd Herren! Es wird weiter darauf hingewiesen, daß die Landwirtschaft,
um ihre Nutlage zu zeigen, stets und immer wieder auf eine Dürre hinweise. Herr Hans hat
nnsgespruchen, daß anch in diesem Jahre wieder eine Schädigung durch Dürre konstruiert würde,
die seiner Ansicht nach kaum vorhanden sein dürfte. Meine Damen nnd Herren, gehen Sie durch
die Getreidefelder uud i» die Getreidefelder hinein, dann werden Sie finden, daß seit langen Jahre»
ei»c derartig trustlose Ernte nicht i» Aussicht gestanden hat, daß seit langen Jahren eine derartig
trostlose Ernte nicht zu verzeichne» gewesen ist, Herr Bollig hat schon ausgeführt, daß 40—45"/«
llmvflügungen haben stattfinden müssen. Ich tan», dies bestätigend, ergänzend hinzufügen, daß
von den Feldern, die nicht nmgepflügt wurde» find, grüße Flächen' nnr den halben, vielfach »uch
weit wemger. als den halben Bestand zeigen. Die Üinpflügungen habe» sich nicht in dem Maße
durchführen lassen, und es hat sich auch der Schcidcu uicht iu dein Maße übersehen lasse», daß
»in» weitere Üinpflügungen hat vurnehmcn können.

Meine Damen nnd Herren! Herr Bollig hat auf die Futtercrntc hingewiesen. Gerade
hinsichtlich der Futtercrute sieht es außerordentlich 'trostlos ans. Wohin Sie blicken im Rheinland,
überall herrscht Mangel au Futter, an Klee nnd anderem, überall finden Sie schlecht bestandene
Nleeflächcn. Viele Flächen, die 5llee tragen mnßte», sind umgepflügt wurden. Die Ergebnisse



l>3. RheinischerPruvinziallandtag, 5. 2itzu»g am 14, Juli U>22. 231

sind allgemein so gering, daß mich in den besten Bezirken kam» Landwirte in der Lage sind, He»
zu verkaufen, auch solche, die in anderen Jahren reichlich abgeben kounteu. Viele Landwirte, die
in anderen Jahren Heu verkauften,sind gezwungen,zuzukaufen.

Meine Damen und Herren! Es ist auf die Zwangswirtschafthingewiesen nnd die Zwangs¬
wirtschaft ist als eine Notwendigkeit hingestellt wurden. Die Landwirtschaft hat sich mit Recht
gegen die Zwangswirtschaft gewehrt, solange es ihr möglich war. Und weun fie sich gegen die
Zwangswirtschaft wehrte, so handelte es sich für die Landwirtschaft um genau denselben Existenz¬
kampf, den Sie von der Linken ausüben, wenn Sie Streiks inszenieren, Sie brauchen Streiks,
nm Ihre Existenz aufrecht zu erhalten: wir brauchen den Kampf gegen die Zwangsumlage, deu
wir auf gesetzlicherBasis geführt habe», um die Laudwirtschnftexistenzfähig zu erhalte».

Meiue Damen und Herren! Es würde au Haud dieser Ausführungen außerordentlich
interessant sein, weuu ich au eiuem Beispie! zeigte, was man der Landwirtschaftdurch die Umlage
im vergangenenJahre an Sondersteueru aufgebürdet hat, Weuu ich annehme, daß die Landwirt
schaft 2'/? Millionen t zu einem verbilligten Preise hat aufbringe» müssen, der im Durschuitt
210 Mark für deu Doppclzeutuer betrug, wenn ich weiter anf Grund der Berechnung annehme,
daß der Durchschnittspreis,der für freies Getreide erzielt wurde» ist, fich auf ungefähr 700 Mark
belauft, daun komme ich z» einer Differenz vvu insgesamt 13 Milliarden Mark, die die Landwirt¬
schaft nicht bekommen hat, die fie nicht eingenommenhat, weil die Umlage die Preise festgesetzt
hatte. Meine Damen und Herren, diefe 13 Milliarden bedeute» eine Soudersteucr für die Laud¬
wirtschnft, Außerdem hat fie »och an der weiterenVerbillignngsattion teilnehmenmuffen, die auch
wiederum 13 Milliarden betrug. Gerade der Umstand, daß der Landwirtschaft nicht die Preise,
die sie haben mußte, gewährt wcrdeu kouuteu, hat verursacht,daß die Landwirtschaftim Frühjahr
vielfachuicht in der Lage war, den Dünger, den sie brauchte, zu bezahle» nnd daß sie sich mehr
nnd mehr entschlossenhat, von der intensivenzur extensiven Wirtschaft überzugehen. Meine Damen
und Herren, der Uebergang von der intensiven zur extensiven Wirtschaft würde ein uatiouales
Unglück bedeuten. Die Landwirte kämpfen gegen diesen Uebergang mit allen Kräfte», Sie crimier»
ihre Berufsgenosseuimmer wieder an ihre vaterländischePflicht, die intensive Bewirtschaftung bei¬
zubehalten. Die intensive Wirtschaft bedeutet — ich weiß nicht, ob die Herren, die nicht sachver¬
ständig sind, es wissen —, daß man, anstatt das gesamte Gelände zn bebauen, einen Teil des
Geländes, etwa ein Fünftel oder ein Sechstel, wie es früher der Fall war, brach liegen und so
gewissermaßenein Jahr ruhen läßt. Diese Brache, die eine bessere Bearbeitung ermöglicht und
den Acker durch Aufnahme von Dungstoffenaus der Luft verbesfert, hat zur Folge, daß man in
dieses Gelände Getreide ohne jede Düngerzugabe hineiusäen und dabei doch mindestens dieselbe
Ernte erzielen kann, als wen» man Kunstdünger auffährt. Diefe extensive Wirtschaft ist bequem
durchzuführe», sie erfordert bedeutendweniger Arbeit, und der Laudwirt erzielt dennoch schließlich
dasselbe Resultat, als weun er durch iuteusive Bebauung des gerade in deu Kriegsjahreu in der
Ertragsfähigkeit stark heruntergewirtschaftetenBodens mit viel Kunstdüngereine Ernte erhält, die
in der Regel bei weiten: nicht so hoch ist, als die durch die Brache erzielte Ernte. Weine Dnmeu
und Herren, das ist ein gefährlicherWeg. Die Führer der Landwirtfchaft wehren sich mit aller
Entschiedenheitdagegen, daß dieser Weg eingeschlagen wird. Wenn aber hier und da die Ansicht
sich zeigt, zu dieser Vewirtschaftungsart überzugehen, so kann ma» letzte» Endes Landwirten, die
uni ihre Existenz kämpfe», es nicht verwehre», wen» fie fich auf diefe» Weg begebe». Ich wollte
nur eine Warnung aussprechen, dahingehend, den Bogen nicht so anzusvmnwn, daß schließlich die
Schaffensfreudigkeitder Landwirtschaft verloren geht. Die Schaffensfreudigkeitder Landwirtschaft
muß dadurch erhalten werdeu, daß man sie ermuntert.

Meine Damen und Herren! Ich möchte noch auf eins hinweisen; auf andere Punkte
werden ja wohl andere Redner noch eingehen.

Einer der Herren Vorredner hat darauf hiugewieseu, daß ein Besitz von 8 — 10 Morgen
ein Fluch für die Landwirte sei, (AbgeordneterBmnberger: Das war ich, das halte ich auch auf¬
recht. Herr Kollege!) Ich darf dem etwas entgegenhalten, was ich felbst an Ort und Stelle fest¬
stellen konnte: Ich habe schon einmal Gelegenheitgenommen, hier darauf hinzuweisen,daß die
Besichtigung der Provinzial-Steinbrüche in Neustadt an der Wied gezeigt hat, daß gerade ei»
Besitz von 8—10 Morgen Land ein Segen für die kleinen Landwirte ist. Die Landwirte in jener
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Gegend hatten bei diesem Besitz von 8—10 Morgen ihr Auskommen,sie kamen schlecht und recht
damit zurecht, hatten freilich ihre Not. Die Steinbrüche ermöglichenihnen, sich ein Nebenein-
kommen zu schaffen. (AbgeordneterRing: Das ist doch etwas ganz anderes, das ist doch hier nicht
besprochen worden!) — Das ist dasselbe; ich komme nachher zu dem umgekehrtenFalle, — Da
ist heute dem Landwirt die Steinbrucharbeit neben dein Besitz des Landes zum Segen geworden.
Wir möchten wünschen, daß möglichstviele Leute, vor allen Dingen solche, die in industriellen
Betrieben tätig sind, derartigen Besitz hätten. Dann würde mancherleiDruck von den Arbeitern
weggenommen werden.

Meine Damen und Herren! Es wurde darauf hingewiesen, daß Herr Völlig eine
Trennung der wirtschaftlichenund politischenFragen gewünschthat. Diese Trennung ist gerade
hinsichtlich der Materie, über die wir nns unterhalten, unbedingt notwendig. Wir müssen das
politischeund das wirtschaftliche Moment hier auf das entschiedenste trennen. Gerade die wirt¬
schaftliche Seite der Landwirtschaftmuß mehr anerkannt werden. Nur auf die Weise, daß wir die
politische Seite ausschalten,kommen wir wieder zu einer sachgemäßen Arbeit und zu eiuer Produk¬
tion, wie sie der Allgemeinheitzum Segen gereicht.

Meine Damen und Herren! Ich will nicht auf alle Ausführungen eingehen; ich möchte
aber noch eins streifen. Es wurde darauf hingewiesen, daß die Landwirtschaft schon insofern
ertenfiv wirtschafte, als sie mehr und mehr zur Erzeugung von Luxusartikeln, beispielsweise zur
Blumenzucht übergehe; letzteres sei z, V. in Schleswig-Holsteinder Fall. Meine Damen und
Herren, unter den heutigen Verhältnissenwerden, wenn überhaupt, dann doch nur verhältnismäßig
wenig Blumen gekauft. Den besten Beweis dafür, daß gerade die Blumenzucht nicht mehr rentabel
ist, bietet wohl der Umstand, daß in der Blumenzüchtergegeud,in Erfurt, die Blumenzüchtermehr
und mehr dazu übergehen, ihre Blumenzuchteinzustellen und Getreide oder andere Produkte zu erzeugen.

Meine Damen und Herren! Ich möchte auf Grund einiger Ausführungen nochmals
darauf hinweisen,daß es dringend notwendig ist, daß ein Einverständnis zwischen Verbrauchernund
Erzeugern erzielt wird, dahingehend, daß die Verbraucher einsehen, daß auch die Erzeuger einen
Preis bekommen müssen, der ausreicht, um ihre Existenz zu gewährleisten, um ihren Betrieb
ordnungsmäßig fortführen zu können. Wird das nicht der Fall sein, dann wird die Landwirtschaft,
deren Niedergang ja bereits prophezeit worden ist, immer weiter zurückgehen.Die landwirtschaftliche
Produktion kann nur dann gehoben werden, wenn dem Landwirt die Lust und Liebe zum Schaffen
erhalten bleibt. Nur dami, wenn die Lust und Liebe der Landwirtschaft dadurch erhalten bleibt,
daß man ihr die Existenzsichert, wird fie weiter segensreich arbeiten, wird sie weiter produktions-
steigernd arbeiten, im Interesfe der Allgemeinheit,im Interefse vor allem der Verbraucher.

Meiue Damen und Herren! Noch ein paar Worte über die Kartoffeln, Es wurde gerade
ans die Kartoffelpreisehingewiesen. Ich will auf die Kartoffelpreisenicht weiter eingehen. Aber
ich möchte gerade an Hand des Beispiels des Kartoffelbaues darlegen, wie gerade da die Verhält¬
nisse hinsichtlichder Produktionskosten nnd Preise liegen. Im vergangenen Herbst wurden die
Kartoffeln im allgemeinen zu einem Preise von 50, 60 und 70 Mark verkauft; für die Pflanz-
tartuffeln dagegen mußten im Frühjahr Preise bis 350 Mark bezahlt werden. Dieser Unterschied
ist so horrend, daß die Landwirte, die auf den Bezug von Pflanzkartoffeln aus dem Osten ange¬
wiesen sind — und das sind die meisten—, nicht nur ihre ganze Ernte, sondern noch weitere
Mittel dnzn verwendenmuhten, um die Frühjahrsbestellung ausführen zu können.

Zum Schluß bitte ich nochmals, die landwirtschaftlichenVerhältnisse fachlich von einem
Gesichtspunkte aus zu betrachten, der es ermöglicht daß Erzeuger uud Verbraucher sich verständigen
können und sich verständigen. Es kann nicht angehen, daß man über eine Produktion verfügt, die
noch nicht vorhanden ist nnd von der man nicht weiß, ob sie überhaupt erzeugt werden wird. Es
muß vielmehr Verständnis dafür erzielt werden, daß es nicht nur notwendig ist, die Produktion
zu verteilen und dem Konsumentenzuzuführen, sondern daß es auch notwendig ist, in ausgiebigstem
Maße die Produktion zn heben. DiesemBestrebendienen die sämtlichen Anträge, DiesemBestreben
dient die Hebung der Wintecschulen;diesem Bestreben dienen eine Reihe anderer Anträge, Diesem
Nestrebendient vor allem der Antrag, der bezweckt, die Umlage für das Rheinland zu verringern
und sie der Leistungsfähigkeitdes Nheinlandes anzupassen. Von diesem Gesichtspunkteaus empfehle
ich dir Annahme der sämtliche» Anträge ans das wärmste. (Beifall.)



63. RheinischerProvinziallandtag, 5. Sitzung am 14, Juli 1922. 233

Vorsitzender Dr. Iarres: Meine Damen und Herren! Ich »ms; doch wirtlich in ernster
Sorge auf den Stand unserer Geschäftslageaufmerksammachen. Wir nnterhalten nns über diesen
Punkt jetzt über drei Stunden, Wir haben uoch über 40 Punkte zu erledigen. So wichtig dieser
Gegenstand auch ist, so habe ich doch die Empfindung, daß das, was dazu gesagt werden konnte,
gesagt worden ist.

Es sind noch znm Wort gemeldetdie Herren Orlopp, Uun Stedman, Hofs, Theißen nnd
Flußdorf, Es ist bisher jede Fraktion zn Worte gekommen, Hind Anträge zu stellen?

Das Wort hat Herr AbgeordneterOrlopp,
Zur Geschllfwordnuughat das Wort Herr Abgeordneter I)i-, .«itöttgeu.
Abgeordneter I)r, Köttgen: Ich beantrage Schluß der Debatte, Wenn der Antrag

abgelehnt werden sollte, dann beantrage ich, eine Beschränkungder Redezeit zu beschließe»,
VorsitzenderI)r, Zaires: Das Wort war dem Herrn AbgeordnetenOrlopp erteilt,
AbgeordneterOrlopp! Meine Damen nud Herren! Ich werde Sie nicht zu lauge

langweilen. Meinetwegen brauchen Sie die Redezeit uicht zu beschränken. Da meine Vorredner
schon manches gesagt haben, kann ich mir Wiederholungenersparen.

Wir müssen doch einmal dazu Stellung nehmen, woher eigentlich dieser Antrag 69
rekrutiert. Nach meiner Auffassnng ist das die Folge des Beschlussesdes Reichstages, der die
Umlage festgelegthat, wobei die Vertreter der Landwirtschaftdamals klar erklärten, daß sie dem
Beschluß iu uczug ans das Unilageverfahrenjeden Widerstand entgegensetzen würden. Den Anfang
dieses Widerstandes haben wir hier in dem Antrage 69, Er soll nun vom Provinziallandtag
seinen Stempel bekomme». Ich bewundere die Vertrauensseligkeitmeines Kollegen Thcißen, der
glanbt, daß ein Rittergutsbesitzer wie der Kollege Heuser hierherkommtuud einen Antrag stellt,
der seine College» im übrigen Teutschland dazu bringen soll, das »mzulcgen, was sie praktisch
uach dem Gesetz nicht brnnchcn. Ich persönlichhabe soviel Vertrauen nicht; auch meine Fraktion
nicht. Ich kann auch ans Grund der Einstellung, auf Gruud der persüitlichen Vorteile der Groß¬
grundbesitzer verstehen,daß sie versuchen, nach Möglichkeitdie Umlage, so klein sie ist, uoch weiter
hernbzndrücken. Aus diesem Grunde lehnen wir den Antrag 69 ab,

, Es wurden dann von Herrn Kollegen Völlig sowohl wie von Herr» Kollegen^emmcmn
hier verschiedene Zahlen angeführt, die uns beweisensulleu, daß die Landwirtschaft kein gewinn¬
bringender Betrieb mehr ist, fondern in Wirklichkeit mit Verlust arbeitet. Ich glaube uicht, daß
außer diese» beide» Herren noch ein Herr hier im Hause ist, der es glanbt, daß diese Betriebe
mit Verlust arbeiten, (Oho-Rufe rechts.» Und wenn dem fu wäre, meine Damen und Herren,
wie sieht es denn augenblicklich in nnfcrcm ganzen Vaterlnnde ans? Glaubt denn die Landwirt¬
schaft, ewig für sich ein besonderes Recht in Anspruch nehmen zu muffen, wie es im alten Prenßen
üblich war? Gibt c? nicht heilte kleine uud große industrielle Werke, die nicht mehr über das
nötige Betriebskapital verfügen, um entsprechend der Geschäftslage ihre Anschaffungenmachen zn
können? Ich bitte, das auch iu etwa zu berückfichtigeu. Wenn man nicht die Not der breiten
Massen, wenn man nicht die Rot der Angestellten und Arbeiter in Betracht ziehen will, dann
mag die Landwirtschaft sich zum mindesten mit der Industrie vergleichen. Aber ich will einmal
die Zahlen, die uus gegeben worden sind, als objektiv annehmen. Ich kann selbstverständlich die
Zahlen augenblicklich nicht nachprüfen; aber ich setze ohne weiteres vom Herrn Kollegen Völlig
voraus, daß die Zahlen stimmen Aber, mciue Damen uud Herreu, mit Zahlen beweist man
alles. Wir haben als Gewerkschaftsfekretäre auch jeden Tag mit^Statistikeu zu tun. Ich kann
Ihnen jagen, ich beweise Ihnen ans Grnnd von Statistiken, die Sie nicht anfechtenkönnen, daß
nicht das 50fache der Teuerung gegenüber dem Frieden eingetreten ist, sondern das 70-, 80-,
90fachc, (Sehr richtig! rechts.) Das beweise ich Ihnen an Hand von Statistiken; ich brauche
nur einige Artikel auszulasseu, dauu beweise ich Ihueu eine noch viel höhere Teuerung. Bleiben
Sie uns vom Halse mit Ihren Statistiken! Damit kaun man im Augenblickgar nichts machen.
Nebenbei gesagt, ist nns anch nicht die Möglichkeitgegeben, innerhalb der drei Stunden, wo wir
hier sitzen und weiter zuhören müssen, was die Diskussionsredner sagen, auch »ur iu etwa die
Zahlen uachzuprüfeu. Wenn wir nnu aber wifsen, daß die große Masfc des Volkes, das 90 bis
95°/n des Volkes hente gegenüberdem Frieden das 30fache. nein, noch weniger — nehmen wir
z. B. die Beamten —, das Mache der Friedenslöhnnng bekommen,wenn wir ferner wissen, daß

30



234 »>-z. Rheinischer Provinziallauotag, 5. Sitzung am 14, Juli 1922.

der ungelernte Arbeiter höchstens das 35fachc des Friedenssahes erhält, und wenn dann von der
andere» Seite bekannt wird, daß das 61 fache — wo man doch sicherlich nicht die schlechtesten
Zahlen herangezogen hat — eingekommen ist, so geht daraus tlipp und klar hervor, daß eine
wesentliche Bevorzugn»«, der Landwirtschaft eingetreten ist. Es war aber von jeher so. Man hat
immer und immer wieder versucht, die Landwirtschaft in irgendeiner Art und Weise zu bevorzugen.
Wenn der Beweis dafür noch erbracht werden sollte, dann, meine Damen und Herren, haben Sie
ihn hente erbracht durch die Vorlagen, die n»s heute zugegangen sind und denen der Prouinzial-
lnndtag auch zustimmen wird. Wir werden als Unabhängige Partei ebenfalls diesen Anträge»
zustimmen, trotzdem wir einsehen, daß die Landwirtschaft hente wesentlich besser steht als die anderen
Schichten des Volkes, nur um unsere Volkseruähruug wenigstens i» etwa zu sicher», weil sonst,
wenn nicht Prosit anf Profit kommt, die Landwirtschaft immer weiter Widerstand leistet nnd
dadnrch die Ernährung noch schlechter wird.

Noch auf eins will ich kurz entgehe». Herr College Bullig sagt: Die Preise sind nicht
nach wirtschaftlichen, sondern nach politischen Gesichtspunkten festgesetzt. Er beruft fich dabei auf
die unerhört hohen Preise für Raps, Kleie usw. Ja, da haben Sie die Folge davon, daß die Preise
nicht nach politischen Rücksichten festgesetzt werden. Da hat man das freie Spiel der Kräfte zuge¬
lassen, und die Folge ist, daß »ach Ansicht des Herrn Kollegen Völlig die Landwirtschaft an den
hohen Preisen für Futter »sw. zugrunde geht. Meine Damen und Herren, ich sage grundsätzlich.-
Schluß gemacht, wenn n»ser Volt nicht ganz in die Wicken gehen soll, niit dem Gedanken: Wir
lasfen uns allein vom wirtfchaftlichen Standpunkte leite». Was heißt das deuu auf deutsch? Das
heißt, das morgen am Tag die Kleie keine 134 Mark mehr tostet, sondern das Doppelte und
Dreifache, weil letzten Endes dann anch alle übrigen Volksgenossen dieselben Ansprüche stellen. Wo
der Weg hingeht, das haben wir die Jahre hindurch gesehen, und wir siud auf dem besten Wege,
wieder dorthin zu komme». Ma» hat die politische Monarchie beseitigt nnd will auf der anderen
Seite die wirtschaftliche Monarchie aufbauen. Das ist der Zweck der Uebung nnd der Aussprache,
die dahin geht, daß man die Preise nicht vom politische», sonder» vom wirtschaftlichen Standpunkte
aus festsetze» soll. Wir habe» vor allen Dingen i» Preußen immer wieder versucht, die Land¬
wirtschaft rentabel zu halten, Ich erinnere Sie bloß an die 90 er Jahre, wo der Nachfolger
Bisnmrcks die Oetreidezölle herabsetzte uud damals die Einfuhr des ausländischen Getreides bis
ins Ungemessenc stieg, so, daß der Zentner Roggen mit 4—5 Mark verkauft wurde. Die Land»
wirtschaft sagte damals: Wir können nicht mehr leben, die Landwirtschaft bricht zusammen) man
hat fich mit Hilferufe» n» die Regierung gewandt, uud da war kein Gegner der Zwangswirtschaft;
da hat Graf Kanitz den Antrag gestellt, daß die Regierung das gesamte Getreide von den Land¬
wirten übernehmen uud es auf das Volk umlegen solle; dn hat man einen Preis von 7,50 Mark
verlangt. Ja, wenn das Umlcigeveifahren fo festgesetztworden wäre, daß der Preis noch über dem
Auslandspreise stände, würde sich selbstverständlich keiner der Landwirte dagegen wehren. Augen¬
blicklich liegt es anders. Augenblicklich versucht man, der Bevölkerung, die doch bloß die Hälfte
von dem verdient, was fie im Friede» verdiente, zum mindesten noch Brot in die Hand zu geben,
uud dagegen wehrt man fich. Da kann man nicht verstehen, was man in den 90 er Jahren für
selbstverständlich hielt; da ging es, wenn nur die Regierung zahlte, und die Regierung ist Ihnen
damals ja entgegengekommen; sie hat Ihnen damals die erhöhten Zölle wiedergegeben, nnd auf
Grund dessen konnte» Sie sich halte». Die Beispiele ließe» sich bis ins Tausendfache vermehren,
wo man immer wieder der Landwirtschaft geholfen nnd versucht hat, die Einkomme» der La»d-
wl.rtc nicht zu schmäler». Wenn wir das wissen und wenn uus hier ans berufenem Munde
gesagt wird: Unser Einkommen ist das t>1 fache des Friedens, dann sollte »in» a»ch letzte» Endes
keinen Widerstand mehr finden in den Kreisen, denen es im Verhältnis znm dcntschcn Volk im
ganzen sicherlich noch gut geht.

Und was sagt der Antrag? Man will diejenigen, die bis zu 40 Morgen besitzen, von
der Umlage auslasseu. Mau sagt: „Wir paar Große, wir Vier oder Fliuf können das nicht mehr
tragen." Und nun will man das Ablieferungssoll vermindern. Sie wissen, wir stehen bekanntlich
ciuf dem Standpunkt, daß das Getreide im Interesse des gesamten Volkes restlos umgelegt werden
soll. Ueber den Preis kann man sich einigen; daran würde es letzten Endes nicht scheitern. Aber
wenn Sie den Antrag in der Form annehmen, wie er vorliegt, dann bedeutet das eine weitere
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Schunnng der Grmidbesitzcrund eine weitere Schmnlernng jeder Schnitte Brüt i» der Hand des
arbeitende» Volkes.

Meine Damen und Herren! Soweit Sie in der Landwirtschafttätig sind, Sie sind doch
alle in landwirtschaftlichen Genossenschaften, Sie find doch im deutschen und preußischen Landbünde,
in modernen Organisationen, zusammengeschlossen.Wenn der rheinischeGroßgrundbesitzerdie
Umlage nicht ertragen kann, so bleibt Ihnen der Weg über Ihre Organisationen. Versuchen Sie,
Ihre Klasfengenusfenvon Ostpreußen, von Pommern und aus dem Westfälischenheranzuziehen,
damit sie mit Ihnen znsammendie Umlage machen. Wir haben aber als Vertreter des arbeiten¬
den Volkes nicht das Recht dazu, dieser winzige» Umlage, die der Reichstag beschlossenhat, indi¬
rekt wieder ans dem Wege zu gehen, indem wir den Großgrundbesitzvom Rheinland in der Weise
schoueu. Also bitte schon- Der Weg, daß Sie nicht mehr abzuliefern brauchen, als ihre Klaffen-
genusfenim übrigen Deutschlandsteht Ihnen frei. Wenden Sie sich an Ihre Genoffen und ver¬
suchen Sie, dort das Umlageverfahrendurch gegenseitige Hilfe erträglicher zu gestalten, wenn Sie
glauben, daß der Reichstag, alfo die Regierung, da nicht im Interesse der Laudwirtschaftgearbeitet
hat. Wir müssenden Antrag nicht allein ablehnen, fondern werden ihn auch in aller Oeffentlich-
keit fcharf bekämpfen,

VorsitzenderDr. Iarres: Ich lasse nunmehr über deu Antrag des Herr» Abgeordneten
Äüttgen auf Schluß der Besprechungabstimmen. Dieser Antrag bedarf der Unterstützungdurch
zehn anwesendeMitglieder. Findet er diese Unterstützung? — Das ist der Fall. Auf der Redner¬
liste stehen noch die Herren Abgeordnetenvon Stedman, Hoff, Theißen und Floßdurf. Ich lasse
nuumehr abstimmen und bitte diejenigenDame» und Herren, die für Schluß der Besprechung sind,
sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit. Die Besprechungist geschlossen.

Ich glaube, daß wir die Punkte 2, 3, 4, 8, 9, 10, 11, 12 uud 13 gemeinschaftlich
durch Abstimmungerledigen können, weil dazu Gegenanträge uicht gestellt worden sind. Gegen«
antrüge sind nur gestellt zu Punkt 5, 6 uud ?. Sind die Damen uud Herreu damit einverstanden,
daß wir so verfahren? — Das stelle ich fest. Da ein Widerfpruch gegen diese Punkte sich nicht
erhoben hat, stelle ich die Annahme von Punkt 2, 3, 4, 8. 9, 10, 11, 12 uud 13 fest.

Zu DruÄfache 68 und 67 ist von der Fraktion der Kommunistifche»Partei folgender
Abänderungsautrag gestellt worden:

„Ueber die Verwendungder von der Provinz bewilligtenMittel in den einzelnen Gemeinden
entscheiden dort gebildete Hilfsansschüsfe,dereu Mitglieder nicht über 10 ii» in Besitz oder Bewirt¬
schaftung haben dürfen".

Ich bitte diejenigen,die für diefcn Antrag sind, sich zu erheben. — Das ist die Minderheit.
Wird die Gegenprobe verlangt? lZustimmung.) Ich biite um die Gegenprobe und bitte die¬
jenigen, die gegen den Antrag sind, sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit. (Abgeordneter
Hoffmann: Also für die Großagrarier!) Danach darf ich feststellen, daß nunmehr auch die Punkte 5
nnd 6 angenommensind.

Zn Punkt ? ist ein Antrag der sozialdemokratischcn Fraktion ciugegaugeu,der allerdings,
wie mir in diesem Augenblicke auffällt, nicht unterzeichnetist.

Das Wort zur Geschäftsordnunghat Herr Abgeordnetervon Loe.
AbgeordneterFreiherr von Los: Es waren Verhandlungengerade wegen der Differenzen,

die eben hier durch die Abstimmung zum Ausdruck gebracht worden sind, im Gange. Wir
empfehlen, die Abstimmung bis morgen früh auszusetzen, die Besprechungabzuwarten und dann
noch einmal abstimmen zu lasse».

VorsitzenderDr, Iarres: Es ist beantragt worden, die Abstimmung bis morgen früh
auszusetzen. Es wird alfo morgennur abgestimmt uud nicht weiter erörtert. Das findet Ihren Beifall.

Wir kommen zu den folgenden Punkten. Ich mochte da in der Hoffnung, daß wir bei
diesem Geschäfteetwas bessere Erfahrungen machen als bisher, uorfchlagen, die Punkte, die die
11 ll-Fachkommissionberaten hat: 14, 15, 16 und 1? ebenfalls nach der Berichterstattunggemein¬
schaftlich zu bespreche». Siud Sie damit einverstanden? — Das ist der Fall.

Zu Punkt 14: Antrag des Ila-Fnchnusschufses zu dem Antrage der sozial-
demokratischen Fraktion, betreffend Entlohnung der in Dienststellen unter¬
gebrachten Fürforgezüglinge

hat als Berichterstattenn das Wort Frau Schumacher-Kühl. :w»
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AbgeordneteFrau Schnmacher-Köhl: Meine Damen und Herren! Der Herr Landes¬
hauptmann hat bereits in seiner Etatsrede zu dem Punkte des Antrages, der verlangt, daß der
Ausschuß für Arbeiterwohlfahrtdas Vorschlagsrecht für die Fürsorger haben soll, die für die Fürsorge-
zöglinge ohne Bekenntnis bestimmt werden, Bedenken geäußert; er wies darauf hin, daß dann
Berufungen seitens anderer Organisationen zu erwarten seien. Diesen Bedenken hat sich die
Kommission angeschlossen, sie stimmt aber im übrigen dem Antrage zu uud bittet Sie darum,
ihn in folgender Fassung anzunehmen:

„Der Provinziallandtag wolle dem Antrag in nachstehenderFassung zustimmen.-
Für nicht in Anstalten untergebrachteFürsorgezüglingeohne Bekenntnis, auch

wenn sie widerruflich entlasten sind, sind Fürsorger zu bestellen, die gleichfalls leinen:
Bekenntnis angehören. Ist ein Fürsorger ohne Bekenntnis nicht zu ermitteln, so soll
eine andere geeignete Person nach Anhörung des Ausschussesfür Arbeiterwohlfahrt
bestellt werden".

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Das war der Bericht zu Punkt 15 der
Tagesordnung. Punkt 14 ist gestern schon behandelt worden.

Zn Punkt 16 ist BerichterstatterHerr Abgeordneter Neese. Ich erteile demselben das Wort.
Abgeordneter Reese: Sie haben mit den Drucksachenin den ersten Tagen die Druck-

suche Nr. 19 bekommen. Diese Drucksache war die Ausarbeitung, die auf Grund des vorjährigen
Beschlussesvorgenommen wurde. Die ständige Kommissionder Provinz für das Fürsurgeweseu
hat die ueuen Vorschläge beraten, die Ihnen in der Drucksache Nr. 19 vorgelegt waren. Die
FachkommissionII», hat sich im großen und ganze» ans diese Fassung ebenfalls geeinigt, weil
auch die ständige Kommissiondie Fassung einstimmig beschlossen hatte. Aber im 8 6 ist der
zweite Satz gestrichenworden, weil das in einem halben Jahr in Kraft tretende Reichsjnaend-
wohlfahrtsgesetzdarüber gesetzlicheBestimmungen getroffen hat. Damit nun innerhalb dieser Zeit
keine Lücke eintritt, soll während der Uebcrgangszeitder Absatz 2 des § 6 folgenden Wortlaut habeu:

„Der überführende Gemeindevorstandhat dem gefctzlichen Vertreter des Fürsorgezügliugs
auf Antrag den Namen der Anstalt, in der der Zögling untergebracht werden soll, mitzuteilen,
wenn der Landeshauptmann im Einzelfallc in dem Uebenührungserfuchennicht eine gegenteilige
Anordnung getroffen hat".

Die Fachkommisston II«, bittet Sie, diesen Antrag anzunehmen.
Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Wir kommenzu Punkt 17: Berichterstatter

ist Herr AbgeordneterReese. Ich erteile demselbendas Wort.
Abgeordneter Reese: Der Etat der Fürsorgeerziehungsanstalten und der gesamten

Fürsorgeerziehungder Provinz ist im Haushaltsbuche auf Seite 157 bis 190 zu finden. Das
Merkmal ist, daß auch in diesem Jahre, genau wie im vorige» Jahre, die Summeu, die für die
Fürsorgeerziehung ausgegeben werden, fortwährend steigen. In diefcm Etat sind in Einnahme
und Ausgabe 65 209 000 Mark eingesetzt, während wir im vorigen Jahre nur 25 753 000 Mark
eingesetzt hatteu. Das ist ein Mehr von 39 456 000 Mark. Die Ila-Fachkommissionersucht Sie,
diesen Etat mit der Aenderung auzuuehme», daß i» de» Ausgaben bei der Anstalt Euskirchcnnoch
eine Vuchhalterstelleeingesetzt wird. Die Kosten dieser Buchhalterstellesollen mit auf die Summe
übernommen werden, die vorn im Etat zur Verfügung des Landeshauptmanns gehalten ist.

Wenn wir uns die Etats näher ansehen, dann finden wir, daß in der Fürsorgeerziehung
die Kosten für den einzelnen Zögling ganz vcrfchiedeuhoch sind. Wir sehen im Etat, daß nach
den Berechnungenim vergangenenJahre ein Zögling in einer Familie auf 890 Mark gekommen ist,
während er in einer Anstalt auf 9800 Mark kommt. Die FachkommifsionII a war sich darüber
einig, daß die Pflegegelder für die Familienerziehung bedeutend erhöht werden müssen. Aber
wenn wir die ganzen Etats durchsehen, dann finde» wir. daß auch die Fürsorgezöglmge,die W
den Anstalteü sind, der Provinz in anderer Beziehung gewisse Einnahmen bringe», weil sie die
Arbeiten in den landwirtschaftliche»Betriebe», die bei den Anstalten vorhanden sind, verrichten.
Zwar ist festgestellt,daß im allgemeinendie Landwirtschaft in ihren Erträgen lange nicht so hoch
eingestellt ist, wie im allgemeinen die Erträge der Landwirtschaftsind. Es ist auch zum Ausdruck
gekommen,daß in Zukuuft diefe Etats so angesetzt werden sollen, daß sie der Wirklichkeit voll
und ganz entsprechen. Es ist ja anzuerkennen, daß die Etats nur ein Rechenexempelsind, wie
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das bei den andere» Etats bereits ausgeführt worden ist. Wir bitten Sie, auch diesen Etat
anzunehmen,

Nun gestatten Sie mir noch einige Worte als Abgeordneter, Ich möchte vor allen
Dingen die Verwaltung fragen, ob über den Fall in dem Bericht, wo es heißt: „Ein Zögling
verübte Selbstmord", eine Meldung darüber eingegangen ist, wie dieser Selbstmord zustande
gekommen ist C>der was dazu geführt hat. Es wäre gut, wenn hierüber volle Aufklärung
geschaffen würde.

Es ist in den Debatten über die Fürsorgeerziehunguns von der rechten Seite der Vorwurf
gemacht worden, daß wir uns lauge nicht in dem Maße mit der Fürsorgeerziehungbeschäftigt hätten,
wie es voil den Kreisen der Bürgerlichen, von den Kreisen der Besitzendenbereits geschehen sei.
Es ist hier von dieser Tribüne aus vor Jahresfrist gefagt worden, man habe sich von Seiten der
Rechten bereits mit der Fürsorgeerziehuug beschäftigt,als wir noch nicht daran gedacht hätten.
Dies können wir nicht gelten lassen. Wir müssen vielmehr sagen, daß die Arbeiterklasse im großen
und ganzen sich von vornherein, als diese Frage akut wurde, auch damit beschäftigt hat. Wir
stehen aber nach mancherRichtung der Fürsorgeerziehunganders gegenüber. Während es sich für
Sie darum handelt, die Gefahr, die in der Verwahrlosung der Jugend liegt, von der bürgerlichen
Gesellschaft abzuwehren, weil doch immer aus der verwahrlusteu Jugend heraus später Verbrecher
weiden können, stehen wir der Fürsorgeerziehunganders gegenüber. Wir wollen vor allen Dingen,
daß aus der Jugend gute Menschen werden, die nicht nur im Interesse der Gesellschaft,sondern
im Interesse der gesamten Menschheitgut sind. Bei den verschiedenen Aussprache»,die inzwischen
stattgefunden haben, haben wir uns auf diesem Gebiete erheblichgenähert. Ich glaube, daß durch
die ueue Verfassung, vor alle» Dingen durch die demukratischeu Einrichtungen die Arbeiterschaft
den größten Einfluß auf die Persönlichkeit ausüben lau», wenn sie uur will, daß wir dahiu kommen,
daß die ganzen Fürsorgeeiurichtnugenein Furtschrift für die Menschheit werden und daß das, was
gestern beklagt wurde, iu Iukuuft nicht mehr in dem Maße vorkommt,fodaß die Gesamtheit auch
mit den Erfolgen der Fürsorgeerziehungzufrieden sein lanu uud wird.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbcium: Ich eröffne die Besprechung über die
Puukte 14, 15, 16 uud 17,

Zunächst hat das Wort Herr AbgeordneterHauck,
AbgeordneterHauck: Meine Damen und Herren! Es ist wohl notwendig, daß wir uns

heute nochmals eingehend über die Frage der Fürsorgeerziehungunterhalten. Ich kann es Ihnen
ja nachfühlen, daß Sie die Debatte nn und für sich nicht gerue sehen uud aus diesem Grunde,
vielleichtmich in Anbetracht der vorgerückten Zeit, die Debatte gestern geschlossenhaben. Ich kann
aber doch nicht umhin, hentc noch die Ausführungen zu machen, die in Anbetracht der Umstände
nutwendig zn machen sind.

Iusbesondere habe ich mich bei dieser Gelegenheit mit den von dem Vertreter des Herrn
Landeshauptmanns, dem Herrn Gehcimrat Schmidt, zu diesem Punkte der Tagesordnung gemachten
Ausführungen bezüglichder Anstalt Kniserswerth zu beschäftigen. Der Herr Gcheimrat Schmidt
hat hier erklärt, daß au den Anschuldigungen,welche unsere GenossmChristmann im preußischen
Landtage vorgebrachthat, kein wahres Wort sei. Ich weiß nicht nud kann es auch nicht erkennen,
auf welche Tatsachen der Herr Gcheimrat diese Behauptung stützt. Er stützt sich meines Wissens
bei dem, was er hier zum Besten gegeben hat. lediglichauf ein Protokoll, das er mit der Frau
aufgenommenhat, deren Kind in der Fürsorgeerziehungin Kaiserswerth untergebracht worden ist.
Iu diesem Protokoll ist au uud für sich lediglichdie Behauptung widerrufen wurden, daß sie selbst
angegebenhabe, ihre Tochter sei iu der Anstalt geschlagen worden. Ich „lochte aber hierbei doch
erwähnen: Der Herr Geheimrat Schmidt hat vergessen, dieses Prutukoll ganz zur Kenntnis der
Versamminng zu bringen, und zwar insbesoudereden letzte» Satz der Erklärung, woraus immerhin
hervorgeht, daß die Prügelei in der DiatonissenanstaltKaiserswerth nicht abgestritten worden ist.
Das ist noch »ach der Schilderung, die an die Abgeordnete, Fran Christmann, abgegangen ist,
niedergelegtund ausdrücklich von der Frau bestätigt worden. Es heißt dort ausdrücklich, daß die
Schwester Sophie in der Anstalt Kaiserswerth auf die Frage, ob die Mädchen geprügelt wurde»
seien, i» trutzigemTune erklärt hat: „Ja, sie sind geprügelt wurden". Ich meine, das ist duck,
etwas ganz anderes, wenn eine derartige Aussage gemachtwird, als die Behanptnng, es sei wider-
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legt worden, daß geprügelt worden sei. Hiergegen ninß ich mich in erster Linie bei diesem Fall
wenden.

Des weiteren tommt folgendes in Betracht. Es ist insbesondere der Lebenslanf des
betreffendenMädchens geschildert worden, nm damit seine Darstellungen in etwa zu erschüttern.
Durch den Lebenslanf ist versucht wurde», sie als die allein Schuldige, an ihrer Verkommenheit
hinzustellen. Meine Damen uud Herreu, hierzu mochte ich einmal sagen, daß sich hier tatsächlich
das von meiner Kollegin, Frau Abgeordneten Becker, hier Vorgetragene in der krasfesten Weise
bestätigt.

Stellvertretender VorsitzenderUlleubaum (deu Redner nuterbrecheud): Herr Abgeord¬
neter Hanck, ich bin der Meinung: Die Materie, die Sie jetzt hier wieder besprechen,ist gestern
vom Plenum behandelt uud nach meinem Wissen auch gestern erledigt worden. Wir haben es
heute nur mit der Erledigung der Anträge der verschiedenen Fachansschüssezu tun. Ich bin der
Meinung, es geht doch nicht an, daß wir eine Diskussionwieder aufrollen, worüber wir nns gestern
stundenlang unterhalten und die wir auch erledigt haben. Ich bi» der Meinung, daß sich sowohl
der Referent wie die Redner an die Tagesordnung uud -die vorliegeudeu Anträge halten müssen.
Ich glaube, es führt zu weit, wenn wir so in der Diskussion fortfahren. Wir werden sonst uicht fertig.

Abgeordneter Hanck: Ich kann den Ausführungen des Herrn Präsidenten nach dieser
Richtung ganz gewiß nicht folgen, wenn es auch zufällig ein Präsident der linken Seite des
Hanfes ist. Wir befinden uus hier in der Beratung des Etats der Fürsorgeerziehung (Sehr
richtig! links.), und bei dem Etat der Fürsorgeerziehung kanu man doch wohl eine Unterbindung
der Kritik über die Fürsorgeerziehung uicht gut durchgehe» lasseu. Das wäre tatsächlich eiue
Beschräukuugder Redefreiheit, die wir uns nicht gefallen lasten können.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Gestatten Sie mir ein paar Worte, Ich
will eben dem hohen Hanse mitteilen, daß mir jetzt die Mitteilung geworden ist, daß heute morgen
der Aeltesteurat beschlossenhat, dem Herrn AbgeordnetenHanck zu diesem Punkte uoch einmal das
Wort zu geben. Wir fügen »ns dem Beschlussedes Aeltesteurntes uud gestatten den, Herrn
AbgeordnetenHanck, zn dieser Frage weiter zu reden.

AbgeordneterHauck (fortfahrend): Ich muß wieder darauf zurückkommen,daß hier ver¬
sucht wurden ist, den Lebenslanf des in Frage kommenden Mädchens in, einem Lichte darzustellen,
der die Glaubwürdigkeit der Betreffenden erschüttert. Gestatten Sie mir nnn, aus den mir
schriftlich zugegangene»Schilderunge» Ihnen in etwa vorzutragen, wodurch dieses Mädchen insbe¬
sondereauf die schiefe Bahn gebracht worden ist. Da wird geschrieben:

„Das Kind, damals 1« Jahre alt, bei dem Landwirt Kauls iu Hubbelrath iu Stellung,
mußte die Zimmer der Knechte in Ordnung halten. Bei dieser Arbeit wurde das Kind von einem
Knecht angegriffen und von diesem versucht,zn vergewaltigen. Durch Abwehren und Schreien ließ
der Unhold los. Das Kind lief zur Frau Kauls und gab Bericht über den Fall". — Jetzt
kommt das Beschämende:

„Auch uns gab sie Bescheid. Ich wnrdc vorstellig bei Herrn Kauls, und man kündigte
dem Mädchen, aber den langjährigen getreuen Knecht behielt man in Diensten". (Hört! Hört!
links.) Daher auch das schlechte Zeugnis, von feiten des Herrn Kauls, der dann ein Zeugnis
abgegebenhat, damit dieses Kind in Fürsorgeerziehungkam, der das Mädchen' in Fürsorgeerziehung
bringt und denjenigen,der ein unschuldigesMädchen verführt, zu decken und zu halten versucht.

Ein zweiter Fall mußte das Mädchen mich auf eiue schiefe Bahn führen. Das Kind ist
bei einer Frau Schlobnch in Düsseldorf beschäftigtwurden, wo es möblierte Zimmer zn reinigen
hatte. Hier in dem Brief wird nnn geschildert, daß dort gleichfalls von einem Herrn versucht
w"^" 'st' °as Mädchen zu vergewaltigen. Ich will hier den Vorgang nicht schildern; das würde
schließlich m etwa gegen die Sittlichkeit verstoßen. „Durch solche Untaten", schreibt dann der Vater
des Kmdes, „ist dieses mein Kind erst zn der Anschauunggekommen,daß es zweierleiMenschen
gibt". Meine Damen und Herren, so sieht das Elend aus, so sind die sozialen Verhältnisfe,, die
die Kinder ans die schiefe Bahn bringen können. Die Töchter der hier rechts von uns fitzenden
Kreise kommen ja nicht in solche Verlegenheit,denn sie kommen nicht in die Lage, Dienste zu ver¬
richten, um dann in dieser Weife solchen sittlichenGefahren ausgesetzt zu werden. Ich mache diese
Ausführungen lediglich, um in etwa die sittliche Verwahrlosnna des betreffenden Mädchens zu
begründen.
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Hierbei möchte ich insbesondereauch auf dasjenige hinweisen, was anläßlich der ersten
Tagung hier in diesem Hause am zweiten Beratnngstage vorgekommen ist, wo gegenübermeinem
KollegenHoffmannZwischenrufegemacht worden sind, der sich damals ebenfalls über die Fürsorge¬
erziehung verbreitete. Auch hierzu ist zu bemerken, daß diese Nusftthrungeu meines Kollegen
Hoffmann vollinhaltlichzu unterstreichen find und daß die betreffenden Zwischenrufe, die dahin gingen,
daß die Behauptung, daß auch Kinder der besseren Kreise verwahrlosen,nicht zuträfe, völlig deplaciert
waren. Darüber ein Wörtchen zu reden, meine Damen und Herren, taun ja schließlich nicht allen
angenehm sein. Aber richtig ist es schon, daß, wenn Kinder aus den besitzenden Kreisen einmal
straucheln,dies nicht an die Oeffentlichkeit kommt und fich damit nicht die Fürsorgerinnenbeschäftigen,
und da die katholischenund evangelischenFllrsurgevereinesich nicht ins Zeug legen, daß die
Betreffendeniu Fürsorgeerziehunggebrachtwerden, sondern dort wird der Mantel der Nächstenliebe
darüber gedeckt. Denken Sie insbesondereeinmal an die manchmal recht obskuren Szenen, die sich
bei den studentischen Kneipereien abspielen. Wenn ein Arbeitersohu sich einmal iu einer solchen
Weise beuimmt, wie sich oft Studenten benehmen, wird gleich gezetert, der führe einen liederlichen
Lebei^wandel. Ich könnte Ihnen Dutzendevon Fällen vorführen, wo tatsächlich Arbeitersöhne,die
nachts in Kneipen herumgegangensind, in Fürsorgeerziehung gekommensind. Ist es aber ein
Studeutchen, so wird man das wohl noch als recht forsch betrachten. Er wird fchließlichvon
seinen Angehörigen noch gelobt, weil er ein recht fefcher Knciper ist und recht viel vertragen kann,
besonders,wenn er auch noch geneigt ist, sich der Liebe zu widmen.

Des weiteren, meine Damen und Herren, möchte ich noch darauf eingehen, daß es mir
nußerurdeutlich befremdlichwar, daß Herr Geheimrat Schmidt hier erklären konnte, der Herr
Landeshauptmann könne keine Veranlassung nehmen, der Anstalt Heerdt das Vertrauen zu entziehen,
obwohl er selbst auch zugebenmußte, daß dort tatsächlich geprügelt worden ist. Allerdings wurde
abgestritten, daß die Kinder auf das nackte Gesäß geprügelt worden siud. Hierzu möchte ich aber
doch bemerken: Das Ding hat ein wesentliches Loch in seiner Logik, indem nämlich erklärt worden
ist, eine neben dem Prttgelzimmer oder — sagen wir volkstümlich— der Folterkammer wohnende
Lehrerin habe Beobachtungen über die Schläge machen können. Da gestatten Sie mir einmal
«ins: Wenn ein Mädchen mit ihren Kleidern Schläge bekommt,dann wird man im Nebenzimmer
die Schläge nicht zählen können, die angeblich die Lehrerin gezählt hat, die nie über 10 Schläge
gehört hat, sondern dann müssen es schon Schläge mit dem Stock gewesen sein, die einen klatschenden
Erfolg gehabt haben, und ^diesen Erfolg kann man bekanntlich nur erzielen, wenn man die Schlage
auf einen nackten Körperteil ausführt, Also bestätigt sich auch wohl diefc Darstellung, denn sonst
ist es unrichtig, daß die Lehrerin im Nebengemach die Schläge hat zählen können. Das zu dieser,
Darstellung, Ich meine, wenn man da einigermaßen logisch und mit ernstem Wille diese Fest«
stellungenverfolgt, so wird man wohl zugeben müssen, daß im wesentlichen doch die Anschuldigungen
tatsächlichaufrecht erhalten werden müssen, daß man hiervon recht wenig zurückzunehmen hat.

Wie gehen derartige Untersuchungenvor sich. Meine Damen und Herreu! Die Anschau¬
ungen und die Praxis der betreffendenuntersuchendenHerren Landesrätc in allen Ehren, Aber
glauben Sie nur uicht, daß Kinder, die vorher von der Nnstaltsleitung zweifellosinstruiert worden
sind, oder die, wenn dies nicht der Fall ist, doch darauf aufmerksam gemacht wurden, daß ein Herr
von der Verwaltung zur Vernehmung komme, dann, nur nicht weiteren Gefahren ausgesetzt zu
sein — Sir müssen sich einmal iu die Psyche eines Kindes hineinversetzen tonnen —, mit ihren
Aussagen hinter dem Berge halte», und dann sogar das, was sie vorher anderen mitgeteilt haben,
sehr oft wieder bestreiten, Alfo wird man darauf uicht allzuviel gebe» können. Wenn Sie dieses
Odium in Zukuuft vermeidenwollen, will ich Ihnen heute schon raten, den vielleichtmorgen schon
zur Beratung kommenden Antrag anzunehmen, daß Mitglieder des Provinziallandtages resp, der
Kommissionenzu den Untersuchungenhinzuzuziehensind.

Dann habe ich noch eins bezüglich des Falles Kaiserswerth vergessen. Der Herr Landes¬
hauptmann resp, der Herr Geheimrat Schmidt hat es unterlassen, darauf einzugehen,ans welchem
Grunde das Mädchen die Pulsaderu verbuudeu hatte, was dazu Veraulassuug gewesenist, daß
das Mädchen zn dem Schritte kam, den Versuch zu inachen, Selbstmord zu verübeu. Das hätte
doch sicherlich eiuer Erklärung bedurft. Es hat uicht bestritten werden können, daß das Mädchen
in Gegenwart der Schwestern selbst gegenüber ihren Eltern eine Scheu an dcu Tag gelegt hat,
daß es zu Aussagen und Antworten auf diesbezügliche Fragen gar nicht zu bewegenwar.
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Also kmm ich auch heute, so leid es mir tut, von den uns gemachten Mitteilungen recht
wenig zurücknehmen. Ich stehe aber nicht an, auch hier zn erklären, daß, nachdem ich von dein
Herrn Landeshauptmann gehört habe, daß die betreffendeFrau diese Erklärung abgegebenhat,
die im Widerspruchsteht zu der Schilderung, die nns gegeben worden ist, ich unter diesen Umstän¬
den selbstverständlich ihre Interesse» in dieser Angelegenheitnicht mehr weiter vertreten kann, was
ich auch rund und nett dem Betreffenden erklärt habe. Derartige Desavouierungcn können wir
nns als Abgeordnetenicht gefallen lassen. Auf jeden Fall hätte sie bei ihren ersten Schilderungen
vorsichtigersein müssen, wenn sie tatsächlichnicht wörtlich zutrafen, oder wen» sich daraus auch
nur Zweifel ergeben konnten, daß die Angaben irgendwie anders zu denteu würeu. Aber, um
damit keiue Abschwächn»«,hervorzurufen, möchte ich kurz darauf hinweise»,daß mir der eine Pnnkt
bezüglichder Prügel, die das Kind bekomme»habe» soll, im wesentlichenin etwas anderer Art
dargestellt worden ist. Im übrigen sind aber von der Fran selbst die Anschuldigungen nnd
Behauptungen aufrecht erhalten »norden. Ich weiß nicht, wie man dnuu davou sprechen kann, daß
tatsächlichein Widerruf erfolgt nnd an den ganzen Angaben keiu wahres Wort sei.

Dauu, meine Damen nnd Herren, »lochte ich noch einiges zu den vorliegende!!Anträgen
der Fachausschüsse bemerken.

Zu dem Antrage Drucksache 61 müssenwir insbesonderewünschen,daß wir im nächsten
Provinziallaudtag, wenn uus der Bericht gegeben wird, hierzu Stellung »ehmen. Dem Prouinzial-
ausschuß »lochte ich die Mnhuuug mit auf den Weg gebe», die Anregungen des vorige» Provinzial-
lnndtages zu dein Antrage der Unabhängige» sozialdemokratischen Partei nach tarifmäßiger Ent¬
lohnung der Fürsorgezögliugebei der Beratung dieses Antrages zu beachten Wenn nach diesem
Antrage verfahren wird, wird sich ohne weiteres ergebe», daß zum miudesteu dieser Autrag bereits
durch den von uns im vorigen Provinziallandtag angenommenenAntrag gedeckt ist.

Zu deni Antrage 62 möchte ich bemerken, daß wir hier in etwa eine Erweiterung wünschen.
Es ist hier gesagt worden: „Ist ein Fürsorger ohne Bekenntnis nicht zn ermitteln, so soll eine
andere geeignete Person nach Anhörung des Ausschusses für Nrbeiterwohlfahrt bestellt werden"..
Hierzu möchte ich, auch wohl im Einverständnis mit der sozialdemokratischeu Partei, bemerken,daß
die Iugendfürsorgestellcnund Iugeudfürsorgeansschüsseder freien Gewcrkschaftskartellc hierbei berück¬
sichtigt werden mögen. Die freien Gewerkschaftenhaben in ihren Iugeudkartelle» und Iugend-
schutzkommissioncu.eine Beteiligung an der Ingendfürsorge und iusbesouderean der Fürsorgeerziehung
auch bereits zugesagt. Hier in Düsseldorf arbeitet diese Jugendfürsorge tatsächlichbereits mit der
polizeilichen Jugendfürsorge Hand iu Hand; es werde» dort auch bereits die Prüfuugsmllc erledigt.
Ich möchte also wünschen, — und ich glaube annehmen zu dürfen, daß die sozialdemokratische Fraktion
hiermit ohne weiteres einverstandenist —, daß diese Institutionen hierbei ebenfalls gehört werden,
iusbesoudere,uachdcmsie nun iu etwa zentralisiert werden und sie insbesonderehier für unseren
Bezirk Rheinland und Westfalen eine Zentralstelle bei dem Bezirksausschuß des Allgemeinen
deutschen Gewerkfchciftsbnnoes in Düsseldorf erhalte» werden.

Des weiteren, meine Damen und Herren, habe ich noch auf die Schwierigkeitender Ent¬
lassung von Fürsorgezüglingen hinzuwciseu, die insbesonderedann zu verzeichnensind, wen» es
sich darum handelt, daß Fürsorgezöglingewider den Willen der Anstalt die Fürsorgeaustalt verlasse»
haben. Dann wird in der Regel im Interesse des Prestiges der Anstalt geltend gemacht, daß,
ehe zu der Frage der endgültige» oder versuchsweisen Entlassung Stellung genommenwerden kaun,
immer erst der betreffendeFürsorgezöglingin die Anstalt zurückgebracht werden soll. Die Aufrecht¬
erhaltung der Disziplin in den Anstalten in allen Ehren; ich kann auch in etwa diesen Stand¬
punkt vertreten. Aber man sollte sich meiner Auffassungnach auf diesen Standpunkt nicht prinzipiell
festlegen, denn, wenn man in Fragen der Jugendfürsorge Prinzipienrciterei treibt, ist meiner
Umfassung nach das Wohl des Kindes iu fehr vielen Fällen in Gefahr. Aus diesem Grunde
wünsche ich, daß man in dieser Beziehung »icht allzu straff an derartigen Prinzipien festhält.
Ich möchte hier nur kurz ein Beispiel anführen.

Ein Mädchen wird während der Abwesenheitdes Vaters im Kriege in Fürsorgeerzie¬
hung gebracht, weil sich die Mutter uicht genügend um das Kind kümmert. Dieses Kind
hat eine gute Führung in der Anstalt. Der Vater hat, nachdemer zurückgekommen war, ein
begreiflichesVerlangen, sein Kind wieder in seinem Hanshalt zu haben. Gegen die Eltern
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selbst ist »ach Angabe der Verwaltung nichts einzuwenden, und das Kind hat sich gnt geführt.
Trotzdem ist das Kind nicht entlassen worden. Nachdem die Gesuche des Vaters wiederholt
abgelehnt worden sind, greift dieser Maun zur Selbsthülfe. Er holt sich das Kind aus der Anstalt
fort und bringt es nicht mehr zurück. Das ist von einem Vaterherzen meiner Auffassungnach
zu verstehen, weil doch tatsächliche Gründe für die Vorenthaltung des Kindes nicht gegeben sind.
Auch im Interesse der finanziellenEntwickelungder Provinz muß man wünschen,daß solche Zurück-
behaltungen in der Fürsorgeerziehungnicht Platz greifen. Nun kommt das Tragikomische:Der
Vater wird wegen widerrechtlicher Befreiung seines Kindes verurteilt. Das Kiud erklärt: Ich gehe
nicht mehr in die Anstalt zurück ^ trotzdem es gute Führung in der Anstalt gehabt hat, was
nicht bestritteu werden kann —, ich gehe lieber in den Rhein. Und nun muß sich dieses Kind
versteckt halten, um nicht wieder mit polizeilicherHilfe in die Anstalt zurückgebrachtzu werden
Können Sie es einem Vater oder einer Mutter verdenken,daß sie dieses Kind, das nicht mehr
in die Anstalt zurück will, nicht mehr zurückbringen wollen? Wenn man nur das Wohl des Kiudes
im Auge hat, kann ich hier gar keine andere Lösung finden, als die, daß man hier eben den
Buchstaben fallen lassen muß. (Sehr richtig! links.) Im Interesse des Kindes kann man den
Buchstaben hier nicht mehr gelten lassen. Das Kind ist schon längere Zeit aus der Anstalt fort.
Wenn es jetzt nach einer so langen Abwesenheitzurückgebrachtwürde, würden erst die anderen
Kinder in der Anstalt aufmerksam, und der Gedanke an eine mehrwöchige Freiheit könnte auf die
Kinder schädigendwirken, die in der Anstalt untergebracht sind. Das möchte ich im Interesse
der logischen Erziehung und des Wohles der Kinder geltend machen.

Des weiteren möchte ich bei dieser Gelegenheit erklären: Man sollte endlich dazu über¬
gehen und unter die Fürsorgeerziehnngskosten,die von den Erziehungsberechtigtenoder Verpflichteten
beizutreiben find, insoweit einen Strich macheu, als es sich nm Kosten handelt, die hinter dem
Jahre 1918 oder 1919 zurückliegen. Meiner Auffassung nach kostet es viel mehr Verwaltungs-
tosten, die Ueberschreibungder Reste aus diesen Jahren noch weiter fortzusetzen. Was mich ins¬
besondere dazu bewegt, das hier anzuregen, ist die Tatsache, daß in sehr vielen Fällen gerade diese
Fürsorgeerziehnngskostenaus Anlaß der Verwahrlosung infolge des Krieges, aus Anlaß dessen, daß
der Vater dem Kinde entzogenworden ist, verursachtwurden. Das veranlaßt mich in erster Linie,
zu verlangen, hierunter endlich von Seiten der Verwaltung aus einen Strich zu machen. Wenn
es sich um begüterte Eltern handeln würde, würde in der langen Zeit der Betrag, der zn erstatten
ist, schon längst beigetriebenworden sein. Es kommen also hier nur minderbemittelte Kreise in
Frage. Selbst wenn einige Eltern darunter fallen könnten, deren Kinder nicht aus dem besonderen
Anlasse des Krieges in Fürsorgeerziehunggekommen sind, müßte nach meiner Auffassung hierunter
ein Strich gemacht werden. Die Verwaltung hat zugesagt, daß, wenn es sich um Kriegsteilnehmer
handelt, die Beitreibung nicht erfolgen soll. Aber es ist nicht zu vermeiden, daß tatsächlich ver¬
sehentlich — ich will dies zu Gunsten der Verwaltung ausdrücklich sagen — auch noch Kriegs¬
teilnehmer heute noch mit der Beitreibung dieser Kosten bedacht werden.

Dann, meine Damen und Herren, noch einige wenige Worte zu der Frage der Unter¬
bringung in Fürsorgeerziehungselbst. Ich weiß, daß leider wir hier in der Prooinzialverwaltnng
nicht dafür zuständig sind, wie die Kinder in der Fürsorgeerziehunguntergebrachtwerden, sondern
daß das Aufgabe der Gemeinden,Aufgabe der Gerichte ist. Aber es muß an dieser Stelle, damit
es in die Öffentlichkeit dringt, gesagt werden, daß wir ganz entschieden Protest dagegen einlegen
müssen— was übrigens gestern auch bereits von meiner KolleginBecker vorgebrachtworden ist —,
daß Fürsorgezöglinge, wenn sie aus dem Elternhause abgeholt werde», wie Verbrecher über die
Straße transportiert werden. Dagegen müssen wir schärfstenEinfpruch erheben. (Abgeordneter
Hoffmann: Sehr richtig!) Mir ist ein Fall bekannt geworden, wo zwei Kinder im Alter von
12 und 13 Jahren mit einem Aufgebot von sechs Schutzleuten aus der Wohnung geholt wordeu
sind. Derartige Zustände sind so empörend,daß sie öffentlichgegeißeltwerden müssen. Ich weiß,
das gehört nicht zur Zuständigkeitder Provinzialverwaltung. Aber hier soll es gesagt werden, um
insbesonderedafür zu sorgen^ daß durch diese öffentliche Erörterung die ausftthreuden Organe —
wir haben ja eine Reihe Oberbürgermeisterund Bürgermeister hier, denen die Polizeiorgane uuter-
stehen — Anweisungentreffen, daß solche skandalöse Behandlungen nicht Platz greifen. Ich möchte
hinzufügen: Es handelt sich um einen Fall von Duisburg, damit sich auch der betreffendeOber¬
bürgermeisterdies zur Notiz nehmenkann. (AbgeordneterHoffmann: Sehr richtig!)

31
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Meine Dameu und Herreu! Damit glaube ich in Kürze das gesagt zu haben, was ich
im Interesse der Sache noch für notwendig hielt. Ich glaube nicht zu weit gegangen zu sein.
Ich wünsche, daß diese Anregungen auf fruchtbaren Boden falle» und insbesondere hierdurch erreicht
werden möge, daß wir in Zukunft einen besseren Geist in den Fürsorgeerziehuugsangelegeuheiten
zu verzeichnen haben, (Beifall links,)

Stellvertretender Vorsitzender Ulleubaum: Meiue Damen uud Herren! Nachdem Herr
Abgeordneter Hauck mit Zustimmung des Ältestenrates die gestern schon besprochene Materie über
Züchtigung der Fürsorgezöglinge nsw, hier wieder aufgerollt hat, erkläre ich die Besprechung über
diesen Pnntt wieder für eröffnet. Den nächstfolgenden Rednern muß ich jetzt unbedingt auch das
Recht einräumcu, das der Aeltestenrat dem Herrn Abgeordneten Hauck eingeräumt hat.

Ich möchte aber die Redner bitten — es haben sich eine ganze Reihe gemeldet — sich
möglichst an die Tagesordnung zu halten, damit wir auch unsere Tagesordnung erledigen können,
(Abgeordneter Funk: Wenn der noch darüber reden durfte, reden wir alle darüber!) Das habe
ich doch gesagt. Ich habe ausdrücklich erklärt: Nachdem Herr Abgeordneter Hauck darüber
gesprochen hat, eröffne ich die Besprechung über diesen Punkt wieder. Jeder Redner hat das Recht,
über diesen Punkt jetzt auch wieder zu reden. Deutlicher kann ich doch nicht sein.

Das Wort bat Herr Landesrat Geheimrat Schmidt.
Geheimrat Schmidt: Meine Damen und Herren! Der Herr Abgeordnete Hauck hat

ein so großes Programm über eine Reihe von Dingen, von denen viele die Provinzialverwnltung
überhaupt nichts angehen, entwickelt, daß es mir unmöglich ist, zur Stunde darauf einzugehen. Ich
kann einstweilen nur die beiden schon gestern geschilderten Fälle Heerdt uud Kaiserswerth behandeln.

Wenn ich mit Heerdt. anfangen darf, fv hat Herr Abgeordneter Hauck seiu Erstaunen
darüber ausgesprochen, daß der Herr Landeshauptmann auf dem Staudpunkt steht, der Anstalt
das ihr bisher geschenkte Vertrauen nicht entziehe» zu küuueu. Ich erkläre hiermit, daß dieser
Standpunkt des Herrn Landeshauptmanns auch heute noch der gleiche ist.

Der Herr Abgeordnete Hauck sagte: Herr Geheimrat Schmidt hat zugeben müssen, daß
in der Anstalt geprügelt wird. Ja gewiß, es ist mir niemals eingefallen, das zu bestreiteu. Der
Geheimrat Schmidt hat nichts anderes behauptet, als daß in der Anstalt nach Maßgabe der in
der Anstalt geltenden, von den maßgebenden Instanzen genehmigten Straforduuug körperlich gezüch¬
tigt wird. (Abgeordneter Hoffmnnu: Die ist aber mittelalterlich!) — Herr Abgeordneter Hoff-
mnuu, das ist eine andere Frage; wir befchäftigen uns ja nächstens noch mit der Frage, ob die
körperliche Züchtigung aufrecht erhalte» werde» foll oder nicht, — Etwas anderes hat der Geheim¬
rat Schmidt absolut uicht behauptet. Er hat uur behauptet und diese Behauptung hält er auf¬
recht, daß diese körperlichen Züchtigungen in durchaus maßvoller und würdiger Weise vor sich
gegangen sind, und daß bei diesen körperlichen Züchtigungen nichts vorgekommen ist, was über die
Vorschriften hinausging. Er hat behauptet, daß niemals die Mädchen festgehalten worden sind,
er hat bestritten, daß zwei, drei oder gar vier Personen dabei gewesen, daß 25 Schläge gegeben
worden seien, daß die Mädchen solange Hiebe bekommen hätten, bis sie keinen Laut mehr von sich
geben konnten, alles das hat der Geheimrat Schmidt bestritten und bestreitet es noch heute. (Abge¬
ordneter Huffmnnn: Beineis?) Kommt gleich. Und der Gehcimrat Schmidt hat weiter bestritteu,
daß die Schlage auf das nackte Gesäß gegeben worden seien und daß fingerdicke Striemen fich
nachher auf dem Gesäß gezeigt Hütten. Diese Bchauptuugeu hält er aufrecht, Uud der Beweis?
Nun, ich habe Ihueu ja gestern gesagt: Zunächst — ich will aber darauf gar kein großes Gewicht
legeii — hätte doch die Anfchnldiqeriu zuerst ihren Beweis erbringen muffen (Abgeordneter Kra-
""l^li Sehr richtig!); ihre Behauptung ist noch kein Beweis. (Abgeordneter Krawinlel: Sehr
richtig Abgeordneter Hanck: Unser Brief ist doch ein Beweis!) Ach, nun bin ich aber baff.
(Velterteit. Abgeordneter Hauck: Durch diesen Zeugen beweifen wir, Herr Geheimrat; das ist eine
luristlsche Logik!) Ich will auch gänzlich außer Betracht lassen, daß die Ordensschwestern alle diese
Auschuldigungeu auf das entschiedenste bcstreiten. Hier steht alfo Mann gegen Mann oder sagen
wir besser: ein Zögling gegen soundsoviel Ordensschwestern. Wenn wir einmal Jurisprudenz treiben
solle!, Herr Abgeordneter Hauck, so sage ich: Non liquet! Aber ich führe den Gegenbeweis durch
die Aussage^ der Lehrerin. Ich kann die Aussage im Augenblick nicht finden, aber sie sagt aus-
drüetlich: ,«l, bin mehrere Male zugegen gewesen, ich habe die Ruhe und Würde der Oberin
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bewundert, es sind niemals mehr als 4 oder 5 oder 6 Schläge verabreicht wurden. Sie sagt
wörtlich an einer anderen Stelle: Wenn behauptet wird, daß die Mädchen hinterher nicht mehr
auf ihren Bänken hätten sitzen können, so ist das geradezu lächerlich. Ist das kein Gegenbeweis?
(Abgeordneter Hoffmann: Nein, ein ganz kläglicher! Heiterkeit.» Ich danke Ihnen sehr. Die
vier Aerzte sagen (AbgeordneterReese: Das ist auch kein Gegenbeweis!) . . . Na, mm muß ich
die Anssage des einen doch vorlesen (Abgeordneter Hauck: Die sind ja mitschuldig, weuu sie das
nicht gemeldethaben!):

„Ich bin seit etwa 11 Jahren, unterbrochen durch die Kriegsjahre, wo ich im Felde
war, im Krankenhaus tätig. Während dieser ganzen Zeit sind mir unendlichviele Zöglinge der
Erziehungsanstalt durch die Hand gegangen. Ich untersuche die schulpflichtigen Zöglinge in regel¬
mäßigen Abständenvon vier Wochen, sämtlich nackt, und habe niemals das geringste wahrgenommen,
was auch uur entfernt auf eine Mißhandlung hätte schließen lassen. Ab und zu, namentlich vor
längereu Jahren, als in der Schule eine etwas strenge Lehrerin war, habe ich an dem Gesäß des
einen oder anderen schulpflichtigen Zöglings (Zurnf: Mädchen?) festgestellt,daß dasselbe Schläge
bekommen hatte". (Zuruf links: Sehen Sie, daß es richtig ist!) Meine Damen und Herren, es
handelt sich um die Schule; die geht uns nichts an. Es heißt hier weiter: „Die großen Mädchen
nntersuche ich uicht iu regelmäßigenZeitabständen, sie kommen mir aber zahlreich vor die Augen.
Ich bin wöchentlich an zwei ganzen Vormittagen in der Anstalt uud möchte meinen, daß ich in
der Woche durchschnittlich7 schulentlassene Mädchen in Behandlung bekomme. Da sehr häufig
Uuterleibsbeschwerden und Magen oder Darmsachen vorliegen, so sehe ich diese Mädchen oft unbe¬
kleidet bis zur Hüfte, oft natürlich auch ganz. An diesen Mädchen habe ich niemals Zeichenvon
einer stattgehabten Mißhandlung entdecken können, auch nicht von einfachenSchlägen, Auf die
Frage, ob die Mädchen, weuu fie, wie es in der Rede der Frau Abgeordnete«Christmann heißt,
fingerdickeStriemen an dein Gesäß gehabt hätten, nicht den Weg zu mir gefunden und mir nicht
ihre Beschwerde vorgetragen haben würden, erwidere ich: Das ist ganz sicher so. Die Mädchen
kommen wegen jeder Kleinigkeit zu mir uud klagen mir alle möglichen Dinge. Ich würde von
stattgehabten Mißhandlungen oder von unzulässigenÜberschreitungen des Züchtignngsrechts unbe¬
dingt etwas, sei es direkt oder indirekt, haben wahrnehmen müssen. (AbgeordneterReese: Er war
doch im Felde, das haben Sie doch selbst vorgelesen! AbgeordneterHoffmann: Sicher, das war
vorher uud nachher!) Darf ich einmal fragen: Meine Herren, treiben Sie Scherz mit mir? (Abge¬
ordneter Hoffmann: Nein, das ist juristische Logik!) Gut! dan« will ich die Aussage des Arztes
vorlesen, der in der Kriegszeit dort tätig war: „Ich bin seit 20 Jahren als leitender Arzt der
Franenabteilnng im Krankenhaus zu Hcerdt tätig, war aber während der Kriegsjahre, als die
übrigen Aerzte im Felde standen, einziger Arzt, also nnch für die inneren Krankheiten und für die
Chirurgie. In dieser laugen Reihe von Jahren sind mir außerordentkichviel Zöglinge durch die
Hände gegangen. Ich habe niemals das geringstebemerkt, was auf eine ungehörige Behandlung
hätte schließen lassen. Im Gegenteil, die Behandlung der Zöglinge war eine glänzende nach jeder
Richtung hin, und der Ernährungsznstand der Zöglinge war, wie ,ch daraus, daß ich die sämt¬
liche» Zöglinge im Anfang des Krieges geimpft habe, mit Sicherheit festgestellthabe, ein ausge¬
zeichneter. Vorkommnissewie die von der Frau AbgeordnetenChristmann geschildertenhätte ich
ganz sicher ans irgend eine Weise mittelbar oder unmittelbar wahrnehmen müssen. Als die Revo-
lutiou kam, wollten die Mädchen überhaupt nicht aus dem Hause heraus. Die Schwester Buna-
Ventura — das ist die angegriffene— halte ich nach meiner Kenntnis der Dinge der ihr zur Last
gelegten Verfehlungen nicht für fähig". Der Arzt, der da während des Krieges im Felde war,
hat einen Schwiegervater, der ihn während des Krieges vertreten hat. Dieser Schwiegervater ist
ein ernster älterer Herr und da sagt der Arzt:

„Während der Kricgszeit bin ich. wie ich noch nachträglichbemerken möchte, vertreten
worden von meinem Schwiegervater, dem Dr. Soundso, Ich habe mit diesem über die gauzc
Angelegenheit eingehend gesprochen,und hat er mir erklärt, daß auch er niemals in dem Hanse
etwas Ungehöriges wahrgenommenhätte. Sein Urteil über das Haus und das Personal, nament¬
lich über die Oberin, deckt sich ganz mit dem meinigeü".

Ich glaube, ich habe so das Gefühl, ich könute hiermit Heerdt verlassen. (Lebhafte Zu¬
stimmung rechts. AbgeordneterReese: Es kann auch nichts Gutes mehr dabei Heranskummen!
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AbgeordneterHuffmann: Ein Disziplinarverfahren gegen die Aerzte und die Schwestern wäre am
Platze gewesen;sie sprechen alle pro äuuw, auch als Zeugen!)

Nun komme ich ans den Fall Kaiserswerth, und da weiß ich uicht, ob der Herr Abge¬
ordnete Hauck seiner Fraktionsgenossin Christmann einen besonderenGefallen dadurch getan hat,
daß er das hier noch einmal vorgebrachthat,

Herr AbgeordneterHauck, das Protokoll, das ich Ihnen zur Verfügung gestellt habe ist
nicht dasjenige, ans das sich meine Behauptung, daß in der Anstalt Kaiserswerth seit 21 Iahreu
noch kciu Schlag gefallen ist, auch nicht gegen dieses Mädchen, gründet. Meine Behauptung, daß
das Mädchen nicht geschlagen worden ist, gründet sich vielmehr auf die mir von dem Mädchen
selbst wiederholt abgegebene Vcrsicheruug. (Hört! Hört! rechts.) Ich habe gestern wörtlich vorge-
tragen: Auf meine Frage an das Mädchen: Sage einmal, Kind, bist dn jemals hier geschlagen
worden? Antwort: Nein! Mein Kind, hast du jemals gesehen, daß hier jemand geschlagen
worden ist? Antwort: Nein! (Hört! Hört! rechts.) Heute vor vier Wochen, als der Minister
mit seinen Raten vor dem Mädchen saß nnd es noch einmal gefragt worden ist, da hat es
wiederum erklärt: Neiu, niemals bin ich geschlagen worden! (Hört! Hört! rechts.)

Aber noch eiu anderes, Herr Abgeordneter Hauck. Ich habe Ihnen ein Protokoll zur
Verfügung gestellt, und dieses Protokoll werde ich jetzt verlesen; es lautet:

„Es erscheint Frau Soundso, Mutter des Mädchens" — nud zwar erschien sie 14 Tage
vor Weihnachten, nm in Angelegenheitenihrer Tochter in Kaiserswerth vorstellig zu werden —
und erklärt: „Wenn von der Frau Abgeordneten Christmann in Berlin vorgetragen worden ist,
daß meine Tochter durch einen Herrn nebst einer Freundin nach Berlin gelockt worden sei, wenn
ferner vorgetragen worden ist, daß der Herr meine Tochter hinausgewurfeu habe, als er ihrer
überdrüssiggeworden sei, wenn endlich vorgetragen ist, daß meine Tochter dem Herrn, um nach
Hause fahren zu können, die Brieftascheentwendethat, so weiß ich nicht, wie die Frnn Christinami
dazu kommt". (Hört! Hört! rechts.) „Mein Mann hat allerdings sich an den Herrn Arbeiter¬
sekretär Hauck gewandt und ihm die Sache erzählt (Hört! Hört! rechts); „diese Sätze hat er ihm
aber nicht mitgeteilt" (Erueute Rufe: Hört! Hört! rechts), „denn davon wissen wir nichts. Wir
wissen zn Hanse nur, daß unser Kind Ende April oder Anfang Mai heimlichdas Haus mit einer
Frenndin verlassen hat". — Stimmt wörtlichmit dem überein, was das Kiud mir anvertraut hat. --
„Sie sollte eine Stellung antreten, hat es aber nicht getan. Mein Mann nnd ich haben auch
nicht mitgeteilt, daß meine Tochter deswegen vier Tage strengen Arrest erhalten hat, weil ich sie
cm? dem Felde getroffen habe. Was die körperliche Mißhandlung anlangt, so hatte unsere Tochter
meinem Manne und mir nicht gesagt, daß sie körperlich mißhandelt worden sei, sondern mir haben
zwei Männer, die ich zufällig auf dem Felde traf, gesagt, daß die Mädchen in Kaiscrswerthmißhandelt
würden". (Hört! Hört! rechts.) Jetzt kommt der letzte Satz des Protokolls: „Als ich bei einem
Besuch in Kaiserswerth die Schwester Sophie fragte, ob Kinder dort geschlagenwürden, hat sie
mit Ja geantwortet". Das ist so bombensicherein Mißverständnis von der einen oder anderen
Seite, wie zweimal zwei vier ist, denn die Schwester Sophie, eine außerordentlich ernste Dame,
hat mir gesagt: Seit den 21 Jahren, wo ich hier im Hause biu, habe ich noch den ersten Schlag zu tun.

Meine Damen und Herren! Es gibt nur zwei Möglichkeiten: Entweder hat die arme
Mutter — ich nehme es ihr nicht übel — mit ihrem Manne den Herrn Abgeordneten Hauck
belogenoder mich. (Sehr gut! im Zentrum.) Dann beweist die ganze Geschichte Herr Abgeordneter
Hauck aber nur, wie außerordentlichvorsichtigman sein muß, ehe man sich auf die Tribüne des
preußischenLandtages stellt und solche Sachen vorliest. (Lebhafte Zustimmung bei den bürger¬
lichen Parte.en, Abgeordneter Hoffmcmn rnft: Schaffenwir die Prügelstrafe ab, dann hört das alles auf!)

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat der Herr Abgeordneter
Neueudorff.

AbgeordneterDr. Neueudorff: Meine Damen und Herren! Ich gehe auf das, was
der Herr AbgeordneteHauck hier ausgeführt hat, nicht ein. Nachdem wir gestern von allen Seiten
des Hauses, auch von der Linken, gehört haben, daß die Verhältnisse in den Fürsorgeanstalten
heute durchaus befriedigend sind, habe ich nicht das Bedürfnis, hier auf einen Fall einzugehen,
der sich vor so und soviel Jahren zugetragen hat, weil ich beim besten Willen nicht einsehen kann,
wem zu Nutz nud Frommen diese Erörterung dienen soll, und weil ich auch nicht glaube, daß
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etwas richtiger wird, wenn es so und so oft wiederholt wird. Ich will mich also nicht mit der
Vergangenheil beschäftigen,sondern mit der Zukunft. (Abgeordneter Hoffmnnn: Fort niit der
Prügelstrafe!)

Wir habcu von der Arbeitsgemeinschaftaus zum Etat der Fürsorgeerziehungsaustalten
den Antrag gestellt, den Titel III 8 für Kirchen- und Schulbedürfnisse,Bibliothek, Unterhaltung
und Belehrung zu verdoppeln. Der Antrag ist hier schon von unserem Fraktionsreduer vorgebracht
und rechtzeitig gestellt worden, ist aber leider durch ein Versehen des Büros nicht an die Fach¬
kommission gekommen. Ich bitte Sie recht dringend, trotzdem den Antrag zu berücksichtigen und
mir zu gestatten, ihn ganz kurz, aber wirklich kurz, 'zu begründen.

Die Mehrfordernng soll dazu dienen, die Förderung der Leibesübungen nachhaltiger zu
betreiben. Die Leibesübungensind nicht nur eiu Mittel, um unsere Jugend gesunder und kräftiger
zu machen, sondern wir sehen in ihnen auch ein außerordentlichwichtigesErziehungsmittel. Das
erkeunt heute nicht nur die Schule, sondern in immer weiterem Umfange auch die Iugeudpflcge
auf allen Seiten. Nachdemdie deutsche Turnerfchaft seit hundert Iahreu auf den Leibesübungen
ihre Jugendpflege aufgebaut hat, haben auch die Arbeitervereinesich der Leibesübungenangenommen
und den Arbeiterturnerbund gegründet. Heute ist ja auch die konfessionelle Jugendpflege den
Leibesübuugeu außerordentlichgutgesinnt. Ich darf nur au die vorzüglichgeleitete „Iugcudkraft",
der katholischen Iugendvereine erinnern. Wir sind überzeugt, daß Leibesübungen auch bei der
Fürsorgeerziehungeine große Rolle spielen sollten, vielleichtnoch eine größere, als sie heute schon
spielen. Wir sind der Verwaltung außerordeutlichdankbar, daß sie das auch erkannt und manches
getan hat, um die Leibesübungenzu fördern. Wir möchten aber wünschen,daß diese Förderung
in noch etwas schnellerem Tempo geschieht. Ich habe mir sagen lassen, daß keine der vier Fürsorge-
erziehungsanstalten eine Turnhalle besitzt. Nur zwei der Anstalten besitzen, wie ich höre, einen
ordentlichenSpielplatz; zwei andere dagegen nennen das, was sie besitzen,eine Art Behelfsplatz.
An Geräten fehlt es vielfach. Gin Pferd und eiu Bock z. B., die man für deutschesTurnen
nicht entbehren kann, besitzt keine der vier Anstalten; sie konnten wegen der hohen Kosten nicht
beschafft werden. In Euskirchen,einer Anstalt, die doch 320 Zöglinge hat, gibt es au Geräte»
nur Spiel- und Sprunggeräte; also nicht einmal ein deutsches Reck und ein deutscher Barreu sind da.
Alles in allem, wir sollten hier mehr Mittel zur Verfügung stellen, damit die Anstalten in der
Lage sind, auch wirklich fachgemäß zu arbeiten, denn darauf kommt es an. Nicht durch Förderung
des Sports irgendwie — gegen Sportübertreibungen sind wir auch durchaus —, sondern nur
durch sachgemäße» Betrieb des Turnens können wirklich die Segnungen entfaltet werden, die in
ihnen stecken. Wir wünschen,daß nicht nur Geräte beschafft weiden, sondern daß auch für die
Turnkleidung der Zöglinge mehr getan wird, daß auch Mittel zur Abhaltung von jährlichenTurn¬
festen zur Verfügung stehen. -

Darum möchten wir Sie bitten, dem zuzustimmen,daß die Etatsposition III « verdoppelt
wird. Im ganzen des Etats ist das eine Kleinigkeit, aber im einzelnen kann damit viel Segen
geschaffen werden. (Lebhafter Beifall.)

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat Frau AbgeordneteNiedieck.
Abgeordnete, Frau Niedieck: Meine Herren und Damen! Es ist mir, da ich monate¬

lang krank gewesenbin, ärztlicherseits untersagt worden, während dieser Tagung überhaupt das
Wort zu ergreifen. Infolgedessenmuß ich mich mit dem, was ich sagen möchte, sehr beschränken.
Ich könnte zn dem, was der Herr AbgeordneteHauck vorgebrachthat, recht viel sagen; ich will
das aber anderen überlassen. Da ich aber die einzige anwesendePerson bin, die aus eigener
Kenntnis über die Tätigkeit der Fürsorgevereineberichte» kann, möchte ich eines, was Herr Abge¬
ordneter Hauck hier behauptet hat, nicht unwidersprochenin die Welt Hinansgehen lassen, daß
nämlich die katholischen Fürsorgevereine einer ihrer Hauptaufgaben darin sähen — so war der
Sinn, der genaue Wortlaut ist mir entfallen -, die Kinder der Fürsorgeerziehung zuzuführen.
Das genaue Gegenteil ist der Fall. Ich bin 15 Jahre Vorsitzendeeines katholischenFürsorge-
Vereins gewesen nnd weiß, daß wir uns unendlich darum bemüht haben, die Kinder vor der Fürsorge¬
erziehung zu bewahren. (Sehr gut! im Zentrum. AbgeordneterHoff: Frau Niedieck, da kann ich
Ihnen das Gegenteil beweisen!.)

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat die AbgeordneteFräulein Otto.
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AbgeordneteFräulein Otto: Die ganze Debatte wäre nicht notwendig gewesen nnd würde
nie wieder vorkommen, wenn die Männer der Rechten sich einmal dazu entschließenkönnten, die
Prügelstrafe aus unseren Provinzanstalten zu beseitigen. Aber wir haben es in den Kommissions-
berat,ungen gesehen und sehen es immer wieder, daß die Männer in ihrer Gesamtheit sich davon
noch nicht loslösen können. Ich möchte deshalb an die Frauen des Landtages die Bitte richten,
daß sie in ihren Kreisen überall dafür wirken, daß auch die Männer in ihrer Gesamtheit sich
einmal dazu entschließe», dieses entehrendeZüchtigungsmittel aus den Provinzanstalten verschwinden
zu lassen. Wir Frauen sollen ja Bahnbrecher der Kultur sein und sollen vor allen Dingen das
versöhnende Element in der Politik und im öffentlichen Leben darstellen. (Sehr gut! links.) Man
kann über die Wirkung der Prügelstrafe sehr geteilter Meinung sein. Auch als Erinnerung an
Begangenes wird die Prügelstrafe niemals zur Besserung beitragen, sondern sie wird immer das
Innenleben in ungünstigerWeise beeinflussen. Wir sollen dafür eintreten, daß namentlichFürsorge-
inspektoren angestellt werden, die die Fürsorge beaufsichtigen und die Interessen der Fürsorgezöglinge
wahrnehmen. Wir Frauen, ob Mütter oder nicht, sollen unsere Ehre dareinsetzen,daß in der
kommenden Kulturepocheder. Mensch als Mensch gewertet und mit einem System aufgeräumt wird,
das man in der Geschichte als ein entehrendes bezeichnen muß.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat Frau AbgeordnetePlnm.
Abgeordnete Frau Plum: Meine Herren und Damen! Was mich veranlaßt, noch zu

diesem Punkte zu sprechen, ist das eine, daß Frau Niedieck sagte, man solle dafür forgen, daß den
Kindern etwas anderes gegeben werde, sodaß es nicht nutwendig würde, sie in die Fürsorge¬
erziehung zu bringen. Darin könnte man ihr ja Recht geben, und man muß ihr recht geben. Aber
die heutigen wirtschaftlichen Verhältnisse tragen sehr viel, ja das meiste dazu bei, daß wir heute
diese Kinoer in der Fürsorgeerziehunghaben. Das zeigt auch der Lebenslauf des Mädchens, der
uns gestern geschildertwurde. Das zeigen die Ausführungen, die der Herr Landesrat Schmidt
machte. Er führte an, daß das Mädchen zuerst das Geld für die Brötchen unterschlagenhabe und
dergleichen, und teilte über den Lebenswandelder Mutter mit, daß sie wegen Hehlerei mit 14 Tagen
Gefängnis bestraft worden sei. Er deutete auch an, daß sie es vielleichtzugegeben hätte, daß das
Kind das gemacht hat. Meine Herren von der Rechten und vom Zentrum, Sie haben dem
gestern so höhnischzngestimmt und damit Ihre Einwilligung dazu gegeben, daß das geschehen ist.
Aber »nenn in dieser Weise mit Ihren Kindern, sowohl mit Jungen wie mit Mädchen, verfahren
würde, daß sie für das geringste Vergehen in Fürsorge kämen, dann, glaube ich, wären 90°/«
Ihrer Kinder in Fürsorge, wogegen die Proletarierkinder draußen bleiben könnten. (Sehr gut!
bei den Kommunisten.)

Wenn uns die Vorlage zeigt, daß ein großer Prozentsatz weniger gezüchtigt worden ist
als vorher, so ist das vielleicht auf die Polemik zurückzuführen,die im vorigen Jahre in diesem
Hause geführt worden ist; vielleicht hat man in den Anstalten etwas davon angenommen, sodaß
es nicht mehr so ohne weiteres gemachtnnd so stillschweigend geduldet wird, wie es vorher in den
Anstalten gewesen ist.

Wenn Herr Landesrat Schmidt sowohl gestern wie heute gesagt hat, er könne den Gegen¬
beweis von dem, was Frau Becker und Herr Abgeordneter Hcmck gesagt haben, erbringen, so
müssen wir uns auch das eine sagen, daß schon in der Strafprozeßordnung festgelegtist: Wenn
sich einer selbst beschuldigenwürde, so kann er die Antwort verweigern. So ist es auch in den
Anstalten, denen aufgegebenwird, felbst festzustellen, wie die Kinder gezüchtigtwurden sind. Ob
da immer das richtige Resultat herauskommt, daran müssen wir nnch heute noch zweifeln. (Sehr
gut! bei den Kommunisten.)

Wir stehen grundsätzlich auf dem Standpunkte, daß das Züchtigungsrechtin den Anstalten
zu verfchwmden hat. Wenn die II a-Kommission in dieser Woche nicht einen so scharfenStand¬
punkt eingenommen hat wie im vorigen Jahre, so aus dem Grunde, weil uns Herr Landesrat
Schnndt erklärte, daß in der neuen Reichsjugendfürsorgeeine andere Methode eingefühlt werden
soll. Es war ein Vertreter der Zentrnmsfraktion, der sich überhaupt nicht dafür aussprecheu
konnte, daß da? Züchtigungsrechtabgeschafft wird; er sagte: es muß deni Zöglinge eine Erinnerung
bleiben für die tominenden Fälle, damit er es nicht nötig hat, nochmalsgezüchtigt zu werden. (Rufe:
Hört! Hört! links. Znruf: Das ist Pädagogik!) Aber ich glaube, meine Damen uud Herren,
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daß ein Fürsurgezögling es besser ni^ der Erinnerung behält, wenn ihm etwas Gutes und Liebes
erwiesenwird, als wenn er eine Züchtigung erfährt, (Sehr gut! links,) Su gut wie einige Au-
stnlteu ohne das Ziichtigungsrechtauskommen, müsseu es auch die andere» Austeiltenkönnen. Mit
Züchtigungen ist kein Meusch zu bessern,möge er auch anstatt 5 Jahre 25 Jahre in einer solchen
Anstalt untergebrachtsei». Auch dem verworfensten Menschenist eher mit Liebe uud Güte bcizn-
kommen,als mit Züchtigungen. Wir haben ja auch iu den gestrigenAusführungen gehört, daß
den Anstalten »och audere Mittel zur Verfügung stehen als nur gerade das Züchtiguugsrccht.und
ich glaube, daß sie davon ergiebigenGebrauch machen.

Dem Antrage der Fraktion der sozialdemokratischen Partei, daß auch Fürsorger für die
Kinder zu bestellen sind, die keiner Konfession mehr angehören, möchte ich mich voll und ganz an¬
schließen. Wenn in der Kommissionssitzung gesagt wurde, daß noch sehr wenig Personen angeben,
daß die Kinder keiner Konfession angehören, su glaube ich, daß man das auf gnuz bestimmte Gründe
zurückführenkann. Die Eltern denken vielleicht, sie würden ihr Kind schädigen, wenn sie sagten,
das Kind gehöre keiner Konfessionan, sondern sei religionslos. Wir haben das heiligste Recht, zu
verlangen, daß für solche Kinder ein Fürsorger bestellt uud ernannt wird, der die Ueberzeugungdes
Kindes hat 'nnd für sein leiblichesuud geistiges Wohl besser sorgen kann als diejenigen,die heute
noch von den Konfessionenbestellt werden. (Bravo! bei den Kommunisten.)

VorsitzenderDr. Zaires: Das Wort zur Geschäftsordnunghat Herr Abgeordneter Dr.
Wesenfcld.

Abgeordneter Dr. Wesenfeld: Ich beantrage Schluß der Debatte.
Vorfitzender Dr. Iarres: Es ist Schluß der Erörterung beantragt. Soviel ich sehe,

haben sämtliche Fraktionen Gelegenheit gehabt, das Wort zu nehmen, und sind auch zu Worte ge¬
kommen. Ich frage, ob der Antrag unterstütztwird. — Der Antrag ist genügend unterstützt. Zum
Wort gemeldet ist noch Fran Becke'r. Ich lasse abstimmen uud bitte diejenigenHerrschaften, die
dafür siud, daß die Erörterung geschlossenwird, sich zu erheben. — Es fehlt wieder ein Schrift¬
führer. "Herr Hauck, würden Sie die Liebenswürdigkeithaben, das Schriftführer«»'! wieder zu
übernehmen? Unter Umständen muß ausgezählt werden. — Ich bitte nochmals diejenigen, die
dafür sind, daß die Erörterung geschlossenwird, sich zu erheben. Ich glaube, daß das die Mehrheit
ist. Diese Feststellung wird nicht bestritten. Damit ist die Erörterung geschlossen. (Zuruf links:
Wird bezweifelt!) Ich habe weder einen Zweifel noch einen Widerspruch, gehört.

Ich lasse über die Punkte 14—17 zusammen abstimmen. Dazu sind zwei Anträge ge¬
stellt worden: Zur Drucksache 62 ein Antrag der Unabhängigen Fraktion, die Worte anzufügen
„oder freie Iugendtartelle", ferner zur 'Drucksache 64 ein Antrag der Arbeitsgemeinschaft,in den
Haushaltsplänen der Fürsorgeanstalten die unter III8 für Kirchen- und Schulbedürfnisseeinge¬
stellten Beträge um je 15000 Mark zwecks Anschaffungvon Turngeräten und Anlegen von Spiel¬
plätzen zu erhöhen. Ich lasse über diese Antrage zunächst abstimmen.

Ich bitte diejenigen sich zu erheben, welche für deu Antrag der Unabhängigen Fraktion
sind, bei Drucksache 62 die Worte anzufügen „oder freie Iugendtartelle". — Der Antrag hat die
Mehrheit des Hauses nicht gefunden.

Ich lasse dann über deu Antrag der Arbeitsgemeinschaft auf Erhöhung der Beträge unter
III 8 um je 15 000 Mark abstimmen und bitte diejenigen, die dafür sind, sich zu erheben.
— Das ist die Mehrheit.

Ich frage nunmehr, ob Bedenken sind, alle Nummern gleichzeitig zur Abstimmung zn
bringen. — Das ist nicht der Fall. Dann bitte ich diejenigen, die für die Annahme dieser Nummern
der Tagesordnung mit der eben beschlossenenAbänderungsind, sich zu erheben. Das ist die Mehrheit.

Meine Dameu und Herren! Wir haben uns eben im Aeltestenrat über die weitere
geschäftliche Behandlung unserer heutigen und der morgigen Tagesordnung unterhalten. Der
Aeltestenrat war einstimmig der Meinung, daß, wenn wir nicht eine gewisse Wirtschaftlichkeit in
die Erledigung unserer Tagesordnungen bringen, es ausgeschlossen ist, morgen und in den nächsten
Tagen fertig zu werden. Der Aeltestenrat schlägt Ihnen deshalb einstimmig vor, zu versuchen,
die heutige Tagesordnung nach Möglichkeitzu erledigen. (Widerspruchlinks.) Er hat sich dabei
überlegt, bei welchenPunkten wohl die Fraktionen das Wort ergreifen werden und bei welchen
Punkten dies nicht der Fall sein -wird. Er ist bei einer Reche von Punkten zu der Ansicht
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gekommen, daß, das Wort nicht »erlangt werden würde. Er schlägt zunächst vor, die Punkte 18 bis 23
wieder zu gemeinschaftlicher Verhandlung zu verbinden und dabei die Redezeit auf fünf Minute»
für jede Fraktion zn beschränken. Wer dafür ist, daß wir die Punkte 18 bis 23 unter Beschränkung
der Redezeit für jede Fraktion auf fünf Minuten zusammen erledigen,den bitte ich, sich zn erheben.
— Das ist die erforderlicheDreiviertelmehrheit.

Der Punkt 24 soll heute vertagt werden, um mit der morgigen Haushaltsberatnng
verbunden zu werde». Bei Punkt 25 und 26 nimmt man an, daß das Haus auf Erörterung
verzichten wird. Ich weiß nicht, ob auf die Berichterstattungverzichtet wird. Falls das der Fall
sein sollte, so könnten wir jetzt gleich darüber beschließen. (AbgeordneterHaas: Das kann doch
nnr der Berichterstatter selbst sagen!) Legt der Herr Berichterstatter Wert darauf, den Bericht zu
erstatten, oder verzichteter? (Abgeordneter Schäfer: Ich habe kein besonderes Interesse daran,
die Sachen vorzutragen. Die Angelegenheitensind in zwei Ausschüsse» geprüft worden!) Das
Wor't wird dazu nicht verlangt. Ich bitte diejenige»,die für den Antrag der Ausschüsse sind, sich
zu erheben. — Die beiden Punkte sind angenommen.

Bei Punkt 27 wird angenommen, daß dazu von der euren oder anderen Seite das Wort
gewünscht wird. Der Aeltestenratschlägt Ihnen uor, die Redezeit auf fünf Minuten zu'beschränken.
Wer dafür ist, den bitte ich, sich zu erheben. Ich muß eine Dreiviertelmehrheit haben. Darf
ich nochmals bitten? — Das ist die erforderliche Mehrheit. Dann wird hier die Redezeit auf
niuf Minuten beschränkt. ,

Bei den Punkte» 28, 29, 30 und 31 wird angenommen, daß keiner das Wort wünscht.
Falls die Berichterstatter auch das Wort nicht wünsche»sollten, können wir darüber abstimmen.
Da sich die Herren Berichterstatternicht zum Worte melden, nehme ich an, daß sie darauf verzichten,
und bitte diejenigen, die für Punkt 28 nach den Vorschlägen der Druckuurlage stimmen wolle»,
sich zu erheben. - Das ist die Mehrheit. Um dasselbe bitte ich bei P»ntt 29. Wer für
Puult 29 nach de» Anträge» der Ausschüsse stiimnen will, deu bitte ich, sich zu erheben. — Auch
das ist die Mehrheit. Ich bitte dann diejenigen, die zu Punkt 30 den Antrag der Ausschüsse
geuehmige» wolle», sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit. Ich bitte um dasselbe bei Puukt 31.
Wer dafür ist, den bitte ich, sich z» erhebe». — Auch das ist die Mehrheit.

Bei Punkt 32 nimmt der Aeltestenrat an, daß auf das Wort nicht allseitig verzichtet
werde» wird, und schlägt eine Redezeit von fünf Minuten vor. DiejenigenHerrschaften,die dafür
sind, bitte ich, sich zu erheben. — Das ist die erforderlicheDreiviertelmehrheit.

Dasselbe schlagt der Aeltestenrat bei Punkt 33 vor, indem er annimmt, daß auch hier
von einer Seite das Wort gewünscht wird. Er schlägt hier ebenfalls eine Beschränkung der Redezeit
auf fünf Minute» vor. Wer dafür ist, den bitte ich, sich zu erheben. Das ist die erforder¬
liche Mehrheit.

Bei Punkt 34 und 35 wird angenommeu, daß das Wort nicht gewünschtwird. Wenn
die Herren Berichterstatter auch darauf verzichte»wollen, was ich annehme, wenn sie den Wunsch,
zu berichten, nicht zum Ausdruck bringen — das ist nicht der Fall ^-, dann darf ich annehmen,
dasz wir darüber abstimme» können nnd bitte diejenigen, die für die Annahme des Punktes 34
sind, sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit. Dasselbe gilt bei Punkt 35. Ich bitte
diejenigen,sich zu erheben, die für die Anträge der Ausschüsse sind. — Das ist auch die Mehrheit.

Bei Punkt 36 nimmt der Aeltestenrat an, daß das Wort gewünschtwird, uud schlägt
eine Beschränkungder Redezeit ans fünf Minuten vor. Wer dafür ist, den bitte ich, sich zu
erheben. — Das ist die erforderlicheMehrheit.

Die Punkte 37, 38, 39 und 40 sind nach der Auffassung des Ältestenrats Punkte, wo
das Wort mcht gewünschtwird. Ich frage die Herreu Berichterstatter, ob sie dazu das Wort
wünsche».— Das ist nicht der FM. Dann lasse ich über die einzelnen Punkte abstimmen.

Abgeordneter Haas: Herr Vorsitzender,ich bitte zur Geschäftsordnungums Wort.
VorsitzenderDr. Zaires: Das Wort zur Geschäfsordnnnghat Herr AbgeordneterHaas.
Abgeordneter Haas: Ich möchte doch wünschen,daß die Annahme festgestellt wird, ohne

daß wir immer Stehauf-Männchen machenmüssen.
VorsitzenderDr. Iarres: Ich will Sie nicht zum Mänucheumachenveranlassen. Aber

die Geschäftsordnungschreibt eine gewisse Abstimmnngsart vor, nnd ich möchte Ihnen zn jedem
Punkt Gelegenheit geben, sich dafür oder dagegen zn erklären.
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Wird Widerspruch gegen Punkt 37 erhuben? Nach der Geschäftsordnungdarf ich nur
in bejahende»!Sinne abstimmen lassen. Wenn Widerspruch erhöbe» wird, muß ich mich an die
Vorschriften der Geschäftsordnunghalte», (AbgeordneterHauck widerspricht,) Herr Abgeordneter
Hauck, halten Sie Ihren Widerspruchaufrecht? Dann bitte ich diejenigen,die zu Punkt 37 den
Vorschlägenentsprechend abstimmenwollen, sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit,

Um dasselbe bitte ich bei Punkt 38. Wer dafür ist. den bitte ich, sich zu erheben.
— Die Mehrheit, ist festgestellt.

Um dasselbe bitte ich bei Punkt 39, Auch hier steht die Mehrheit fest.
Zu Punkt 40 bitte ich um dasselbe und stelle die Mehrheit und die Annahme fest.
Zu Punkt 41 bitte ich um dasselbe. Ich stelle die Aunahmc fest,
Bei Punkt 42 glaubt der Ausschnß die Redezeit auf fünf Minuten beschränken zu sollen.

Wer dafür ist, den bitte ich, sich zn erheben. — Das ist die erforderlicheMehrheit,
Zu Punkt 43 frage ich den Berichterstatter, ob er das Wort nehmen will. (Abgeord¬

neter I)l-, Dichgans: Nein!) Das ist nicht der Fall: Dann bitte ich diejenigen, die für unveränderte
Annahme find, fich von den Platzen zn erheben. — Die Vorlage ist angenommen.

Bei den Punkten 44—46 glaubt der Aeltesteurat, daß eiue Aussprache nötig sein wird,
uud schlägt vor, die Redezeit auf zehn Minuten für jede Fraktion zn beschränken und die Punkte
zusammenzufassen. Ich bitte diejenigen,die für diefe Beschränkungder Redezeit sind, sich von den
Sitzen z» erheben.

Das Wort zur Geschäftsordnunghat Herr Abgeordneter Haas.
AbgeordneterHans: Meine Dame» und Herren! Das Verfahren, das wir jetzt ein¬

geschlagen haben, ist für dieses Parlament etwas außergewöhnliches. Ich bin überzeugt, daß es
das erstemal war, daß der Aeltesteuausschußso verfahren ist. Ich mochte aber darauf hiuweisen,
daß wir, wenn wir die Tagesordnung bis morgen abend erledigen wollen, derartig verfahren
müsse». Ich möchte weiter darauf hiuweiseu. daß in den übrige» Parlamenten, iu deidStaats-
nnd dem Reichspllilament ein derartiges Verfahren sehr oft angewandt wird (AbgeordneterHoff¬
mann: Die kommen auch öfter zusammen!), und ich möchte hiuzufttgen, daß dieses Verfahren ein¬
stimmige Billigung im Aeltestenrat gefunden hat. Wir haben uns dort in der loyalsten Weise
Verständigt. Wir waren einstimmig der Meinung, daß so verfahren werden könnte, nnd ich hätte
gewünscht, daß auch die Mitglieder des Aeltestenrats vuu deu Linksparteien auf Grund der Ver¬
einbarung des Aeltestenrats fo gestimmt hätten, Danü wäre dieser Eindruck verwischtworden.
Wir haben gefragt: Hat es einen Zweck, zu dem Punkte zn reden, oder nicht? Da, wo eine der
Fraktionen reden wollte, habe» wir gesagt: Kontingentieren wir die Redezeit!, und da sind wir auf
'> oder 10 Minute» Redezeit gekommen. Das ist ein fehr loyales Verfahre»; damit kann man
einverstandensein, »ud ich hätte gewünscht,daß das auch geschehen wäre, Wir weiden bei der
morgigen Tagesordnung ähnlich verfahren muffen. Ich bitte dringend, das in den Fraktionen zu
besprechen,damit wir die Einmütigkeit des Aeltestenrntes anch im Plenum zum Ausdruckbringen.
(Abgeordneter Krawinkel: Bravo!)

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Das Wort znr Geschäftsordnunghat Herr AbgeordneterOrlopp.
AbgeordneterOrlopp: Meine Dame» und Herreu! Dieses Drangsaliere» einer Minder¬

heit, wie es jetzt beliebt wird, ist nach meiner Anffaffnng eines Parlaments unwürdig. Man hat
es ja in der Hand, daß man die Opposition überhaupt tot macht. Es muß mir doch letzten
Endes gestattet sein, meine widersprechende Haltung zn dem Antrage der Kommission auch in der
Oeffentlichkeit klar W lege». Wem, Sie soweit gehe» uud einfach darüber beschließen wollen, ob
noch zu eiuem Punkt gesprochen werden soll, so cntspHchtdas nach meiner Auffassung nicht der
Würde eiues Parlaments. Dann gehen Sie doch noch einen Schritt weiter: Dann lassen Sie uns
doch einfach zu Hause! Dauu sparen wir sehr viel Geld. Wir teilen Ihnen dann per Einschreibe¬
brief mit, wie wir uns zu deu einzelnenSachen stellen. (Sehr gnt! bei den Unabhängigen.)

VorsitzenderDr. Iarres: Zur GeschäftsordnnngHerr Abgeordneter Huffmann.
AbgeordileterHuffman»: Den Fraktionen war nicht die Möglichkeit gegeben, zu der

Vereinbarung des Aeltestenrntes Stellung zu uehmeu. Daher ist es auch erklärlich, weuu iu den
Fraktionen Mißstimmung herrscht. Herr KollegeHaas nnd sein Nebenmann haben selbst die unwür¬
dige Aktion, die hier vollzogenwird, eingesehenund dem auch Ausdruckgegeben. Die VerHand-
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luugru der gauzeu Tage sind su gepflugen wurden, daß uns nicht der Vorwurf gewacht werden
kann, wir gebrauchtendas Parlament zn irgendwelcher Obstruktion oder sonstigerOpposition; wir
haben hier rein sachlich beraten. Es geht auch nicht au, daß eine ordentliche Tagung, die im Jahre
einmal stattfindet, su mir nicht? dir nichts mit einem solchen Pensum von Arbeit belegt wird und
danu verpflichtet wird iu eiucr Woche fertig zu werden. Das können w>r fiir die Zukunft nicht
mehr mitmachen. Dadurch aber, daß die verschiedenste» Abgeordnete»sich in ihren Arbeitsplänen
festgelegt hatten und das Parlament heute besonders von der rechten Seite dieses Hanfes mißbraucht
worden ist, mnß eben zu dem Mittel gegriffen werden, die Einstellung der Verhandlungen in dieser
Form vorzunehmen. Jedenfalls ist das, was sich hier heute vollzieht, eine Knrrikatur der Demo¬
kratie, die wir für die Zukunft nicht mehr mitmachen, Wenn wir uns auch heute auf diesen Boden
gestellt haben, su müssen wir doch für die Zukunft verlangen, ^>aß sich auf alle Fälle das Parla¬
ment in der Vorarbeit und in der ganzen,Tagung su einstellt, das; eine urdentlichcBeratung bei
einer vernünftigen Arbeitszeit stattfinden kann. Su wie es jetzt hier ist, ist es für jeden Abgeurd-
ueten eiue Pferdekur, die iu Zukunft nicht mehr mitgemacliiwerden darf. Wir müfsen alle sagen,
daß der Modns, der hellte hier angewandt worden ist, nicht mehr fortgesetzt werden darf und daß
wir bei künftigen Tagungen in die schärfsteOpposition treten werden, wenn es sich su weiter vollzieht.

VorsitzenderDr. Iarres: Meine Damen uud Herren! Ich muß hier nochmals wieder
holen, was ich bei Beginn gejagt habe, daß diese Vurschläge, die ich Ihueu gemacht habe, auf
einem einmütigen Beschluß des Aeltestenrates beruhen. (Lebhafte Zustimmung. Ich hatte aller¬
dings den Eindruck, daß dieser Beschluß auch den einmütigenBeifall des Hauses finde, umsu mehr,
als die Vorlagen, die hier erledigt wurde» sind, meistens nicht mir iu einem Ausschusse,sunderu
iu mehreren Ausschüssensehr eingehend berate» wurden sind (Zustimmung.) »ud iu diese» Aus¬
schüsse« duch alle Fraktionell Gelegenheit hatten, ihre Meinung zu sage». Ich muh natürlich von
meinem Standpunkte als Vorsitzenderans den größten Wert darauf legen, daß hier im Hause keine
Knebelungder Aussprache stattfindet. Aber die parlamentarischeErfahrung, wenn auch nur geringer
Art, über die ich verfüge, lehrt mich duch, daß in der Tat iu sämtlichenParlamenten eine der¬
artige schnelle Erledigung nun Sachen durchaus üblich ist. Das, was wir hier gemacht hnbeu,
bedeutete keineswegseiue Ablenkung und einen Abgang nun guten parlamentarischenWegen und
Gepflogeuheiteu. (AbgeordneterOrlopp: Daß ganze Haushaltspläne" überhaupt uicht berate» oder
in fünf Mluutc» erledigt werde» solle», das finde» Sie doch wohl in keinem Parlament der Welt,
Herr Vorsitzender!) Herr AbgeordneterOrlopp, diese Haushaltspläne sind in den Ausschüssen sehr
eingehendberaten wurde». Ich muß aber feststelle»,daß entgegen der einmütige» Stellungnahme
in de» Nnsschüssr»sich hier auf einmal stmidenlauge Debatten eröffneten, die überraschendkamen
»nd jede Dispositin» über unsere» Verhalidliiligsstoffüber den Haufen warfei^ Ich meine, die
Kommissionensind dafür da, daß sich dort die Meinungen klären. Was in den Kommissione»
einmütig von den Fraktiu»e» beschlösse» wurde» ist, cigilet sich doch kaum zu entgegengesetzter
Behandlung im Plenum.

Das Wort zur Geschäftsordnunghat Herr Abgeordneter Dcppe.
Abgeordneter Deppe: Meine Damen und Herren! Es hätte wenigstensden Fraktionell

Gelegenheit gegeben werde» müssen, über das Verfahren, das hier eingeschlagenwurden ist, zn
beraten. Außerdem sind die Ausschuß-uud Fraktiunssitzungcnso gelegt worden, daß die Fraktionen
wenig Gelegenheit hatten, ihre Sachen überhaupt zn beraten.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort zur Geschäftsorduuughat Herr Abgeordneter Schäfer.
AbgeordneterSchäfer: Ich habe eben zu Puutt 2tt auf das Wort verzichtet, weil ich

im Augenblick nicht übersah, daß es gerade diese Sache betraf. Ich habe im Auftrage des Aus¬
schusses hierzu eine Ertäruug abzugeben, weil die Drucksache nicht die Meinung des Ausschusses
in richtiger Weise wiedergibt. (Abgeordneter Haas: Das ist jetzt nicht mehr möglich!) Ich bitte,
mir die Gelegenheit zu geben' jetzt die Bemerkung zn machen.

VorsitzenderDr. Iarres: Die Verhandlung darüber ist geschlossen. Es bleibt mir übrig,
die Angelegenheitauf die morgige Tagesordnung zu setzen.

Abgeordneter Schäfer: Dann bitte ich, das zu veranlasse,,,
VorsitzenderDr. Iarres: Zur GeschäftsordnungHerr Abgeordeter Huffmann.
AbgeordneterHuffmann: Der Herr Vorsitzendehat bemerkt, es sei' eigentümlich, daß,

wenn ein einstimmigerBeschluß im Aeltestenrat gefaßt sei, er nachher im Plenum einen solchen
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Widerspruchhervorruft. Ich habe schon, wie mein Vorredner, darauf hingewiesen,daß die Frak¬
tionen uicht dazu Stellung nehmen konnten. Ich muß noch hinzufügen, daß ich im Aeltestenrat
den Vorschlag gemacht habe, am Sonntag noch zu tagen, um die Möglichkeiteiner geordneten
Beratung herbeizuführen. Für diese Anregung fand sich keine Mehrheit. Man wollte eben morgen
fertig werden und hat sich dann einfach auf den Vorschlag geeinigt, der jetzt zum Ausdruck
gekommen ist.

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich habe allerdings Erwartet, daß Herr Abgeordneter Hoff¬
mann nach den Verhandlungen ini Aeltestenrat mit seinen Fraktiousfreunden sprechen würde, ob
sie dagegen Bedenkenhätten. (Abgeordneter Hoffmann: Das habe ich mitgeteilt! Abgeordnete
Ring und Orlopp: Das ist uicht wahr!) Wir haben nachher noch drei Stünden verhandelt; in
der Zwischenzeitwäre es doch möglich gewesen, Bedenken gegen den Beschluß des Ältestenrats
zum Ausdruckzu bringen. Ich halte es für selbstverständlich,daß wir dann im Aeltestenrat noch
einmal zusammengetretenwären.

Zur GeschäftsordnungHerr AbgeordneterHaas.
AbgeordneterHaas: Was Herr Kollege Schäfer znm Puutt 26 ausgeführt hat, ist nach

dem Beschlußnicht mebr möglich. Es ist auch nicht mehr möglich,diesen Punkt morgen nochmals
auf die Tagesordnung zu setzen, den» es ist heute so beschlossen, wie es hier in der Vorlage
beantragt worden ist.

Zu den Ausführungen der Kollegenvon links möchte ich bemerken, daß diese Tagesordnung
heute morgen schon in unseren Händen war und es meiner Ueberzeugungnach Pflicht der Frak-
lionsuorsitzendenwar, die Tagesordnung heute vormittag — das Plenum hat erst um 2 Uhr
begonnen — durchzugehen.(AbgeordneterHauck: Da waren ja Ausschußsitzungen!) Meine Fraktion,
die 26 Köpfe hat, hat das gekonnt, dann wird es auch eine Fraktion können, die nur 7 oder 8
Köpfe hat. Ich bin der Meinung, dasfelbe trifft ans die Zwischenzeitnach den Sitzungen des
Aeltestenrateöbis jetzt zu der Behandlung zu. Ich habe mich mit meinen Freunden verständigen
können, und da hätten Sie, Herr Kollege Hoffmann, sich auch verständigenkönnen.

Wenn es hier heißt, das wäre etwas Außergewöhnliches,so habe ich schon gesagt, daß
dies im Preußenparlament oft geschieht. (AbgeordneterHauck«: Da haben sis ja drei Lesungen!)
Ich bitte Sie, Herr Kollege Hauck, ich gehöre auch dem Aeltestenrat des Preußenparlaments an.
Ich muß sagen, es geschieht oft, daß man zu einzelnenPunkten nicht sprechen will und daß dann
darüber sofort befchlossenwird.

Wir sind im Aeltestenrat — das stelle» ich nochmals fest — so verfahren und haben
gefragt: Welche Fraktion wünfcht zn dem Punkte zu reden? Wenn sich keine Fraktion meldete,
war die Sache erledigt. Meldete sich eine Fraktion, dann haben wir gesagt: Wir wollen die
Redezeit auf fünf oder zehn Minuten kontingentieren. Dann habe» wir gesagt: Zu den Punkten,

>wo sich kein Mitglied, im Aeltestenrat meldet, mnß doch der Fraktionsfühicr — das sind die
Leute im Aeltestenrat— soviel Einfluß haben, daß dazu nachher im Plenum auch nicht geredet wird.

Ich möchte die Zeit, die wir jetzt durch die Abstimmung gewonnen haben, nicht durch
Geschäftsordnungsdebnttenvertrödeln. (Sehr richtig! rechts.) Aber das möchte ich meinen
Freunden, die fönst so großen Wert auf Disziplin legen, doch sagen: Sie müssen auch in solchen
Fällen Disziplin halten.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort zur Geschäftsordnunghat Herr AbgeordneterLüchem.
AbgeordneterLüchem: Herr AbgeordneterHaas zwingt mich gewissermaßen,hierzu das

Wort zu nehmen. Ich kann hier erklären, daß ich persönlichvoll und ganz mit dieser Regelung
einverstandenwar. Es wurde festgestellt,welche Partei zu den einzelnenPunkten Redner stellen
wollte, und, wenn der Fraktionsfllbrer sagte: Zu diesem Punkte sprechen wir, wurde die Redezeit
dafür festgefetzt. Persönlich war ich, wie gesagt, voll und ganz für diese Regelung. Selbstver¬
ständlichkann ich nicht dafür garantieren, daß meine Fraktion mich da rückhaltlosdeckt. Ich hatte
ja keine Gelegenheit, mit meiner Fraktion abzutreten, um dazu Stellung zu nehmen. Da ist es
verständlich wenn hier Unstimmigkeiten entstehen;die nehme ich nicht so tragisch. (Sehr richtig! rechts.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich schlage vor, daß wir noch möglichst viel von der heutigen
Tagesordnuug erledigennnd zunächstdie Punkte 18—23 einschließlich vornehmen,wo eine Rede¬
zeit von fünf Minuten für jede Fraktion vorgesehen ist. Das sind die Anträge des Ild-Fachaus-
schusses; ich brauche sie nicht im einzelnenzn verlesen.
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Wird zu Puntt 18 das Wort gewünscht?— Das ist nicht der Fall,
Zu Punkt 19 hat das Wort der Berichterstatter, Herr AbgeordneterFunk.
AbgeordneterFunk: Meine Damen und Herren! Da ich den ausdrücklichen Auftrag der

KommissionII d habe, Bericht zu erstatten und einige Punkte hier anzuführen, kann ich selbstver¬
ständlich auf eine Berichterstattung nicht verzichten, ^ch werde mich aber möglichst lnrz fassen in
Anbetracht der spaten Tageszeit,

Der Etat der Heil- und Pflcgeanstnlten sieht in diesem Jahre insoweit etwas anders aus
als in den früheren Jahren, weil eine von den acht Anstalten nicht mehr in unserem Besitz ist:
Die Anstalt Merzig, die mit 600 Betten belegt war, ist von der Regierungskommissiunfür das
Sanrgebiet in Verwaltung übernommenworden; wir haben dort nichts mehr zu tun.

Es wurde bereits iu den früheren Jahren mitgeteilt, daß durch deu Krieg eine große
Anzahl der Verpflegten an Unterernährung usw, gestorben ist; besonders traf das die alten
Leute. Dadurch kommt es, daß eine ganze Anzahl Anstalten nicht so belegt sind, wie Raum vor¬
handen ist, Jetzt haben wir zu verzeichnen,daß die Zahl der Pfleglinge sich nach und nach wieder
erhöht. Wir haben in Merzig 600 Betten verloren, haben aber in den übrigen 7 Anstalten
500 Betten neu belegt, sudnß der Rückgang nur noch 100 beträgt. Es sind augenblicklich gegen¬
über 5850 im vorigen Jahre nur noch 5750 Pfleglinge in den Heil- und Pflegennstaltenvorhanden.

Die Kosten der einzelnenAnstalten sind selbstverständlich außerordentlichverschieden. Es
kommt hierbei zunächst in Frage, daß diejenigen Anstalten, die größereLandwirtschafthaben, natur¬
gemäß bedeutend billiger wirtschaften als diejenigen, wo diese fehlt. Andererseits gibt es
Anstalten, die teurer arbeiten, z. B. diejenigen, die mit festen Häusern versehen sind. Die festen
Häuser, welche die geisteskranken Verbrecherenthalten, bedürfen einer größerenAnzahl Pfleger; auf
je zwei Geisteskrankemuß dort ein Pfleger sein. Dadurch ist natürlich dort der Etat ein be¬
deutend höherer als bei den übrigen Anstalten. Eine Reihe von Anstalten sind nicht voll belegt
und-so umgemodeltwurden, daß andere Zweige der Verwaltung dort hineingekommensind. So
sind beispielsweise in Galkhausen 100 kriegsbeschädigte Kranke in der einen Abteilung untergebracht,
und in einer anderen Abteilung 120 Kriegswaisen, die krankheitsverdächtigsind. Ein Teil ist von
der Besatzungbeschlagnahmt. Es sind nur noch soviel Geisteskrankedort vorhanden, als zur Ans
rechterhnltungdes landwirtschaftlichenBetriebes notwendig sind. Galkhansen ist die Anstalt, die
am teuersten wirtschaftet. Das kommt daher, weil die Geisteskrankendort fortgenommen sind,
aber das Pflegepersonal nicht anderswo untergebracht werden konnte. Man konnte die Leute
natürlich nicht auf das Pflaster werfe»; sie sind dort beschäftigt,soweit es möglichist. Die Ge¬
hälter müssen gezahlt werden, aber Gegenleistungenkommen nicht ein, denn man braucht untürlich
nicht die Irrenpflrger für die Beaufsichtigungder Kinder und der kranken Krieger,

Es kommt weiter hinzu, daß wir auch zur Zeit zuviel Aerzte haben. Bei der Anstalt
Merzig sind die drei dort beschäftigtenAerzte von uns übernommen worden, konnten aber in
anderen Anstalten noch nicht beschäftigt werden. Das Lnndarmenhnus Trier ist eingegangen.
Dadurch haben wir den vierten Arzt übernehmen müssen. Trotzdem wir zuviel Aerzte haben, ist
es immerhin noch notwendig, Voluntärärzte einzustellen, weil die Provinzialuerwaltung gezwungen ist,
für Nachwuchszu sorgen. Die Ausbilduüg der Aerzte für die Irrenanstalten ist selbstverständlich
eine gewissermaßeneinseitige, die die Aerzte in anderen Anstalten, in Krankenhäusern nsw nicht
erhalten können. Wir müssen aus dem Grunde eine Reihe von Aerzten haben, die sich ausbilden,
damit die Anstalt Nachwuchszur Verfügnug hat.

Es wurde weiter von der Kommifsiun -daranf Bezug genommen,daß hier im vergangenen
Jahre über die Verteilung der Obstbäume iu den Anstalten geredet wurde. Es ist auch heute
schon bei der Hauptdebntte darauf Bezug geuommen würden. Es handelt sich darum, daß iu
verschiedenen Anstalten eine verschiedene Anzahl von Obstbänmen in den Gärten vorhanden ist.
Die Kommission,st der Meinung, daß der Pruviuzialausschuß noch einmal dazu Stellung nehmen
muß. Es muß unter'alle,. Umständen versuchtwerden, eine gerechte Verteilung der Obstbäume
vorzunehmen,soweit es irgend möglich ist. Es ist einfach ein Unding, daß ein einzelner Beamter
vielleichtzehn Obstbäume hat, während ein anderer 150 hat. Selbst die Bedenken, die da ge¬
äußert worden sind, daß ein Teil der Obstbäume voll dem Besitzer selbst gepflauzt worden ist,
können nicht dazu führen, daß eine einzige Person mit einer ganz kleinen Familie einen vielleicht



63, RheinischerProviuziallandtag, 5, Sitzung am 14. Juli 1922, 253

15 »ml so großen Garten hat wie ein anderer Beamter, der eine große Familie hat. Es muß
unter allen Uniständen versucht werden, das besser zu verteilen.

Außerdem sprach die II K-Kommissionden Wunschaus, daß die Ausbildung des Pflege¬
personals mehr als bisher gefördert werden muß. Es muh dahin kommen,daß in allen Anstalten
nur vollständig ausgebildete Pfleger uud Pflegerinnen tätig sind. Der Zustand, wie er heute noch
teilweisevorhanden ist, daß die Pfleger ständig wechseln aus irgendwelchen Gründen, die hier nicht
festzustellen sind, muß aufhören. Es muß versucht werden, ein ständiges' nnd durchaus ausge¬
bildetes Pflegepersonalzu erhalten.

Sodann beschwerte sich die Kommissiondarüber, daß das Irrengesetz bisher immer noch
nicht verabschiedet ist. Wir können nur dann eine richtige Verwaltnng des Irrenwesens vornehmen,
wenn das neue Gesetz, das ja angekündigtist, endlich verabschiedet wird.

Außerdem verlangt die Kommission,daß für die nächste Tagung ein schriftlicher Bericht
über die Landwirtschaft und die produktiven Betriebe, die in den einzelnen Anstalten vorhanden
sind, gegeben wird, damit sich die Kommissionnäher darüber informieren kaun.

Die Kommissionbittet Sie, folgendemBeschluß«»tragIhre Zustimmung zn geben:
„Der Proviuziallandtag wolle beschließen:

1. Die Haushaltspläne werden unverändert angenommen,
2. Der Provinzinlansschuß wird ersucht,

a) dahin wirken zu wollen, daß die Pruvinzinlverwaltung in ihrem Bestreben, die Aus¬
bildung ihres Pflcgeperfonnls weiterhin zu fördern uud zu heben, fortfährt, sodaß
in möglichst tnrzer Zeit in den Heil- und Pflegeanstalten nur noch Personal beschäf¬
tigt ist, daß seine Befähigung durch Ablegung einer Prüfung nachgewiesen hat,

b) bei den zuständigenStellen dahin wirken zn wollen, daß das neue Irrengesetz mög¬
lichst bald verabschiedet wird.

3. Den Mitgliedern des Ild Fachausschusses wird alljährlich bei Beratung der Haushalts¬
pläne ein schriftlicher Bericht über das Ergebnis der Landwirtschaft und der übrigen
landwirtschaftlichenBetriebe, soweit sie von Bedeutung sind, und die voraussichtliche
Entwicklungim folgenden Jahre vorgelegt".

Borsitzender Dr. Iarres: Ich erteile dann das Wort dem Berichterstatter zn Punkt 20,
Herrn AbgeordnetenSchmitz. (Abgeordneter Schmitz: Ich verzichte!)

Herr AbgeordneterSchmitzverzichtet auch auf die Berichterstattungzu Punkt 21 und 22.
Zn Punkt 23 ist Berichterstatter Herr Abgeordneter Orlopp. (Abgeordneter Orlopp:

Ich verzichte!)
Ich frage dann, ob zu den Pnukteu 18—23 das Wort gewünscht wird? Zunächst Herr

Abgeordneter Hold,
Abgeordneter Hold: Meine Damen und Herren! Ich möchte, mir gestatten, zu dem

Punkte 19 eine kurze Bemerkungzu machen.
Bei der Besichtigungdurch die Prouiuzialkummissjuudie vom Proviuziallandtag für die

Heil- und Pflegeanstnlten eingesetzt worden ist, ist mir aufgefallen, daß den betriebstechnischen Ein¬
richtungennicht die Aufmerksamkeit gewidmet wird, die ihr unter den heutigen Verhältnissengewidmet
werden muß. Insbesondere betrifft das die Ausnutzung des Dampfes. Ich möchte doch den Herrn
Landeshauptmann bitten, die auffichtführendenBeamten anzuweisen, daß sie mit Rücksicht auf die
heutige große Kohleuuut uud vor alle-m auf die Brcunstoffpreisediejenige» Gesichtspunkte und
betriebstechnischen Fortschritte berücksichtigen, die die Wärniewirtschafthcnte zn verzeichnen hat. Das
ist unbedingt erforderlich. Wir können auf diesem Gebiete ganz erhebliche Ersparnisse machen,
wenn wir der zurzeit unsere gesamte Energiewirtschaftbeherrschenden Forderung nach Kohlcnersparnis
auch in den Provinzialbetrieben Rechnung tragen.

VorsitzenderDr. Zaires: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. Horion: Ich kann versichern,daß wir die Wichtigkeit der Ange¬

legenheit durchaus würdigen und ihr nnch, wie die Vorlagen, die Ihnen zugegangensind, beweisen,
die nötige Aufmerksamkeit widmen.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat Herr Abgeordneter Orlopp.
Abgeordneter Orlopp: Ich kaun in fünf Minuten selbstverständlichwenig zum Haus¬

haltsplan sageu.
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Ich möchte zunächst einmal mit Brauweilcr anfangen. Wir haben nns in der Kommission
damit beschäftigt,wie mau nm besten den Zöglingen über die erste schwierige Zeit nach der Ent¬
lassung hinweghelfen kaun. Wir haben festgestellt, daß bei der allerschlechtesten Witterung, wo
jeden Tag Schnee uud Regen fiel, Zöglinge iu leichter Sommerkleidnng entlassen wurden. Wir
haben in der Kommissiondarüber gesprochen, wie man dem abhelfen kann. Wir glauben, daß die
Verwaltung uuu endlich dazu übergeht, Zöglinge», wenn sie entlassen werden, eine der Jahreszeit
entsprechende Kleidung zu geben, damit mau sie nicht aus der Fürsorgeanstalt sofort wieder in die
Arme derjenigenhineintreibt, aus denen um» sie herausgeholt hat. Die Gefahr liegt besonders
bei Mädchen vor.

Nun kurz zu den Haushaltsplänen der Pruuiuzinl-Hcil- nud Pflegeanstalten, Wir haben
festgestellt, daß die Kosten in den einzelnenAnstalten ganz verschieden sind, Für dcu Unterhalt
der einzelneu Pfleglinge schwante»die Kosten zwischeu 16 000 uud 31000 Mark, Die Verwaltung
mnß versuchen, ans irgendeineArt uud Weife hier Abhilfe zu schaffen. Die Unkostenkommen
hauptsächlich daher, daß iu eiuigeu Anstalten bei ganz geringer Belegung noch ein grußer Beamten-
npparnt aufrecht erhalte» werde» muß, weil man diese Beamten nicht entlassen kaun. Es muß aber
ein Ausweg gefunden werden, die Beamten an irgendeiner anderen Stelle zn verwerte».

Wir habe» im vergangenen Jahre schon angeregt, daß innerhalb der Berwaltnng eine
Zentml-Einkanfsstelle geschaffen werde, nm dadurch erstens die Generalnnkustenhernbzndrücke» n»d
zweitens die Verpflegung der Kraute» besser zu gestalten. Die Verwaltung ist dem nur zum Teil
nachgekommen. Wir verlangen jn anch nicht, daß die letzte Stecknadel auf zeiitralem Wege eilige-
tauft wird. Wir verlangen aber, daß alle Lebcnsmittel und Kleidungsstückezentral eingekauft
werden, weil wir bezweifeln, daß die Anstaltsleiter, die sich größtenteils aus Aerzten ret'rntieren,
das geschäftliche Verständnis dafür haben, das fo zn machen wie ei» Kaufmann. Ihre ärztliche
Praxis in allen Ehren, aber wir haben fo häufig im menschlichen Leben feststelle» müssen, daß
diejenigen, die in ihrer Berufspraxis sehr tüchtige Leute sind, als Geschäftsleutefehr wenig geeignet
waren. Wir glauben dadurch den Gesundheitszustandder Kraukeu wesentlich heben zu können.

Wenn wir die Etats nachschlagen,so können wir feststellen, daß in diesen Anstalten in
den Geschäftsjahren 1917/18 rd, 20°/» der Insassen verstorben sind, in, Jahre 1921 dagegen
nur 8°/«, Das bedeutet eine wesentliche Verbesserung, Wir glauben, das weiter dadurch fördern
zu können, daß man versucht,möglichst billig und rationell einzukaufen. Man wird mir entgegen¬
halten: Das waren die Kriegsjahre, Gewiß, dann soll man aber sofort dazu sage»: Wenn 20V»
der Insassen in einem Jahre absterben, so bedeutet das, daß sie tatsächlich verhungert sind. Wir
glauben den Gesundheitszustandauch dadurch weiter fördern zu können, daß die landwirtschaftlichen
Betriebe ausgebaut werden. Die lanowirtfchnftlicheuBetriebe brauche» wir nicht allein von der
finanziellen Seite auzufeheu: wir wollen sie auch von der Seite der Selbstversorgung ansehe».
Wir wolle» de» arme» Menschenkindern,die unsere» Anstalten überliefert find, das geben, was
ihnen zutummt, auch iu Zeiten der Not, Das können wir nur mit Hilfe einer geordneten eigenen
Landwirtschaft,

Es ist schon gefugt wurden, daß für die Krankenpflegeeine weitere Ausbildung des
Personals unbedingt nutwendig ist. Jeder, der mit einem toten Gegenstandeumzugehenhat, hat
eine urdnuugsmäßige Lehre hinter sich, während in den Anstalten, dn, wu mau mit Menschen
umzugehen hat, vielfach keine ordnungsmäßige Lehre vorliegt und eben dadurch anch die große
Abwanderung der Pfleger ufw tagtäglich vorkommt.

. Dann möchte ict7 die Verwaltung dringend erjnchen, mehr wie seither die bestehenden
Betriebsräte zu den Aufgaben der Anstalten heranzuholen. Ich bin überzeugt davuu, daß die
vielen Klagen über schlechtes Essen usw. aufhören werden, wenn man den Betriebsräten wirkliche
Rechte in die Hand gibt. Unser Deutschland trankt ja seit jeher daran und ist nicht zuletzt
dadurch zusammengebrochen, daß die arbeitendeBevölkerung,die Beamten, Angestelltenuud Arbeiter,
sich jeden Zoll Rechts selbst haben erkämpfenmüssen. Geben Sie es ihnen freiwillig; interessieren
Sie sie für die Anstalten. Ich bin fest davon überzeugt, dauu wird es auch da besser gehe«.

VorsitzenderDr. Iarres: Die fünf Minuten Redezeit sind abgelaufen.
AbgeordneterOrlopp (furtfahrend): Ein Wort noch zur Wohnungsfrage. Es ist fest

gestellt, daß man von 500 Wohnungen ganze 28 rationieren will. Ich möchte die Verwaltung
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bitten, dafür zn sorgen, das; die Rationierung schärfer vor sich geht und den Beamten, die sich
dem nicht fügen wollen, zu sagen: Wenn der Franzose oder der Engländer kommt nnd einige
Räume abnimmt, dann wehrt man sich nicht; aber, wenn die eigenenVolksgenossen kommen, die
keine Wohnung habeu, dcmn wehrt man sich gegen eine Einquartierung eigener Volksgenossen.

VorsitzenderDr. Inrres: Das Wort hat Herr Abgeordneter Deppe.
Abgeordneter Deppe: Meine Damen und Herreu! Ich hatte Gelegenheit, auch die

Anstalt Vranweiler zu besuche». Ich hatte dort die Untersuchungans Grund von Beschwerden
einiger Beamten, die im vorigen Jahr gekommen waren, vorzunehmen. Ich muh hier feststellen,
daß ich ein klares Bild über die Sache nicht gewonnen habe. Das ist zum Teil darauf zurück¬
zuführen, daß die Beamten, die dort angestellt sind, sich selbst nicht einig sind. Das mag auf
das Abhäigigkeitsverhältnis der Beamten zur Anstaltsverwaltuug zurückzuführensein. Ich habe
den Eindruck gewonnen' daß der Herr Direktor von Iarotzki aus diesen Untersuchungenund
Verhandlungen nicht einwandfrei hervorgegangenist.

Betreffs der Heil- nnd Pflegeanstalten schließe ich mich den Ausführungen meines Vor¬
redners an.

Borfitzendervi-. Juries: Herr AbgeordneterFarwict hat das Wort
Abgeordneter Farwick: Mit Bezug auf die letzten Worte des Herrn Vorredners möchte

ich einige generelle Bemerkungen machen, nnd zwar in meiner Eigenschaft als Vorsitzenderder
Wander- oder Revisionskommission,die von Ihnen zur Beurteilung der Provinzialanstalten ein¬
gesetzt ist.

Der Herr Vorredner hat unter Namensnennung gesagt, er habe den Eindruck, daß in
den Anstalten einiges nicht in Ordnung sei. Ich bin der Letzte, der behauptet, es sei in der
ganzen Welt alles in Ordnung. Da die Anstalten zu der Welt gehöre», so müssen sie es sich
auch gefalle» lasten, daß man ruhig die Kritik üben kann, daß, wie alles in der Welt nicht in
Ordnung ist, vielleichtauch in den Anstalten einiges nicht in Ordnung ist. (Sehr richtig! rechts.)
Ich möchte aber im Namen der eben genannten Kommission ausdrücklich bemerken, daß wir dringend
bitten, wenn irgendwo etwas nicht in Ordnung ist. dieses nicht hier im Plenum des Provinzial-
landtages ohne weiteres znr Sprache zu bringen, sondern es dem Herrn Landeshauptmann, oder,
wenn Sie wollen, dem Prouinzialcmsschußoder meinetwegen auch der betreffende» Kommission,
der der Herr Vorredner ja selbst angehört, zu melden. (Zustimmung rechts.) Dies ist unbedingtes
Erfordernis für eine geordneteVerwaltung. (Erneute Zustimmung rechts.) Einmal vom sachlichen
Standpunkte aus, dem wir ja alle dienen wollen: Bringt man eine Sache, ehe man sie untersucht,
in die Oeffentlichkeit,so ist die Untersuchungin der Regel für die Katz. wie mau zu sage» pflegt.
Zweitens: Wozu ist die Kommission de>m gewählt? Drittens aber: Eines Mannes Rede ist
keines Mannes Rede, man hört sie billig alle beede. Da die Ehre unserer Angestellten und
Beamten uns ebenso anvertraut ist wie das Wohlergehen und die Ehre der Beamte», Angestellten
und Insassen der Anstalten (Sehr gut! rechts), so entspricht es einer Forderung des Rechts und
der Billigkeit, daß mau Mißstände nicht an die große Glocke hängt, sondern sie an zuständiger
Stelle vorab zur Sprache bringt. (Zustimmung rechts.)

Ich befinde mich da in guter Gcfellfchaft, und zwar mich in der Gesellschaft des Herrn
Vorredners, der selber zu der Kommissiongehört, denn er ist Mitglied dieser Kommission. Diese
hat bei Gelegenheit der Revision einer Anstalt am 6. Oktober 1921, als sie Mißstände in einer
Anstalt untersuchte,die vorher hier zur Sprache gebracht wäre», ausdrücklich beschlossen— ich kann
Ihnen das vorlesen —; da kommt erst der sachliche Teil und daun heißt es: „Im Anschlußau
diese Verhandlungen" — das sind die sachlichen Verhandlungen,welche das Internum der Kommissious-
beratnngen bilden — „sprichtdie Verwaltung die Bitte aus, in Zukunft von Anstaltsinsassenvor¬
gebrachteBeschuldigungengegen Beamte nicht einfach als erwiesenanzusehen und im Plenum des
Landtages als Tatsachen an die Oeffentlichkeit zu bringen. Die Verwaltung köune solche Beschul¬
digungen nie sofort widerlegen. Den betroffenen Beamten werde dadnrch aber in der Oeffentlichkeit
ein Makel angehängt, den mau nicht mehr wegbringen könne. Der Vorsitzendeunterstütztediese
Ausführungen, denen von keiner Seite in der Kommiffion widersprochen wurde". (Hört! Hört! rechts.)

Ich bitte Sie dringend, in Zukunft so verfahren zn wollen. Seien Sie versichert, diese
Kommissiou,welcher Mitglieder aller Parteien angehören nnd der in Zukunft das Material vorab
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zu unterbreiten ist, wird für Abhilfe sorgen. Und, wenn die Kommissionund die Verwaltung nicht
in der Lage sind, Abhilfe zu schaffe,,, meine Damen und Herren, dann sind Sie ja auch noch da.
Wir wollen da alle sachlich arbeiten. Dies ist, soweit bis jetzt die Erfahrungen der Verwaltungen
reichen, das einzige Mittel dazu. Das ist das, was ich namens der Kommissionhierzu habe
erklirren wollen, (Bravo! im Zentrum.)

VorsitzenderDr. Iarres: Meine Damen und Herren, es ist ein Antrag eingelaufen, der
die Beschlußfähigkeitdes Hauses bezweifelt. Der Zweifel findet die Unterstützungvon vier weiteren
Mitgliedern, Da das Wort nicht mehr gewünscht wird, ist dieser Zweifel zulässig, weil wir vor
einer Schlußabstimmung stehen. Ich bitte also, zwei Abgeordnetezu beuenuen, die die Beschluß¬
fähigkeit oder Beschlußunfähigteitfeststelle,,. Ich bitte, wie gestern dazu, die beiden Herren Schrift¬
führer zn bestimmen. Das findet keinen Widerspruch.

Das Haus ist beschlußfähig. Die beiden Herren Schriftführer sind darüber einig, daß 82
Mitglieder im Hause find. (Bravo-Rufe.) 80 sind erforderlich.

Ich lafse nunmehr über die einzelnenPunkte abstimmen, und bitte diejenigen,die Nr. 13
annehmen wollen, sich von ihren Sitzen zu erheben,— Das ist die Mehrheit. Ich bitte um das¬
selbe zu Nr. 19. — Das ist auch die Mehrheit. Wer ist für Nr. 20? — Das ist ebenfalls die
Mehrheit. Für Nr. 21? — Das ist gleichfalls die Mehrheit. Für Nr. 22? — Das ist wieder¬
um die Mehrheit. Für Nr. 23? — Das ist ebenfalls die Mehrheit. Nr. 24 wird vertagt.
Nr. 25 ist erledigt, Nr. 26 auch. Wir kommenzu

Punkt 27: Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrag des Landes¬
verbandes der Beamten und Angestellten der Rheinischen Provinzial-
verwaltung, bis zu einer gesetzlichen Regelung für die Beamten der
Rheinischen Provinzialverwaltuug und ihre nicht versicheruugspflichtigeu
Familienangehörigen die durch Krankheit entstehenden Kosten znr Hälfte
aus Mitteln der Rheinischen Provinzialverwaltuug zu zahlen.

Das Wort hat der Berichterstatter, Herr, Abgeordneter Schäfer.
Abgeordneter Schäfer: Meine Damen uud Herren! Der Ausschuß ist der Auffassung,

daß der Beamte bei seinem Einkommenheute den Kosten einer längeren Krankheit zweifellos nicht
mehr gewachsen ist und daß es deswegen notwendig ist, in irgendeiner Form Abhilfe zu schaffe».
Der Ausschußist allerdings der Auffassunggewesen, daß der hier vorgeschlagene Weg nicht zum
Ziele führen kaun. Er läßt es dabei vollkommendahingestellt, ob es überhaupt möglich ist, in
absehbarer Zeit eine gesetzliche Einbeziehung der Beamten in die Krankenkassenherbeizuführen.
Er ist jedenfalls der Auffassung, daß dies zn lauge dauern würde, als daß man darauf warten könnte.
Der Weg der Selbsthülfe erscheintdeswegen geboten. Das Vorbild zu einer solchen Regelung
kann aber nur in der gesetzlichen Regelung der Krankenversicherungspflichtgefunden werden. Der
Ausschußist also der Auffassung,daß der Antrag, wie er hier vorliegt, abzulehnen ist. Er hat
aber beschlossen, den Herrn Landeshanptmcmnzu ersuchen, die Frage der Einrichtung oder Unter¬
stützungeiner Krcmkenkasfcfür die Provinzialbcamtcn zu erwägen. Es steht hier in dem Antrag
das Wort: „Zwangskrcmkenkasse".Das ist ein etwas falscher Zungenschlag. Das Wort: „Zwangs
krankcnknsse" soll nach der Meinung des Ausschussesnur bedeuten: Es soll eine Krankenkasse
eingerichtet werden, nnd die Verwaltung soll sich bemühen, mit den ihr zur Verfügung stehenden
Mitteln möglichst alle Beamten und Angestellten zum Beitritt zu bewegen. AIs solche Mittel
wurden im Ausschuß erwähnt: einmal die vertraglicheAbrede bei der Einstellung neuer Beamten,
dann aber auch die Praxis, daß grundsätzlich die Beamten, die von dieser Einrichtungder Versicherung
gegen Krankheit nicht Gebrauch machen wollen, in Zukunft bei Unterstützungennicht so behandelt
werden sollen wie andere. Auf diefe Weise taun erzielt werden, daß ein großer Teil der Beamten
der zu diesem Zweck eingerichteten Kasse beitritt. Ueber die Details dieser Einrichtung hat der
Ausschußirgendwelche Vechnndlungennicht gepflogen. Es wird Aufgabe des Proviuzialausschusses
sein, stch darüber zu unterhalten und insbesondere festzustellen, in welchem Umfange etwa die
Provinzialverwaltnng sich an den Beiträgen beteiligt. Es ist im Ausschuß darauf hingewiesen
worden, daß gute Vorbilder für derartige Kassen sich in einigen Städten befinde», u. a. in Duisburg
und Essen; dort hat man das gesetzlicheVerhältnis der Krankenkasse» zu Grunde gelegt, und die
Einrichtung findet bei den Beamten alle Anerkennung.



63. RheinischerProvinziallandtag, 5. Sitzung am 14. Juli 1922. 2ü7

Ich möchte noch einen Gedanken aussprechen, den der Ausschußauch gauz allgemein als
richtunggebendbezeichnet hat, nämlich den, daß die Kasse selbstverständlich unter Selbstverwaltung
der Beamtenschaftstehen muß^ Demgegenübermüßte natürlich ein Kontrollrecht der Verwaltung
eingerichtetwerden. Wir bitten also, dem Antrage des Ausschusses zuzustimmen.

Meine Damen und Herren! Damit in engstem Zusammenhang steht der Antrag, den
die Zentrumsfraktion iu bezug auf die Gewährung von Darlehen und Beihilfen gestellt hat. Der
Ausschußhat beschlösse», diesen Antrag mit diesem Punkte gemeinsamzu behandeln, weil er nicht
gut davon getrennt werden kann.

Es ist klar, daß die Versicherunggegen Krankheit nicht alle Fälle decken kann, in denen
einem Beamten geholfen werden muß. Wir haben deswegen seitens der Ientrumsfrattion beantragt,
den Herrn Landeshauptmann zu ersuchen,in eine Nachprüfung darüber einzutreten, ob die in der
Provinz vorhandenenEinrichtungenzur Gewährung von Darlehen und Beihilfen an Beamte, Ange¬
stellte und Arbeiter infolge des gesunkenen Geldwertes noch genügen. Der Provinzialausschnß soll
nach dem Vorschlageermächtigt werden, auf Vorschlag des Herrn Landeshauptmanns die vorhan¬
denen Einrichtungen entsprechendauszugestalten und die erforderlichenMittel zur Verfügung zu
stellen. Wir waren im Ausschuß darüber einig, daß bei Annahme dieses Antrages alles das
geschehen ist, was zur Sicherung der Beamtenschafterforderlichist.

Also, auf der einen Seite die Einrichtung einer ordnungsmäßigenKrankenversicherung ans
der Basis der Selbsthilfe und Selbstverwaltung und auf der anderen Seite die Einrichtung von
Darlehensmöglichkeitenund die Möglichkeit von Beihilfen und Unterstützungen. Wir bitten Sie,
den beiden Anträgen zuzustimmen.

'VorsitzenderI)r. Iarres: Das Wort hat Herr AbgeordneterHoffmann.
Abgeordneter Hoffmann: Der letzte Antrag der Zentrumsfrattion geht ja dahin,

Darlehen und Unterstützungenzu gewähren. Alles erfolgt auf Antrag, und, wer eben nicht den
Charakter hat, in dieser Richtung Antrage zu stellen, ist bei diesen Dingen der Dumme. Jedenfalls
ist das ganze Unterstützungswesenfür die Beamten, Lehrer usw., wie wir das in der Kommune
und der Provinz haben, keineswegs etwas, was man als vorbildlich bezeichnenkann. Wenn
durch Krankheitusw. Beamte in Verhältnissegeraten, die eine Unterstützungbedingen, so ist es ja so,
daß man hier der Vorlage gegenüber eine gewisse Sympathie haben kann. Aber das Ganze ist
doch etwas, was nur als ein Notbehelf betrachtet werden kann, auch die sogen. Zwangskasse.
Es wird doch auch bei dieser Zwangskasse, wo die Provinz bedeutendeMittel hinzugeben muß,
gegenüberden Privat- und Ortskrankentassendoch immerhin für die Beamten ein Vorrecht geschaffen.
Andererseits aber sind die Beamten, wenn sie auch eine gewisse Selbstverwaltung in dieser sogen.
Zwangskassehaben, nicht in der Lage, einen wirklichen Rechtsanspruchzu erheben, da immer von
Fall zu Fall durch die Ausschüsse angegeben wird, was an Unterstützunggewährt wird. Auch
dieser Weg ist nicht etwas, was man als vorbildlichbezeichnen kann, wenn nicht gegenübergleichen
Pflichten gleiche Rechte ortsstatutarisch für eine Kafse festgelegtsind. Aber die Provinzkasse,wie
wir sie hier aus der Not heraus planen, ist nur etwas Vorübergehendes. Wir müssenverlangen,
daß allgemein und zentral gesetzlichvorgeschrieben wird, daß auch für die Beamten die Kranken-
uersicherungspflicht besteht, ebenso wie für die Arbeiter und Angestellten. Nur dadurch wird der
Rechtsanspruchfür die Beamten in der jetzigen Zeit sich erst als wohltuend erweisen. Wir müssen
schon verlangen, daß neben dem, daß heute diesen Anträgen zugestimmt wird, die Provinz auch
Anregungen dazu gibt, daß für die ganze Provinz uud darüber hinaus für den ganzen Staat und
das Reich allgemein für die Beamten auch die Krankenversicherungspflichtherbeigeführt wird.
Nur dadurch wird es möglich fein, die jetzigen Mißstände zu beseitigen, die in vielen Beamten-
familien durch Krankheit und Not eingetreten sind. Wir müssen dies besondersdeshalb verlangen,
weil die bisherigen Ungerechtigkeiten sich nicht wiederholendürfen. Daß der jetzige Zustand keines¬
wegs als vorbildlich bezeichnet weiden kann, geht daraus hervor, daß die Provinzbeamten in den
verschiedensten Gemeinden wohnen und ein Verhältnis zu den anderen Kassen nicht herbeigeführt
werden kann. Würden die Beamten alle liankenversicherungspflichtig,so würde ein Gegenseitig-
keitöverhiiltnisfür alle Kassen gegebensein; dasselbe wäre bezüglich der Aerzte der Fall, sodaß in
allen Gegenden Deutschlands, in allen Gegenden der Rheinprovinz auch für die Beamten durch
die Krankenversichcrungspflichtalles Erforderliche geschaffen wäre. Wir möchten das besonders
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hervorheben, damit der Provinzialausschuß au die GesetzgeberHerautritt, in dieser Richtung
mitzuwirken,

VorsitzenderNr. Iarres: Das Wort Hat Herr AbgeordneterHaas,
Abgeordneter Haas: Meine Damen und Herren! Ich möchte zum Antrag 77 bemerken,

daß meine Freunde auf dem Standpunkte stehen, daß eine Zwangskrcmkenkasse für die Beamten
gesetzlich nicht möglich ist, weil die Beamten der Versicherungspstichtnicht unterliegen. Wenn
aber eine freiwillige Kasse durchgeführt werden soll, so legen wir Wert darauf, heute schon zn erklären,
daß wir der Ansicht stud, daß die Provinz höchstens ein Drittel der Beitrage übernehmen darf,
genau so, wie sie bei deu Berstcherungspflichtigeu gesetzlich verpflichtet ist, ein Drittel zu übernehmen,
nicht daß mau für die freiwillige Beamtenversicherungmehr aufwendet als- für die Arbeiter und
Augestellten,die verstcherungspflichtig sind. Darüber kann aber der Provinzialausschuß»och beraten.

Bezüglich der Leitsätze für Unterstützungsanträge,die Herr Kollege Schäfer aufgestellthat,
möchte ich folgendes sagen. Ein derartiger Autrag liegt uns nicht vor. Herr Schäfer hat das
jetzt beim Antrag 77 vorgebracht; da kann ich von Unterstützungenusw, wenig finden. Wenn
die Untcrstützungsausgaben aufrecht erhalten weiden sollen, dann soll nach der Ansicht meiner
Parteifreunde, bevor die Unterstützungenbewilligt werden, in dem Falle, wo es sich um Beamte
handelt, der Beamtenausschußgehört werden und da, wo es sich um Angestellte und Arbeiter handelt,
die Betriebsräte, Wir sind der Auffassung, es darf nicht die Verwaltung allein entscheiden, wer
Unterstützunghaben soll, sondern die gesetzmäßigenInstanzen — Beamten- und Arbeiterausschüsse —
solle» ebenfalls mit zu Rate gezogen werden. Das haben wir bei der Stadt Köln durchgeführt.
Ich möchte dringend wünschen, daß, wenn wir uns nachher im Provinzialausschuß darüber unter¬
halte», wir auch nach der Richtung hin den Veamteuausschüsseu und Arbeiterräteu diese
Rechte einräumen.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat Herr AbgeordneterFält,
Abgeordneter Falk: Meine Damen! Meine Herren! Im I. Fachausschußist die Frage,

die eben Herr AbgeordneterHaas behandelt hat, einer eingehendenErörterung unterzogen worden.
Der Herr Landeshauptmann hat uns mitgeteilt, daß von der Möglichkeit, Unterstützungzu ver¬
langen, seitens der Beamten nnd Angestelltender Provinz ein verhältnismäßig geringer Gebrauch
gemachtwird, nnd zwar deswegen, weil diese Beamte» uud Angestellten es nur schwer ertragen
könne», daß ihre mißlichenVerhältnisse vor dem Veamtcnausschußoder dem Ausschuß der Ange¬
stellten verhandelt und erörtert werde». Gerade deswegen, nm zu verhindern, daß eine falsche
Scham die Beamten und Augestelltendavon abhält, sich die Unterstützungengeben zu lasse», auf
die sie Anspruch habe», hat der I, Fachausschußunter Zustimmung der Freunde des Herrn Haas
den Standpunkt eingenommen, den der Berichterstatter, Herr Abgeordneter Schäfer, hier vertreten
hat. Im I, Fachausschußist man der Auffassung gewesen, daß es besser sei, an Stelle des Ve-
amteuausschussesVertrauensmänner der einzelnen Gruppen zu höreu, die in der Lage sind, viel
besser über die Verhältnisse ihrer Kollegen zu urteilen; dann ist auch der Kreis, iu dem diese
Dinge besprochenwerden,, viel enger gezogen. Ich möchte also die Bitte an deu Herr» Abge-
ordneten Haas lichten, seinen Widerspruchfallen zn lassen.

Vorsitzendervr. Iarres: Wünscht der Herr Berichterstatter das Schlußwort? — Das
ist nicht der Fall,

Wegen der Fassung des Vorschlagessind Bedenke»erhoben worden, auch von dem Bericht
erstatter. Ich möchte vorschlagen, zur Klarstellung dessen, was man von dem Provinzialausschuß
erwartet, bei dem Wörtchen „Zwaugskasse" die Silbe „Zwangs" fallen zn lassen und einfach
„Krankenkasse" zu sage», (AbgeordneterSchäfer: Ich möchte mich dem anschließen! Abgeordneter
Hoffmann: Das kann man ruhig machen. Es wird ja doch Zwang!) Mit dieser Aenderung ist
dann die Vorlage angenommen,da ein Widerspruchsich uicht erhoben hat.

Das Wort zur Geschäftsordnunghat Herr Abgeordneter Haas.
Abgeordneter Haas: Nachdem Herr Kollege Falk ausgeführt hat, daß die Vertrauens¬

leute der emzelnen Gruppen, die ja mit zum Beamtenausschußgehören, gehört werde» sollen, habe
ich keme Bedenken, die Anträge anzunehmen. Ich habe das aber aus den Ausführungen des Herrn
Kollegen Schäfer nicht verstanden; sonst würde ich meine Ausführungen nicht gemachthaben. Ich
nehme an, daß er es überhaupt nicht gesagt hat.
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VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat Herr AbgeordneterSchäfer,
AbgeordneterSchäfer- Ich habe mich allerdings sehr kurz gefaßt. Ich habe Einzel¬

heiten bei der ganzen Frage der Gewährung von Uuterstützuugenüberhaupt nicht behandeln wollen,
sondern mich lediglichdarauf beschränkt,anzuregen, daß der Provinzialnusschußim Einvernehmen
mit dem Landeshauptmann die Einzelheiten der Untcrsttttzungsbewilligungprüfen solle. Nachdem
die Frage aber angeschnittenist, möchte ich sagen, daß ich im vorliegenden Fall unter „Vertrauens¬
leuten" etwas anderes verstehe, wie der Herr KollegeHoffmann, nämlich nicht den technischenBegriff
„Vertrauensleute" als Vertreter der einzelnenGruppen, sondern eine kleinere Gruppe von Mit¬
gliedern, die aus dem Aeamtenausschuß ausgeschieden werden kann. Der Beamtenausschußmag
drei oder fünf Männer benennen und als seine Vertraueusleute bezeichnen; diese fünf Männer
können dann vom Landeshauptmann zugezogen werden. Ich möchte allerdings-bitten, für die Fälle,
in denen nach der pflichtmäßigenUeberzeugungdes Landeshauptmanns die Verhältniße ganz klar
liegen und das Darlehen sonst scheitert,den Herrn Landeshauptmann zu ermächtigen,von der Zu¬
ziehung der Vertrauensleute abzusehen. Also, Herr Kollege Haas, ich möchte bitten, in den
Fällen doch den Landeshauptmann zu ermächtigen, von der Anhörung der Vertrauensleute abzu¬
sehen, iu deuen es nach der ganzen Lage der Sache unzweckmäßig ist, weil die Fälle ganz besonders
liegen. Das würde sich natürlich auf besondere Ausnahmefälle beschränken muffen. Aber es müßte
doch die Möglichkeitbestehen, daß der Landeshauptmann in ganz besonderenFällen anch einen
Fall einmal ganz diskret behandelt. Diese Möglichkeitbesteht doch überall.

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich fasse die Worte des Herrn Berichterstatters als eine An¬
regung auf, die dem Provinzialansfchuß zur Ausarbeitung zugehen soll. Deshalb brauchen wir
ans Einzelheiten uns hier nicht einzulassen.

Das Wort zur Geschäftsordnunghat Herr AbgeordneterHauck.
Abgeordneter Hauck: Meine Damen und Herren! Ich bezweifleebenfalls wieder die

Beschlußfähigkeit, Wir haben kein Interesse daran, vor leerem Hause zu reden. Die Herren
kommen regelmäßig nur herein, wenn es zur Abstimmung geht, nnd im übrigen werden die Aus¬
führungen nicht angehört. Des weiteren möchte ich darauf hinweisen, daß kein einziger Vertreter
der Presse mehr hier anwesend ist. Wollen Sie denn unter Ausschluß der Oeffentlichkcittage»?
Das kann doch nicht der Wille eines Parlaments sein.

VorsitzenderDr. Iarres: Es ist wiederum die Beschlußfähigkeitdes Hauses bezweifelt
worden. Findet diefer Zweifel die nötige Unterstützung? — Das fcheint nicht der Fall zu sein.
(Zuruf links: Es stehen doch genug!) Es stehen fehr viele Herrschaftenhier. Dann muß ich bitten,
Platz zu nehmen. Denjenigen, der die Beschlußfähigkeitdes Hauses bezweifelt, bitte uch, sich zn
erheben — Das ist nicht die nötige Unterstützung. (Abg. Hauck: Es standen mehr als 5!) Nein,
es standen nur 4. Ich- bitte um etwas mehr Ruhe. Wir müssen, so eilig wir auch in der Er¬
ledigung der Tagesordnung vorwärts gehen, doch in Formen verkehren. Punkt 27 ist angenommen.
Die Punkte 28—31 sind schon erledigt.

Iu Punkt 32: Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des
Provinzialausschusses, betr. die Beschwerde des zwangsweise in den Ruhe¬
stand versetzten früheren Landesbauamtssekretärs Strauch,

hat das Wort der Berichterstatter, Herr Dr. Saaßen.
Abgeordneter l^i-. Saaßen: Meine Damen und Herren! Da ich gehört habe, daß von

einigen Mitgliedern des Hauses eine Besprechungder Angelegenheitstattfinden soll, sehe ich mich
gezwungen,über die Stellungnahme des Fachausschusses einige kurze Ausführuugen zu machen.

Der 61. Provinziallandtag hat in seiner Sitzung vom 16. Juli 1921 beschlossen, den
Provinzialausschuß zu ersuchen,in eine erneute Prüfung der Beschwerde des zwangsweise in den
Ruhestand versetztenLandesbauamtssekretärsStrauch einzutreten. Das Ergebnis dieser Nach¬
prüfung finden Sie in der Druckfache 36.

Strauch hatte feinerzeit gegen verschiedeneVorgesetzte Anzeige erstattet. Da sich die An¬
zeige als grundlos erwies, wurde gegen ihn ein Disziplinarverfahren eingeleitet. In diesem wurde
von Strauch selbst die Untersuchungauf feinen Geisteszustandbeantragt. Das Ergebnis war, daß
er für nicht zurechnungsfähig erachtet wurde. Darauf wurde er im Disziplinarverfahren frei¬
gesprochen und in dem anschließenden PensionierungsverfahreUin den Ruhestand versetzt.

,83»
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Zu der neuen Beschwerdcmöchte ich namens des I. Fachausschussesausführe», daß es
nicht darauf ankomme!!kann, wie der Geisteszustand heute ist, sondern daß es sich für das
Pensiunierungsverfahren nur um den Zustand zur Zeit der Pensionierung handeln kaun. Dieser
Zustand ist durch die Gutachten des damaligen Anstaltsarztes Schütte und des Professors Aschaffen-
burg als einwandfrei festgestelltzu erachten. Der I. Fachausschußschlägt deshalb vor, die Be¬
schwerde als unbegründet zurückzuweisen.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat Herr AbgeordneterLüchem.
AbgeordneterLüchem: Meine Damen und Herren! Wenn ich hierzu spreche,so tue ich

dies nicht, um nun das Material, welches in der Drncksache niedergelegtist, anzuzweifeln,sondern
dauu tue ich das bloß im Auftrage unserer Fraktion, um möglich zu machen, daß dieser Herr
Strauch wenigstensin Zukunft zufriedengestelltwird.

Ich habe schon gesagt, das Material, das in der Drucksache niedergelegtist, ist einwand¬
frei, und wir zweifeln diese Tcitfache nicht an. Dieser Herr aber — jede Fraktion wird davon
überzeugt sein — bezweifelt alles das, was in dieser Drucksache niedergelegt ist. Zum Beispiel
behauptet er, die Behandlung seines Falles von seilen der Verwaltung sei nicht in einwandfreier
Weise geschehen, die Behandlung, die ihm von selten der Verwaltung in verschiedenen Punkten zu¬
teil geworden wäre, ließe alles zu wünschen übrig; man hätte ihm nicht den genügendenEinblick
in die Akten gestattet, mau hätte ihn nicht bei der Zeugenvernehmungherangezogen. Alle diese
Dinge behauptet dieser Herr Strauch.

Wir sind nun der Auffassung, weil bisher der Fall Strauch nur von seiteu der Ver¬
waltung geprüft worden ist und der Pruvinzinllandtag ein Interesse daran hat, uuu endgültig den
Fall zu erledigen, daß es da zweckmäßig wäre und ini Interesse der Verwaltung läge, wenn der
Pruviuziallnndtag beschlösse,eine Kommission einzusetzen, die unter Hinzuziehungdieses Herrn Strauch
das Material prüft.

Wir stellen deu Autrag nicht deshalb, um nun vielleichtdie Verwaltuug iu die Gefahr zu
bringen, daß sie desavouiert wird, sondern wir stellen ihn deshalb, weil wir dem Herrn dann sagen
können: Der Provinzinllandtag hat eine Kommissionans allen Fraktionen eingesetzt, sie hat das
Material geprüft. Wenn diese Kommissionzu der nämlichenAnsicht kommt wie der Provinzial-
ausschnß, ist die Verwaltung gedeckt und man kann diesem Herrn mit Fug und Recht sagen: Ihre
Beschwerdensind nicht stichhaltig; wir möchtenIhnen empfehlen,uns in Zukunft mit dieser Sache
vom Leibe zu bleiben, das artet mittlerweile zu einer Belästigung der Abgeordnetenaus.

Ich meine, wenn Sie diesen Weg beschreitenund diese Kommissioneinsetzen, damit sie
unter Hinzuziehung des Herrn Strauch die Akten prüft und sich daraus eine» Vers bildet, dauu
wird der Herr zufriedengestelltsein müssen, und die Verwaltung ist gedeckt. Im Interesse der Ver¬
waltung und unser selbst, damit wir in Zukunft nicht mehr derartigen Beschwerden ausgesetztsind,
möchte ich deshalb empfehlen, unseren Antrag auzunehmen.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat Herr Abgeordneter Hauck.
Abgeordneter Hauck: Ich möchte den Antrag, der soeben gestellt worden ist, unter¬

stützen. Das Material, welches uns zugegangenist, — ich weiß nicht, ob Sie das gleiche Material
erhalten haben wie wir —, enthält so erhebliche Anschuldigungen,daß ein Außenstehenderohne
weiteres annehmen muß — die ganze Sache ist ziemlich logisch aufgebaut —, daß dem Manne
tatsächlichUnrecht geschehenist. Nach außen wird es immerhin den Anschein haben, daß die
Verwaltung danach strebt, ihr Handeln, und sei es auch das Handeln eines verflossenen Landes¬
hauptmanns zu deckeu. Dieser Eindruck wird zweifellos iu der Oeffentlichkeitbestehen. Aus
diesen, Grunde bitten wir ganz besonders darum, daß hier eine Kommissionaus den Abgeordneten
sämtlicher Fraktionen gebildet wird, die diese Angelegenheit nochmals prüft. Erst dann werden
wir hierzu Stellung nehmen können. Sonst müssen wir die Vorlage, die uns hier gemacht
worden ist, ablehnen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr Landesrat Gerlach.
Landesrat Gellach: Meine Dmnen und Herren! Wenn durch deu Antrag der

Kommunistischen Fraktion der Fall Strauch eudgültig aus der Welt zu schaffen wäre, fo würde
auch d,e Vettvaltung diesen Antrag akzeptieren. Aber es ist im Laufe der Jahre, fast möchte man
Mgen, Jahrzehnte, denn ein Jahrzehnt schwebt die Sache schon, nicht nur einmal, sondern bereits
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mehrere Male den Anträgen des Herr» Strauch Rechnung getragen worden. Es haben Unter¬
suchungen stattgefunden. Aber jedesmal Hai nach der Untersuchung, die auf Grund der vorliegende,,
Akten zu einer Ablehnung der Anträge des Herrn Strauch führen mußte, Herr Strauch erklärt,
die Untersuchungsei nicht objektiv vor sich gegangen. Sie können sich darauf verlassen: Wenn in
dieser Kommissionnur die Herren Antragsteller sitzen würden, würden auch sie vom Herr» Stranch
zu hören bekommen, daß sie nicht objektiv verfahren seien. Die Dinge liegen heute so, daß tntsächlich
von der Verwaltung und von einer ganzen Reihe Abgeordnetenmehrfach die Akten des Falles Strauch
geprüft worden sind und daß man in jedem Falle zu einer Ablehnung kommen mußte. Es handelt
sich bei diesem ehemaligen Beamten tatsächlichum einen typischenFall von Querulantenwahn,
Wenn Sie jemals die Möglichkeit gehabt haben, mit dem betreffendenHerrn selbst zu sprechen,
so werden Sie gefunden haben, daß, wenn Sie ihm ein Argument widerlegt hatten, er ohne
weiteres auf das nächste kommt und im Kreise auf das erste Argument zurückkehrt.

Ich kann es mir versagen, auf die ganze Angelegenheitselbst einzugehen, nachdem der
Herr AbgeordneteLüchem ja das Material, das die Verwaltung Ihnen vorgelegt hat, hier selbst
als einwandfrei bezeichnet hat. Es muß daran festgehaltenwerden, daß der frühere Beamte Strauch
zwangsweisein den Ruhestand versetzt worden ist, nachdemvom Bezirksausschußiu Köln in einem
Disziplinarverfahren erklärt worden war, daß er für seine Handlungen nicht verantwortlich zu
machen sei, weil er geistig nicht normal sei. Es kann selbstverständlichkeine Verwaltuug einen
Beamten behalten, der für seine Handluuge» nicht verantwortlich zu machen ist; das muß eine
Verwaltung unter allen Umständen ablehnen. Da die Erklärung, den Herrn Strauch für geistig
nicht normal zu halten, von ihm selbst bezw. von seinem Anwalt beantragt worden ist
(Abgeordneter Haas: Hört! Hört!), so haben wir, glaube ich, absolut nichts mehr in der Beziehung
zu beschließen.(Abgeordneter Hauck: Angeblich aber gegen seinen Willen!) Herr Abgeordneter Hcmck,
Sie haben doch in Ihrer langen Praxis als Arbeitersetretiir solche Fälle schon häufig auch zu
spüre,, bekommen. (AbgeordneterHauck: Sehr richtig!)

Wir können natürlich nicht auf die vielen Dinge eingehen, die immer, nachdem ein Verfahre»
sein Ende erreicht hat, von Herrn Strauch erneut behauptet werden. Herr Strauch behauptet
zum Beispiel, die Akteneinsicht sei ihm nicht gestattet worden. Die Herren aus der Fachkommission I
wissen, daß ich dort die Möglichkeithatte, eine Notiz des betreffendenBeamten, der Herr» Strauch
die Akteneinsicht gestattet hat, vorzulegen. Daraus ging hervor, daß er die Akten tatsächlich durch¬
gesehen hat. Wem, Sie seine eigene Beschwcrdeschrift einmal zur Hand nehmen, so steht ja darin,
das Gutachten des Herrn Dr. Afchciffenburg, das jetzt neuerdings erstattet worden sei, sei in allen
Punkten unhaltbar. Wenn die Verwaltung Herrn Strauch die Ntteneinsichtnicht gestattet hätte,
wie er behauptet, so hätte er vuu dem Gutachten des Herrn Professor Aschaffenburg,das natürlich
nur in den Akten vorhanden ist, keine Kenntnis haben können.

Ich glaube, nachdemsich nicht nur der Provinzialausschußeingehend mit der Angelegenheit
beschäftigthat, sondernnachdem sich auch die Fachkommission, in der Vertreter aller Parteien sitzen,
eingehendmit dieser Angelegenheitbefaßt hat, können wir wohl für diesen Landtag die Akten über
den Fall Strauch schließen. Ich bitte Sie namens der Verwaltung, deni Beschluß der Fach¬
kommission I beizutreten. (Bravo!")

VorsitzenderDr. Iarres: Sie haben den Antrag gehört. Von der Kommunistischen
Fraktion ist ein Gegenantrag eingelaufen, dem sich die UnabhängigeFraktion angeschlossen hat:

„Der Provinzialausschuß wolle beschließen, eine Kommissioneinzusetzen, deren Aufgabe
es ist, die Akten im Falle Strauch unter Hinzuziehungdes Herrn Strauch zu prüfen."

Das ist ein Almndernngsantrag über den ich zunächstabstimmen lassen muß. Ich bitte
diejenigen, die für diesen Antrag sind, sich zu erheben. — Das ist die Minderheit.

Ich lasse danu über den Autrag des Fachausschussesabstimmen und bitte diejenigen, die
für diesen Antrag sind, sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit.

Punkt 33: Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des
Provinzialausschusses, betr. Uebernahme der Kosten des Geschäftsführers
des Zweigausschusses Rheinland e. V. für Deutsche Jugendherbergen im
Rechnungsjahre 1922 bis zum Höchstbetrage von 60000 Mark auf den
Proviuzialverbaud.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Maus.
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Abgeordneter Maus: Die Drncksache Nr. 8 liegt Ihnen vor. Es ist beantragt wurden,
mit dieser Drucksachegleichzeitig die Drucksache 37 zu verhandeln. Der Beschlußentwurf ist in
Drucksache79 festgelegt. Es wird beantragt, dem Veschlußentwurfzuzustimmen.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat Herr Abgeordneter Reese.
Abgeordneter Reese: Meine Damen und Herren! Auch wir siud erfreut, daß dieser

Antrag gekommen ist, denn es muß unbedingt die gesamte Jugendbewegung so unterstützt werden,
daß sie ihren Zwecken auch gerecht wird. Wir haben heute eine ganze Reihe von Stellen, die
Mittel für die Iugcndbewegnng haben. Wir wissen, daß die Regierungspräsidenten Fonds zur
Verfügung haben, aus denen die Jugendorganisationen unterstützt werden können. Desgleichen
haben wir eine Reihe anderer Stellen, von denen erhebliche Mittel zur Verfllgnng gestellt werden
tonnen. Ich möchte aber auch bitten, daß die Jugendorganisationen aller Richtungen von diesen
Mitteln Gebrauch machen und Anträge dazu stellen. (Sehr richtig! links.) Diese 60000 Mark
kommen ja der Iugendherbergenbewegungzugute. Ich habe die Neberzeugung,die Sache ist unbe¬
dingt nutwendig, weil die arbeitende Bevölkerung uicht mehr imstande ist, die heutigen Reisekosten
zu bezahlen, wenn sie nicht auf die umliegendenStädte angewiesensein will. Da ist das Geld
gut angebracht.

BorsitzenderDr. Iarres: Das Wort ist nicht weiter gewünscht. Widerspruch ist nicht
erhuben. Die Vorlage ist angenommen.

Zn Punkt 34 ist hier eben der Bericht und Autrag des Ausschusses angenommenworden.
Aber der Ausschnßantrag enthält nicht den Namen des Betreffenden, der gewählt worden ist. Der
Fachausschußhat den Laudrat Schluchtmann in Dinslaken vorgeschlagen.

Punkt 35 ist erledigt. Bei Punkt 36 ist nachträglich auf eine Erörterung verzichtet
worden. Wenn auch der Berichterstatter auf den Bericht verzichtet, stelle ich fest, daß fich kein
Widersprucherhebt und die Vorlage augeuommeuist.

Die Pnnkte 37—41 find erledigt.
Pnnkt 42: Autrag des III. Fachausschusses zu dem Antrag der Unabhängigen

Sozilltdemokratischen Partei, betreffend die Versteigerung des Obstes an
den Pruuiuzialstraßen.

Verzichtet der Berichterstatter anf den Bericht? (Abgeordneter Marx: Ich verzichte!)
Das Wort hat Herr AbgeordneterRing,
AbgeordneterRing: Wir haben den Antrag von der UnabhängigenSuzialdemotratischeu

Partei aus gestellt und waren uns von vornherein darüber schlüssig, daß in der technischenDurch¬
führung vielleichtdas eine oder andere nicht fo zu machen ist, wie wir es wünschen. Wir ließen
uns in der Hanptsachc von dem Gedanken leiten, daß das der Provinz zur Verfügung stehende
Obst vur allen Dingen der breiten Bevölkerung zugeführt werden muß.

Es sind Klagen geführt wurden, die wir im Moment nicht bis in alle Einzelheiten hinein
prüfe» konnten. Es sollen große Winzerverbände von dem Obst in der Rheinprovinz ihre Nutz¬
nießung ziehen nnd zwar durch Mittelspersonen. Diesem muß abgeholfen werden aus dem ein¬
fachen Grunde, weil die Bevölkerung im allgemeinen, dann aber auch die Provinzialanstalten und
die Anstalten, die von den Städten unterhalten werden müssen, im besunderenein Anrecht auf das
Obst habeu und wir vor allen Dingen dafür sorgen müssen, daß das Obst in diese Hände hinein¬
kommt. Deswegen hätten wir gerne gesehen, daß unser Antrag unverändert angenommenwurden
wäre, ^nachdemwir schon das Wort „Händler" herausgestrichenhatten. Im Absatz 2 heißt es:
„Im Interesse der Volksernährung darf Zwischenhändlern und Wucherern kein Zuschlag erteilt
werden". Hier hatte» wir ursprünglich noch das Wort „Händler" eingeschoben,jedoch später
gestrichen wegen der technischenSchwierigkeiten,die sich dadurch ergeben hätten. Der Antrag wurde
in dieser Form formuliert, weil wir es für ratsam hielten — das ist ja auch wohl allgemein die
Auffassungder Herren von der Rechten—, sich genau und präzise auszudrücken über das, was man
will; dann wird man anch das Mögliche erreichen, selbst zugegeben, daß hier und da noch Uustiinmig'
ketten vorkommen können, die nicht zu kontrollieren sind. Aus diesem Grunde müssen wir unseren
Antrag aufrecht erhalten.

Nun komme ich zu dem Antrage, der von der Fachkommissiungestellt wurde. In der
Fachkommission haben wir uns über die technischen Schwierigkeitenunterhalten, nnd, nachdemdie
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